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1067. Sitzung 

Berlin, den 10. Juli 2026 

 
Beginn: 09.37 Uhr 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Meine 
sehr geehrten Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, ich eröffne die 1067. Sitzung des Bundesrates. 

Sehr geehrte Damen und Herren, zunächst möchte ich 
Ihre Aufmerksamkeit auf unsere Ehrentribüne lenken. 
Dort hat der Präsident des Senats der Französischen 
Republik, Seine Exzellenz Herr Gérard L a r c h e r , 
mit einer hochrangigen Delegation Platz genommen. – 
Herr Senatspräsident, ich begrüße Sie und Ihre Delegati-
on sehr herzlich bei uns im Bundesrat. Bienvenue au 
Bundesrat, Monsieur le Président! 

(Beifall) 

Unser Kontinent braucht die starke Partnerschaft zwi-
schen Deutschland und Frankreich. Beide Länder – und 
ganz Europa – müssen sich derzeit einer Reihe von Her-
ausforderungen stellen. Ich denke hierbei an die Bedro-
hung der europäischen Sicherheit, das Erstarken extre-
mistischer und populistischer Kräfte sowie die Aufgabe, 
unsere Klimaziele zu erreichen und zugleich die Wettbe-
werbsfähigkeit unserer Wirtschaft zu bewahren. Auf 
diese Herausforderungen kann es keine ausschließlich 
deutschen oder französischen Antworten geben. Sie ver-
langen gemeinsames Handeln, gemeinsamen Mut und 
gemeinsame Verantwortung. Die Antworten, die wir 
finden müssen, werden europäische Antworten sein. 
Gerade deshalb erfüllt es mich mit Stolz, sagen zu kön-
nen, dass der französische Senat und der Bundesrat seit 
vielen Jahren eine tragende Säule der deutsch-französi-
schen Freundschaft und Zusammenarbeit bilden. Unsere 
Häuser verbindet ein enges und vertrauensvolles parla-
mentarisches Miteinander, welches vom regelmäßigen 
Austausch, von persönlichen Begegnungen und vom 
Engagement unserer Freundschaftsgruppen lebt. 

Erst in der vergangenen Woche empfing Ihr Haus die 
deutsch-französische Freundschaftsgruppe des Bundesra-
tes zu einer Arbeitssitzung in Paris. Für den produktiven 
Austausch und Ihre außerordentliche Gastfreundschaft 

möchte auch ich Ihnen meinen Dank aussprechen. Es war 
uns zudem eine besondere Ehre, dass Sie mit uns im 
September 2024 das 75-jährige Bestehen des Bundesrates 
im historischen Plenarsaal in Bonn gefeiert haben. In 
Ihrer Rede nannten Sie als entscheidende Wesensmerk-
male des Föderalismus, der Dezentralisierung und des 
Zweikammersystems – ich zitiere – „die Kultur des 
Kompromisses, die Nähe zu den Bürgern und den Prag-
matismus vor der Ideologie“. Lassen Sie uns mithilfe der 
von Ihnen beschriebenen Vorzüge des Bikameralismus 
auch in Zukunft Hand in Hand die bestmöglichen Lösun-
gen für die Herausforderungen unserer Zeit für die Bür-
gerinnen und Bürger in Frankreich, in Deutschland und in 
Europa finden! 

Herr Senatspräsident, liebe Gäste aus Frankreich, ich 
freue mich, dass wir später noch Gelegenheit haben wer-
den, unsere Gespräche fortzusetzen. Ich wünsche Ihnen 
weiterhin einen angenehmen Aufenthalt in Berlin und 
heiße Sie nochmals im Namen des gesamten Hauses ganz 
herzlich willkommen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, bevor wir uns der 
Tagesordnung zuwenden, möchte ich noch unserer Kol-
legin, Frau Ministerin B e r g  aus dem Saarland, im 
Namen des Hauses zu ihrem Geburtstag gratulieren. – 
Herzlichen Glückwunsch, liebe Kollegin! 

(Beifall) 

Die Gesetze, die der Deutsche Bundestag gestern be-
schlossen hat – unsere Punkte 80, 81, 83 und 85 –, finden 
Sie umgedruckt hier im Saal auf Ihren Plätzen vor. 

Das Abgeordnetenentschädigungsgesetz, das Gebäude-
energiegesetz und das GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz – TOP 82, 84 und 86 unserer Tagesordnung – 
behandelt der Deutsche Bundestag erst heute Vormittag. 
Sobald der Bundestag die Gesetze verabschiedet und 
zugestellt hat, werden sie umgedruckt und im Saal ver-
teilt. Bitte richten Sie sich darauf ein, dass wir die Sit-
zung gegebenenfalls unterbrechen müssen, sofern die 
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Beschlüsse uns nicht rechtzeitig vor dem Ende unserer 
Sitzung vorliegen! 

Und jetzt zur Tagesordnung. Sie liegt Ihnen in vor-
läufiger Form mit 86 Punkten vor. 

TOP 25 wird abgesetzt. 

Zur Reihenfolge: Zu Beginn der Sitzung werden TOP 5, 
die Debatte zu TOP 86, TOP 10 und TOP 21 – in dieser 
Reihenfolge – aufgerufen. Nach TOP 7 werden TOP 80, 
die Debatte zu TOP 84 und TOP 85 – in dieser Reihen-
folge – behandelt. TOP 18 wird verbunden mit TOP 19 
beraten. Nach TOP 24 werden die Punkte 71 und 74 – in 
dieser Reihenfolge – erörtert. Am Schluss der Sitzung 
werden die Abstimmung zu TOP 84 und die Abstimmung 
zu TOP 86 – in dieser Reihenfolge – aufgerufen. Im 
Übrigen bleibt die Reihenfolge unverändert. 

Gibt es Wortmeldungen zur Tagesordnung? – Das ist 
nicht der Fall. 

Dann ist sie so festgestellt. 

Ich komme zu Tagesordnungspunkt 5: 
TOP 5  

Infrastruktur-Zukunftsgesetz (Drucksache 390/26) 

Mir liegt eine Reihe von Wortmeldungen vor. Als Ers-
tes rufe ich auf: Herrn Ministerpräsident Dr. Söder aus 
Bayern. 

Dr. Markus Söder (Bayern): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Heute beteiligt sich 
der Bundesrat an großen Reformvorhaben, die unser 
Land voranbringen. Wir alle wissen, dass Deutschland 
Veränderung, Reformen und mehr Geschwindigkeit 
braucht, um zum einen die wirtschaftliche Leistungsfä-
higkeit des Landes zu steigern, aber zum anderen auch, 
um zu zeigen, dass die Demokraten in der Lage sind, 
Entscheidungen zu treffen. Zu lange war der Vorwurf, es 
gebe Stillstand in Deutschland. Heute erzeugen wir Be-
wegung. 

Der erste Punkt ist das Infrastruktur-Zukunftsgesetz. 
Das ist eine zentrale und wichtige Weichenstellung. Im 
letzten Jahr wurde auf der einen Seite das Sondervermö-
gen für Verteidigung beschlossen, auf der anderen Seite 
das Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaschutz. 
Von diesem Sondervermögen profitieren die Länder und 
Kommunen sehr stark. Kollege Kretschmer, Frau Schwe-
sig und meine Person haben damals sehr hart daran gear-
beitet, das in die Koalitionsverhandlungen auf Bundes-
ebene einzubringen. Jetzt muss es auch auf die Straße 
gebracht werden: für Schienen, für Brücken, für den 
Ausbau von Straßen. Zu lang dauert es in Deutschland, 
bis etwas verbaut wird. Mit diesem Gesetz wird schnelle-
res Planen, schnelleres Bauen ohne materielle Abstriche 
ermöglicht. Wir beschleunigen das Ganze einfach. Wir 

haben zwar noch nicht die Geschwindigkeit wie andere 
Teile der Welt, aber wir werden deutlich besser. 

Wichtig dabei: die Vorfahrt für wesentliche Infrastruk-
turprojekte – das heißt, es steht im überragenden öffentli-
chen Interesse –, für Straßen, Brücken, Schienen und 
andere Verkehrsinfrastruktur. Doppelte Prozesse, Mehr-
fachprüfungen werden endlich aufgehoben. Genehmi-
gungsverfahren werden deutlich vereinfacht, vor allem 
für die Schieneninfrastruktur, bei der normalerweise die 
Verfahren mit den beteiligten Behörden mit Abstand am 
längsten dauern. Genehmigungsverfahren vereinfacht, 
Genehmigungsfiktionen eingeführt, einheitliches Verfah-
rensrecht, Digitalisierung des Verfahrens und, und, und – 
es ist ein großes und wichtiges Paket, mit dem klaren 
Ziel, dass etwas vorangeht, dass das Sondervermögen 
nicht irgendwo geparkt, sondern tatsächlich umgesetzt 
wird, vom Parkplatz auf die Straße, auf die Schiene 
kommt. Das wird für Bundesstraßen, für Flughäfen, für 
Wasserstraßen, für Bahnstrecken, für Brücken, für Rast-
anlagen und, und, und einen großen Schub bringen. Da-
mit hat Deutschland die Chance, dass neben der Verteidi-
gung auch die Infrastruktur auf den neuesten Stand ge-
bracht werden kann. 

Ich bin froh, dass das Gesetz im Bundestag beschlos-
sen wurde. Ich hoffe sehr, dass auch wir uns klar dazu 
bekennen, denn das bringt unser Land voran. Das Ganze 
ist für den Bundesrat heute sozusagen der erste Streich. 
Nicht alles, was drinsteht, ist perfekt. Nicht alles, was da 
beschlossen wird, muss einem gefallen. Aber es geht 
etwas voran. Es sind Kompromisse, und an dieser Stelle 
erhöht das einfach die Geschwindigkeit für Deutschland. 
Das ist ein wichtiger Schritt. Deswegen unterstützen wir 
das Gesetz sehr. 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, Herr Kollege! – Ich rufe auf: Herrn Minister-
präsident Özdemir aus Baden-Württemberg. 

Cem Özdemir (Baden-Württemberg): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich stehe heute 
zum ersten Mal als Ministerpräsident meines Heimatlan-
des Baden-Württemberg hier am Rednerpult, aber nicht 
zum ersten Mal im Bundesrat. Ich danke für die freundli-
che Aufnahme in diesen Kreis. 

In meiner ersten Rede als Ministerpräsident spreche 
ich zu einem Thema, das wie kein anderes die Menschen 
nicht nur in Baden-Württemberg, sondern auch in der 
ganzen Republik bewegt: der marode Zustand der Infra-
struktur unseres Landes, der der drittgrößten Volkswirt-
schaft der Welt nicht angemessen ist. Die sichtbarsten 
Beispiele dafür sind der Zustand der Bahn und der Zu-
stand unserer Brücken. Wir haben es dahin kommen 
lassen, dass mittlerweile Unpünktlichkeit, Ausfälle, jah-
relange Umleitungen fast schon Normalität sind. Und 
weil wir Gäste aus Frankreich haben, sage ich: Ich erin-
nere mich an Zeiten, in denen das Gegenteil der Normal-
fall in der Bundesrepublik Deutschland war. Da müssen 
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wir wieder hin! Wer schon einmal stundenlang schwit-
zend im Zug auf einem Streckenabschnitt gefangen war, 
der weiß, dass da etwas grundlegend schiefgelaufen ist. 
Und wer nach einer plötzlichen Brückensperrung über 
Jahre lange Umwege in Kauf nehmen muss, weiß das 
ebenfalls. Sie wie ich, wir erleben jeden Tag den Ärger 
unserer Bürgerinnen und Bürger. Und unsere Bürger 
haben recht! 

Wie konnte es so weit kommen, meine Damen und 
Herren? Man muss zum einen die jahrzehntelange finan-
zielle Vernachlässigung unserer Infrastruktur deutlich 
beim Namen nennen. Alle haben daran ihren Anteil. 
Doch unterm Strich will ich sagen, dass sich der konser-
vative Teil des politischen Spektrums das vielleicht etwas 
stärker ins Stammbuch schreiben muss. Aber ich muss 
auch auf das jahrzehntelange regulative Draufsatteln zu 
sprechen kommen, mit immer mehr Regeln, mit immer 
mehr Verfahren, mit immer mehr Vetorechten und Kon-
trollschleifen. Auch daran haben alle ihren Anteil. Doch 
unterm Strich muss man ehrlicherweise sagen, dass sich 
der progressive Teil des politischen Spektrums das mög-
licherweise etwas stärker ins Stammbuch schreiben muss. 
Inzwischen merken die einen: Sparen allein kann kein 
Selbstzweck sein. Man kann auch alles kaputtsparen. Und 
die anderen merken vielleicht, zum Beispiel bei der 
Energiewende, dass man die eigenen Herzensprojekte mit 
zu viel gut gemeinter Regulierung ad absurdum führen 
kann. 

Wir sind jetzt in einer schwierigen Lage, in der die 
tiefste Wirtschaftskrise seit Gründung der Bundesrepub-
lik Deutschland uns alle miteinander dazu zwingt, dass 
business as usual keine Option mehr sein kann. Vielmehr 
brauchen wir eine geradezu disruptive Kraftanstrengung. 
Die finanzielle Grundlage für diese Kraftanstrengung 
haben Bund und Länder mit dem 500-Milliarden-Euro-
Sondervermögen geschaffen. Ich werbe dafür, dass wir 
heute mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz die regulative 
Grundlage für diese Kraftanstrengung schaffen. Das eine 
und das andere gehören zusammen. Es macht keinen 
Sinn, das zu trennen. Wir brauchen beides zugleich, sonst 
kommen wir nicht mit dem nötigen Tempo aus dem Sa-
nierungsstau und der Krise heraus. Dafür müssen alle 
Seiten über ihren Schatten springen – der konservative 
Teil vielleicht stärker beim Sondervermögen und der 
progressive Teil vielleicht stärker beim Infrastruktur-
Zukunftsgesetz. 

Das Infrastruktur-Zukunftsgesetz tut, was es soll. Es 
beschleunigt Planungen – „endlich!“, ist man geneigt zu 
sagen –; es vermeidet doppelte Prüfungen zwischen Bund 
und Ländern; es vereinfacht die Erneuerung maroder 
Brücken, Tunnel und Wasserstraßen; es sichert unseren 
Standort durch moderne Schienen und Straßen; es ermög-
licht einen einfachen, vorzeitigen Baubeginn noch vor 
Abschluss des Planfeststellungsbeschlusses; und es sorgt 
für die Modernisierung der Transportrouten für unsere 
Unternehmen, für die Bundeswehr und stärkt dadurch 
auch unsere Sicherheit. All das sind wichtige Fortschritte. 

Dabei ist mir bewusst, dass viele sich sorgen, was das 
für den Umweltschutz bedeutet, und fragen, ob der mög-
licherweise unter die Räder kommt. Deshalb weise ich 
darauf hin: Es entstehen durch das Gesetz keine rechts-
freien Räume. Die Umweltverträglichkeitsprüfungen 
wird es weiterhin geben. Sie werden lediglich für be-
stimmte Vorhaben vereinfacht. Auch einen Ausgleich für 
den Verbrauch von Flächen wird es weiterhin geben. Der 
Unterschied ist nur, dass der Bau nicht mehr jahrelang 
durch die Suche nach Ausgleichsflächen gebremst wird. 

Mehr Pragmatismus und eine Kultur des Ermög-
lichens, das ist der Geist, den auch wir in Baden-
Württemberg uns vorgenommen haben, und das ist der 
Geist, mit dem wir in Bund und Ländern gemeinsam die 
Dinge angehen müssen. Wenige Regeln, die dann aber 
auch funktionieren, statt immer neuer Regeln, die alles 
blockieren und kaputtmachen, und eine Umkehrung der 
bisherigen Logik. Der Staat muss künftig begründen, 
warum eine Berichtspflicht unbedingt sein muss, ansons-
ten gilt: Einfach abgeschafft! Der Staat muss gewährleis-
ten, dass innerhalb einer bestimmten Frist entschieden 
wird, ansonsten muss gelten: Genehmigt! Ich freue mich, 
dass dieser neue Geist immer mehr Schule macht, nicht 
nur bei uns in Baden-Württemberg. 

Ich komme zum Schluss. Lassen Sie mich noch kurz 
zwei kritische Anmerkungen machen! Erstens: Auch bei 
der Beschleunigung kann man es übertreiben. Die Länder 
haben im ersten Durchgang zu Recht viele Änderungen 
angemahnt, nicht zuletzt, weil das Verfahren sehr kurz-
fristig angesetzt wurde. Etwas mehr Vorlauf hätte uns 
sicherlich gutgetan. Zweitens: Auch beim Priorisieren 
kann man es übertreiben. Das überragende öffentliche 
Interesse ist im Fall des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes 
begründet. Allerdings müssen wir für die Zukunft beden-
ken, dass nicht alles gleich wichtig sein kann. Denn sonst 
ist es wie im Fußballstadion: Steht einer auf, stehen alle 
auf, und es ist genauso wie vorher. 

Meine Damen und Herren, mir ist nicht bange um die 
Zukunft. Wenn wir hier zeigen, dass wir die Dinge ge-
meinsam ändern können, dann können wir auch verlore-
nes Vertrauen zurückgewinnen. 

Vizepräsident Hendrik Wüst: Vielen herzlichen 
Dank, Herr Kollege! – Ich rufe auf für Bremen: Herrn 
Kollegen Dr. Bovenschulte. 

Dr. Andreas Bovenschulte (Bremen): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Das heute zur Abstim-
mung stehende Infrastruktur-Zukunftsgesetz ist von ganz 
außerordentlicher Bedeutung. Wir können uns in 
Deutschland keinen Monat, eigentlich keine Woche wei-
terer ökonomischer Stagnation erlauben. Wir erleben 
jeden Tag, was es bedeutet, dass wir jetzt seit sechs Jah-
ren in einer Situation sind, die mit „Verharren“ noch 
freundlich beschrieben ist. Das inflationsbereinigte 
Wachstum betrug in Deutschland von 2019 bis 2025 
insgesamt 0,3 Prozent. Rechnet man das auf die Pro-
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Kopf-Entwicklung um, dann wäre in der Statistik sogar 
eine Schrumpfung zu verzeichnen. So kann es nicht wei-
tergehen. Und deshalb – das haben meine beiden Vorred-
ner treffend begründet – ist es notwendig, dass heute von 
dieser Sitzung ein ganz starkes Signal ausgeht: Wir brau-
chen ein Infrastruktur-Zukunftsgesetz – nicht, weil mit 
diesem Gesetz alle Probleme beseitigt würden und das 
der einzige Schritt zu mehr Wachstum und Entwicklung 
wäre. Wir wissen: Für jedes schwierige Problem gibt es 
eine Lösung, die klar, einfach und falsch ist. Wir brau-
chen immer mehrere Ansatzpunkte. Wir brauchen eine 
Investitionsoffensive. Wir brauchen eine Stärkung der 
Nachfrage. Wir brauchen Handelsabkommen auf interna-
tionaler Ebene. Aber wir brauchen eben auch eine Be-
schleunigung und Vereinfachung von Verfahren, damit 
das, was wir investieren wollen, zeitnah und pragmatisch 
auf die Straße, die Brücke, die Wasserstraße und in ande-
re Infrastruktureinrichtungen gebracht wird. 

Nun ist von meinen beiden Vorrednern viel über Stra-
ßen, Brücken, Wasserstraßen, Bahnstrecken geredet wor-
den. Aber eine wichtige Sache, die noch nicht erwähnt 
worden ist, möchte ich an dieser Stelle hervorheben: die 
Häfen, insbesondere die Seehäfen. Die Seehäfen und die 
Häfen insgesamt sind für eine wirtschaftlich so stark 
international verflochtene Nation wie Deutschland von 
geradezu existenzieller Bedeutung. Wir brauchen sie für 
den Export, für den Import. Die Stärke einer Nation in 
wirtschaftlicher Hinsicht zeigt sich insbesondere auch 
darin, wie stark ihre Häfen aufgestellt sind. Sie können 
mir glauben: Es hat mich gequält, dass in den letzten 10, 
15 Jahren Hamburg, Bremerhaven und andere Häfen so 
sehr hinter ARA – Antwerpen, Rotterdam und Amster-
dam – zurückgefallen sind. 

Aber, meine Damen und Herren, das ist kein Naturge-
setz. Diese Entwicklung kann umgekehrt werden. Dafür 
brauchen wir aber auch die Grundlagen, unsere Häfen 
weiterentwickeln zu können und konkurrenzfähig zu 
machen. Im Infrastruktur-Zukunftsgesetz sind viele Maß-
nahmen enthalten, die auch der Entwicklung unserer 
Häfen dienen. Etliche Dinge, die für uns aus Bremen 
wichtig sind, zum Beispiel für die Vertiefung der Au-
ßenweser, zum Beispiel für die Sanierung und Ertüchti-
gung unserer Hafenanlagen, übrigens auch zu Zwecken 
der Verteidigung, zum Beispiel für die Hinterlandanbin-
dung unserer Häfen, haben wir reinverhandelt. Ich erhof-
fe mir von dieser Sitzung ein klares Signal, auch im Inte-
resse des Bundeslandes Bremen, weil wir sehr existenzi-
ell auf die Häfen angewiesen sind. 

Ich möchte noch einen letzten Gedanken aufgreifen. 
Der Kollege Özdemir aus Baden-Württemberg hat ge-
fragt: Was ist denn mit dem Umweltschutz? Gerät der 
nicht unter die Räder? – Natürlich ist das eine schwierige 
Abwägung, wie es mit dem Verhältnis von Wachstum 
und Ökologie aussieht. Ich nehme wahr, dass die Stagna-
tion, die wir im Moment haben, die Transformation nicht 
wirklich beschleunigt, sondern eher dazu führt, dass wir 
bei der Transformation Rückschritte machen. Insofern ist 

meine feste Überzeugung: Ja, wir brauchen natürlich 
Ökologie und Umweltschutz, aber das Ganze muss so 
pragmatisch ausgestaltet sein, dass wir damit arbeiten 
können. Und ja: Aus Sicht eines flächenkleinen Stadt-
staates ist es gut, dass man eine Kompensation auch über 
Ersatzgeldzahlungen leisten kann, mit denen man an 
anderer Stelle Ausgleichsflächen erwerben kann, statt in 
unserem kleinen Gebiet immer auf eine Naturalkompen-
sation angewiesen zu sein, wo wir kaum noch räumliche 
Möglichkeiten haben. Deshalb ist das Infrastruktur-
Zukunftsgesetz trotz schwieriger Abwägungen, die man 
im Einzelfall auch anders treffen könnte, der richtige 
Ansatz und für uns in Bremen eine existenzielle Voraus-
setzung für die Zukunftssicherung unserer Häfen. – Ganz 
herzlichen Dank! 

Vizepräsident Hendrik Wüst: Vielen herzlichen 
Dank, Herr Kollege! – Ich erteile für das Land Baden-
Württemberg Frau Ministerin Razavi das Wort. 

Nicole Razavi (Baden-Württemberg): Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wir alle 
wissen es längt: Für große Infrastrukturvorhaben brau-
chen wir in Deutschland einfach viel zu lange. Das gilt 
für den Aus- und Neubau von Straßen, Schienen, Brü-
cken und Wasserstraßen, und es gilt natürlich genauso für 
die dringende Sanierung von alternden Straßenbrücken. 
Wozu das führen kann und welche Folgen das für eine 
ganze Region haben kann, erleben wir aktuell mit der 
Sperrung der Rheinbrücke Bonn-Nord. 

Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist für un-
ser Gemeinwesen unabdingbar und elementar. Sie sichert 
wirtschaftliches Wachstum und ist ein echter Wettbe-
werbsfaktor. Sie ist Daseinsvorsorge, gerade auch im 
ländlichen Raum. Und sie ist im Krisen- und Verteidi-
gungsfall lebenswichtig. Mit dem Sondervermögen hat 
der Bund die finanzielle Grundlage für eine umfassende 
Sanierung der Verkehrsinfrastruktur geschaffen. Das 
Sondervermögen hilft aber nur, wenn wir schnell bauen 
und es mit der Infrastruktur jetzt wirklich vorangeht. 
Dazu müssen wir die komplizierten und langen Geneh-
migungsverfahren endlich schneller hinbekommen, denn 
all das viele Geld nützt nichts, wenn es in Verwaltungs- 
und Gutachterschleifen stecken bleibt. Insofern brauchen 
wir hier auf alle Fälle mehr Durchschlagskraft. 

Eines ist aber auch klar: Wir bewegen uns in einem 
vom europäischen Recht geprägten Spannungsfeld zwi-
schen dem Infrastrukturausbau und den Vorgaben aus 
dem Natur- und Artenschutzrecht. Das europäische Recht 
können wir Länder nicht ändern. Hier sind wir auf die 
Initiative des Bundes angewiesen, den wir unterstützen. 
Wir können aber im bestehenden Rechtsrahmen flexible-
re Lösungen schaffen. Hier enthielt schon der Gesetzent-
wurf der Bundesregierung viele gute Ansätze. Ich danke 
dem Bundesminister für Verkehr für die wichtige Initiati-
ve und für die gute Vorlage, und ich danke den Kollegin-
nen und Kollegen aus den Ländern für die umfangreiche 
Stellungnahme des Bundesrates im ersten Durchgang. 
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Außerdem danke ich den Regierungsfraktionen im Deut-
schen Bundestag, die viele Anmerkungen aus dem Bun-
desrat aufgegriffen und weitere Aspekte eingebracht 
haben. In Summe liegt mit dem Infrastruktur-Zukunfts-
gesetz ein rundes Werk vor. 

Was genau regelt und was bewirkt das Infrastruktur-
Zukunftsgesetz? 

Es ist, wie ich finde, zunächst einmal ein Moderne-
Verwaltung-Gesetz. Die Genehmigungsverfahren werden 
gestrafft, vereinfacht und vollständig digitalisiert. Schon 
allein das sorgt für schnellere Verfahren. Überflüssige 
Doppelprüfungen, wie zum Beispiel bei der Raumver-
träglichkeitsprüfung oder bei der Linienbestimmung für 
Bundesfernstraßen, entfallen im Genehmigungsverfahren. 
Ebenso gilt: Was einmal genehmigt und gegebenenfalls 
auch gerichtlich überprüft wurde, das gilt. Weitere 
Schleifen vor Gericht sind überflüssig und belasten wich-
tige Kapazitäten. Hier schafft das Gesetz endlich Klarheit 
und Planbarkeit. Eine echte Verbesserung ist auch die 
Stichtagsregelung, mit der in Zukunft nur noch die Sach- 
und Rechtslage zum Abschluss der Beteiligungsphase 
zählt. Damit fängt bei Rechtsänderungen während der 
Planung nicht alles wieder von vorn an. Das ist auch ein 
wichtiges Signal an die Planerinnen und Planer vor Ort: 
Wir vertrauen auf eure Integrität und euer Verantwor-
tungsbewusstsein, dass ihr mit den neuen Regelungen, 
zum Beispiel zu den vorläufigen Anordnungen, verant-
wortlich umgeht. 

Zweitens ist das Gesetz ein Wichtige-Vorhaben-
zuerst-Gesetz. Viele wichtige Vorhaben werden gesetz-
lich in das überragende öffentliche Interesse gestellt. 
Zudem wird der Beitrag dieser Vorhaben für die öffentli-
che Sicherheit als Abwägungsbelang festgeschrieben. 
Das betrifft in Baden-Württemberg unter anderem zentra-
le Vorhaben im Güterverkehr und im Personen- und 
Nahverkehr auf der Schiene, rund 40 Aus- und Neubau-
projekte an Autobahnen und Bundesstraßen, Ersatzneu-
bauten und Unterhaltungsmaßnahmen an Brücken und 
Tunneln, den Ausbau von Lkw-Parkplätzen und zentrale 
Projekte der Binnenschifffahrt, zum Beispiel bei der 
Verlängerung der Neckarschleusen. Die Priorisierung ist 
wichtig. Sie darf auch durch das angekündigte Gesetz zur 
Stärkung der natürlichen Infrastruktur nicht zurückge-
dreht werden; das zu sagen, ist mir an dieser Stelle ganz 
wichtig. Darauf wird im parlamentarischen Verfahren 
und auch in den Beratungen hier im Haus zu achten sein. 

Drittens ist das Infrastruktur-Zukunftsgesetz ein Mehr-
Praxistauglichkeit-Gesetz. Mit dem Fokus auf die Popu-
lation statt auf das einzelne Tier werden Natur- und Um-
weltschutz praxisnäher und handhabbarer. Das ist ein 
wichtiger Paradigmenwechsel und bringt Infrastruktur-
ausbau und Naturschutz in eine deutlich bessere Balance. 

Die Inhalte sind bereits politisch innerhalb der MPK 
abgestimmt und haben Eingang in die Föderale Moderni-
sierungsagenda gefunden. Ich möchte dafür werben, dass 

wir nicht nur heute dem Gesetz zustimmen, sondern auch 
weiterhin dem Bund aktive Partner bei der Planungsbe-
schleunigung bleiben. Für das Land Baden-Württemberg 
kann ich ankündigen, dass wir bei der anstehenden No-
vellierung unseres Straßengesetzes wesentliche Inhalte 
des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes in unser Landesrecht 
übernehmen wollen. – Herzlichen Dank! 

Vizepräsident Hendrik Wüst: Vielen Dank, Frau 
Kollegin! – Ich erteile nun für das Land Sachsen-Anhalt 
Frau Ministerin Dr. Hüskens das Wort. 

Dr. Lydia Hüskens (Sachsen-Anhalt): Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Mit dem vorliegenden 
Gesetz soll der Bau von Infrastruktur in Deutschland 
schneller, einfacher und günstiger werden. Jeder und jede 
hier im Raum weiß: Das ist bitter nötig. Wenn wir uns 
unsere Infrastruktur vor Augen führen, dann fallen uns 
marode Brücken ein, dann fallen uns Schienen ein, die 
nicht mehr funktionsfähig sind, dann fallen uns Ver-
spätungen, Behinderungen, Entschleunigung ein. Wenn 
ich an die eine oder andere Brücke denke, die inzwischen 
abgängig ist, dann muss ich sagen: Das sind Bilder, die 
man nie vergisst. Natürlich bleibt unsere Grundhaltung 
dabei: Sanierung ist wichtig – bei Straße wie Schiene. In 
einer der größten Wirtschaftsnationen auf diesem Globus – 
und das ist Deutschland; das sollten wir uns vielleicht 
manchmal vor Augen führen – muss aber immer auch die 
Frage gestellt werden, wo neue Investitionen erforderlich 
sind, um die Verkehrsinfrastruktur modernen Anforde-
rungen anzupassen. Wenn ein Verkehrsminister oder eine 
Verkehrsministerin sich diese Aufgabe im Land stellt, 
bekommt er oder sie relativ häufig von Mitarbeitern zu 
hören – zumindest, wenn man in meinem Alter ist –: Das 
werden Sie nicht mehr erleben. – Und damit meinen die 
Mitarbeiter nicht die Amtszeit, sondern die Lebenszeit. 

Meine Damen und Herren, das ist absurd. Das darf so 
nicht sein. Wir müssen als Verkehrsminister ohnehin 
immer über die Legislatur hinweg denken. Aber doch 
bitte nicht über mehrere Legislaturen! Ich glaube, diesen 
Zeithorizont müssen wir ändern, vor allen Dingen, wenn 
wir das mal matchen mit den wirtschaftlichen oder tech-
nologischen Entwicklungen, die wir beobachten. Es kann 
ja nicht sein, dass wir eine Straße bauen, die dem Ge-
wicht des Lkws, der in Zukunft darüberfahren wird, gar 
nicht mehr gerecht wird. 

Zumindest in Sachsen-Anhalt gibt es eine Vielzahl 
von Projekten, die dringend angegangen und realisiert 
werden müssen. Sachsen-Anhalt hat das größte autobahn-
freie Gebiet dieser Republik. Und ja, das kann den einen 
oder anderen hier im Raum vielleicht freuen. Die Men-
schen bei uns im Land betrachten das mit großer Sorge. 
Sie freuen sich über jeden Kilometer überregionaler Stra-
ße, der fertiggestellt wird. Sachsen-Anhalt liegt mitten in 
Deutschland. Viele von Ihnen, die nicht fliegen, fahren, 
wenn sie zum Bundesrat kommen, durch unser Land. Die 
ganzen Warenströme gehen durch unser Land. Dafür 
brauchen wir eine entsprechende Infrastruktur. Nicht nur 
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mir zeigt jede Straßensperrung, die wir im überregionalen 
Netz vornehmen müssen, sehr deutlich: In Sachsen-
Anhalt ist das Verkehrsnetz insgesamt zu dünn. Das ist 
auch der Grund, warum wir bei einer Straßenfreigabe, bei 
einer Autobahnfreigabe Pro-Autobahn-Demonstrationen 
haben. Ich weiß gar nicht, in wie vielen Ländern es das 
noch gibt, dass sich Menschen auf den Weg machen und 
für die Fertigstellung einer Autobahn demonstrieren. Das 
ist auch der Grund, warum wir als Land konsequent jede 
vom Bund bereitgestellte Möglichkeit zur Beschleuni-
gung nutzen und auch nutzen werden. Wir brauchen all 
diese Instrumente – ich nenne mal stellvertretend das 
Thema „Eigengenehmigung für den Brückenersatzneu-
bau“ – und nutzen sie, damit die Menschen den Eindruck 
haben, dass Verkehrsinfrastruktur kein Generationenpro-
jekt ist, sondern dass man die Fertigstellung noch zu 
eigenen Lebzeiten erleben wird. 

Aus meiner Sicht setzt das Infrastruktur-Zukunfts-
gesetz an den richtigen Stellen an. Es schafft für uns die 
Voraussetzungen, um Planungs- und Genehmigungsver-
fahren zu beschleunigen und die Digitalisierung im Ver-
kehrsbereich voranzutreiben. Und ja, es sorgt auch für 
eine etwas größere Sicherheit beim Thema Finanzierung. 
In diesem Zusammenhang ein klarer Appell – wahr-
scheinlich nicht nur von Sachsen-Anhalt – in Richtung 
Bund: Sorgen Sie dafür, dass die überregionale Verkehrs-
infrastruktur, was Sanierung, aber auch Neubau angeht, 
wirklich ausfinanziert ist! Gerade vor dem Hintergrund 
des Sondervermögens können Sie keinem Bürger, keiner 
Bürgerin aktuell erklären, dass es am Geld fehlen soll. 
Die Menschen sehen 500 Milliarden Euro im Raum ste-
hen und erwarten, dass das umgesetzt wird. 

Wir begrüßen als Land das Gesetz ausdrücklich in sei-
nem Kernanliegen, ebenso die Ergänzung zum Länder-
und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz mit der 
Möglichkeit der Kofinanzierung. Das ist der richtige 
Weg, gerade in Zeiten klammer Kassen. Ich möchte mit 
einem Appell an all diejenigen enden, die planen und die 
genehmigen – es ist ja nicht überall ein Automatismus, 
dass diese Beschleunigungsmöglichkeiten auch genutzt 
werden –: Nutzen Sie diese Beschleunigungsmöglichkei-
ten! Die Menschen in Deutschland erwarten einen funkti-
onsfähigen Staat. Sie erwarten eine Infrastruktur, die dem 
Bild der Menschen von einer großen Wirtschaftsnation 
entspricht. Das tut sie aktuell an vielen Stellen nicht. 
Deshalb sind wir alle gefordert. Nutzen wir alles, was 
dieses Gesetz uns zur Verfügung stellt! Nutzen wir alles, 
was die anderen Beschleunigungsgesetze uns zur Verfü-
gung gestellt haben! Ich bin sicher: Das hat deutlich mehr 
Wirkung als – in Anführungszeichen – „nur“ für das eine 
oder andere Unternehmen. Das sendet deutliche Signale 
in unsere Gesellschaft nach dem Motto „Schaut her: 
Deutschland kann es!“. 

Vizepräsident Hendrik Wüst: Ganz herzlichen 
Dank! – Ich erteile das Wort Herrn Minister Schütz aus 
Thüringen. 

Steffen Schütz (Thüringen): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die Handlungsfähigkeit eines Staa-
tes bemisst sich nicht an Sonntagsreden. Sie zeigt sich im 
Alltag, nämlich daran, ob Brücken saniert, Bahnstrecken 
ausgebaut und Straßen rechtzeitig fertig werden. Daran 
messen uns die Bürgerinnen und Bürger. Sie bemessen 
damit die Leistungsfähigkeit unseres Gemeinwesens – 
und das zu Recht. Wenn Planungen und Genehmigungen 
Jahre oder gar Jahrzehnte dauern, leidet nicht nur unsere 
Infrastruktur. Es schwindet das Vertrauen in die Hand-
lungsfähigkeit unseres Staates. Deshalb ist das Infrastruk-
tur-Zukunftsgesetz viel mehr als nur ein Fachgesetz. Es 
muss schneller, einfacher und auch digitaler gebaut wer-
den. Genau das werden wir tun. 

Die im Gesetz enthaltenen Änderungen sollen dazu 
beitragen, Planungs- und Genehmigungsverfahren von 
Verkehrsinfrastrukturmaßnahmen zu beschleunigen und 
damit deren frühzeitige Realisierung zu ermöglichen. 
Dies liegt natürlich in unser aller Interesse, denn Mobili-
tät ist für die Resilienz unseres Landes unerlässlich. Es 
geht um einen Ausgleich zwischen Planungs- und Ge-
nehmigungsbeschleunigung und zügiger Umsetzung von 
dringend notwendigen Verkehrsinfrastrukturprojekten 
einerseits und Bürgerbeteiligung und Schutz der Umwelt 
andererseits. Dieses Verhältnis müssen wir neu justieren. 

Wir in Thüringen, dem grünen Herz Deutschlands, 
wissen aus eigener Erfahrung, dass schnellere Verfahren 
funktionieren können. Die Verkehrsprojekte Deutsche 
Einheit haben gezeigt, dass zügige Planung und hohe 
Akzeptanz absolut kein Widerspruch sind. Es ist eben 
einfach nicht nachvollziehbar, dass wir damals beispiels-
weise unsere Bahntrassen von Erfurt über Eisenach nach 
Bebra und vom Saaletal in Richtung Bayern in nur zwei 
Jahren unter laufendem Betrieb modernisiert haben und 
wir heute von einem Jahr Vollsperrung für eine 30-Kilo-
meter-Strecke reden. Das versteht nun wirklich niemand. 
Deshalb sollten wir uns heute von unseren damaligen 
Erfahrungen leiten lassen. 

Die Länder haben den Prozess von Anfang an unter-
stützt. Ich möchte Ihnen, Herr Bundesminister, ausdrück-
lich für die kooperative Zusammenarbeit danken, für die 
Diskussionen, die wir geführt haben. Das verstehe ich als 
Thüringer unter Ermöglichungskultur. Ich freue mich, 
dass wir bestimmt noch viele Ideen haben werden, um 
hier weiterzuarbeiten. Zu erwähnen ist auch – Herr Mi-
nisterpräsident Özdemir hat es schon gesagt –: Natur-
schutzfachlich wird die durch dieses Gesetz eingeführte 
Gleichstellung von Realkompensation und Ersatzzahlun-
gen weiterhin kritisch gesehen. Ja, das ist so. Deshalb 
braucht es besonders hier einen vernünftigen Ausgleich 
zwischen Ökonomie und Ökologie. Und ja, eine echte 
Beschleunigung von Infrastrukturmaßnahmen ist nicht 
nur wichtig und erforderlich. Sie ist das Gebot der Stun-
de. Das darf aber nicht dazu führen, dass wir einen 
Schritt vorwärts und dann wieder zwei zurück machen. 
Sie wissen, wovon ich spreche. 
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Die Bauwirtschaft spürt aktuell noch nicht, dass wir 
das Sondervermögen wirklich auf die Straße, auf die 
Schiene oder auf die Brücke bringen. Deshalb: Denken 
wir bitte an unseren Mittelstand! Eines sollten wir uns 
nicht vormachen: Mit diesem Gesetz allein werden wir 
die bestehenden Herausforderungen nicht lösen können. 
Weitere Vereinfachungen sind auf den unterschiedlichs-
ten Ebenen wichtig. Als Thüringer Minister für Digitales 
und Infrastruktur bin ich überzeugt, dass wir Planungs- 
und Genehmigungsverfahren konsequent digitalisieren 
und vor allem auf entbehrliche Verfahrensschritte ver-
zichten müssen. Was auf der Bundesebene beschlossen 
wurde, muss sich natürlich auch in den Ländern wider-
spiegeln. Deswegen haben wir gerade ein Entlastungsge-
setz auf den Weg gebracht und werden jedes Jahr ein 
weiteres Entlastungsgesetz auf den Weg bringen. Diesen 
Weg werden wir also entschieden fortsetzen, damit – 
liebe Kollegin Hüskens – wir es auch noch erleben. – 
Vielen Dank! 

Vizepräsident Hendrik Wüst: Danke Ihnen! – Das 
Wort hat nun Frau Staatsministerin Kraushaar aus Sach-
sen. 

Regina Kraushaar (Sachsen): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wer 
zügig Brücken sanieren, Schienen ausbauen und unsere 
Infrastruktur ertüchtigen will, muss die Bremse lösen. 
Dafür hat Sachsen früh geworben. Mit unserer Bundes-
ratsinitiative haben wir uns dafür starkgemacht, das Ver-
fahrensrecht einheitlicher, digitaler und praxistauglicher 
zu machen. Gut, dass sich vieles im Gesetz wiederfindet! 
Vielen Dank an Sie, Herr Bundesminister Schnieder! Das 
ist die richtige Richtung. 

Bevor ich Ministerin wurde, war ich Präsidentin der 
Landesdirektion Sachsen, unserer Mittelbehörde für den 
Gesetzesvollzug, die viele dieser Planungs- und Geneh-
migungsverfahren selbst führt. Ich weiß deshalb aus 
eigener Anschauung, wo in einem Planfeststellungsver-
fahren die Zeit verloren geht. Sie geht oft schon verloren, 
bevor ein Verfahren überhaupt richtig begonnen hat: bei 
Gutachten, Fachbeiträgen, durch immer neue Tekturen. 
Die Verfahren sind über die Jahre nicht nur länger ge-
worden. Nein, sie sind auch erheblich komplexer gewor-
den. Genau deshalb ist mir eines besonders wichtig: Wir 
wissen, dass ein gutes Gesetz seine Feuerprobe nicht im 
Bundesgesetzblatt, sondern bei der Umsetzung in der 
Praxis bestehen muss. Unsere Behördenmitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter vor Ort – das ist hier schon angeklun-
gen – brauchen echte Arbeitserleichterungen, damit Pla-
nung, Genehmigung und Bau von Infrastrukturprojekten 
tatsächlich zügiger vorankommen können. Die Kollegin-
nen und Kollegen, die diese Verfahren jeden Tag mit 
großem Engagement führen, brauchen für eine saubere 
Umsetzung, für eine gute Umsetzung, klare Vorgaben. 
Das gilt gerade für die Digitalisierung. Sie wirkt erst 
dann beschleunigend, wenn ein Verfahren durchgängig 
digital läuft und nicht analog und digital zugleich. 

Lassen Sie mich mit Blick auf die Debatte eines klar 
sagen: Beschleunigung heißt für uns nicht weniger Um-
weltschutz und nicht weniger Beteiligung, sondern weni-
ger Vorlagen, weniger Berichtspflichten und Doppelprü-
fungen, frühestmögliche Konfliktklärung und mehr Ver-
lässlichkeit für alle Beteiligten. Dass es sich lohnt, dran-
zubleiben, zeigt ein Beispiel, das uns in Sachsen unmit-
telbar betrifft: die Elektrifizierung bestehender Bahnstre-
cken. Im Entwurf war hier eine starre Grenze von 
60 Kilometern vorgesehen, oberhalb derer eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung fällig geworden wäre. Ich sage es 
mal so: ohne überzeugende fachliche Begründung. 
Sachsen hat das kritisiert. Jetzt liegt die Grenze bei 
180 Kilometern. Das ist ein echter Fortschritt. Das bedeu-
tet ganz konkret: Verkehrlich wichtige nahräumliche 
Vorhaben, zum Beispiel die Elektrifizierung der Strecken 
von Leipzig nach Chemnitz oder von Dresden nach Gör-
litz, können nun schneller vorangetrieben werden. So 
kann und so sollte ein gutes Gesetzgebungsverfahren 
funktionieren. Der Bund greift die Erfahrungen der Län-
der auf. Auch dafür vielen Dank, Herr Schnieder! 

Ein Anliegen bleibt uns für die nächsten Schritte wich-
tig: die Finanzierung. Auch hier bewegt sich etwas. Die 
Länder können die Mittel aus dem Sondervermögen 
künftig flexibler einsetzen. Aber Planung, Bau und Ab-
schluss eines Projekts brauchen über die gesamte Lauf-
zeit verlässliche Mittel, gerade bei der Schiene. Das beste 
Planungsrecht nützt nichts bis wenig, wenn das Geld bei 
Planungsbeginn nicht gesichert ist. Dafür werben wir 
weiter. 

Meine Damen und Herren, das Gesetz ist ein wichtiger 
und richtiger Schritt. Der Gesetzentwurf zum Schutz der 
natürlichen Infrastruktur, der soeben in die Länderanhö-
rung gegeben wurde, muss dieses Gesetz ergänzen und 
darf es nicht, wie zu befürchten ist, ausbremsen und kon-
terkarieren. Nur so können am Ende – und das ist uns 
gemeinsam das Wichtigste – die Menschen und die Wirt-
schaft in diesem Land davon profitieren, von Brücken, 
Schienen und Straßen, deren Bau oder Sanierung zügig 
vorankommt. Sachsen wird diesem Gesetz zustimmen. 
Ich werbe dafür, dass wir das gemeinsam tun. – Vielen 
Dank! 

Vizepräsident Hendrik Wüst: Ganz herzlichen 
Dank, Frau Kollegin! – Ich erteile nun dem Bundesminis-
ter für Verkehr, Herrn Minister Schnieder, das Wort. 

Patrick Schnieder, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Präsident! Meine Damen, meine Herren! Wir brau-
chen dringend mehr Tempo beim Sanieren, Modernisie-
ren und Ausbauen unserer Infrastruktur. Genau dafür 
sorgen wir mit dem Infrastruktur-Zukunftsgesetz, über 
das Sie heute abstimmen. Wichtige Infrastrukturvorhaben 
können damit künftig deutlich schneller geplant und 
genehmigt werden. Neben Brücken, die ersetzt werden 
müssen, zählen dazu zum Beispiel auch Zugstrecken, die 
wir elektrifizieren, digitalisieren und modernisieren wol-
len, ebenso Engpässe, etwa auf Autobahnen oder Bun-



336 Bundesrat – 1067. Sitzung – 10. Juli 2026 

 

desstraßen, und erstmals auch alle wichtigen Wasserstra-
ßenprojekte. Dank der Änderungen, die Sie, die Länder, 
noch eingebracht haben, beziehen wir auch das Instand-
setzen von systemrelevanten Schifffahrtsanlagen, also 
etwa von Schleusen, mit ein. All diese Vorhaben liegen 
künftig im überragenden öffentlichen Interesse, was bei 
Abwägungsentscheidungen angemessen berücksichtigt 
werden muss. Auch werden wir Planungs- und Genehmi-
gungsverfahren insgesamt beschleunigen. 

Ein wichtiger Baustein dabei ist die weitere Digitali-
sierung. Verfahren können damit in Zukunft komplett 
digital durchgeführt werden, beispielsweise das Planfest-
stellungsverfahren. Das spart Papierberge, wertvolle Zeit 
und Geld. Beim Planfeststellungsverfahren sagen Exper-
ten bis zu 30 Prozent Zeitersparnis nur durch Digitalisie-
rung voraus. Zudem wird es künftig in bestimmten Fällen 
verbindliche Fristen geben. Wenn sie verstrichen sind, 
gilt die Zustimmung als erteilt. Damit verhindern wir 
Stillstand durch Nichtentscheidung. 

Auch bei unvermeidbaren Eingriffen in Natur und 
Landschaft schaffen wir praxistaugliche Lösungen. 
Wichtig dabei ist – und das möchte ich hier noch einmal 
betonen –: Wir senken die Umweltstandards nicht ab. 
Wir machen die Verfahren in diesem Bereich handhabba-
rer. Konkret bedeutet das, dass künftig Ausgleich, Ersatz 
und Ersatzgeldzahlung gleichrangig zur Verfügung ste-
hen. Der Vorhabenträger muss sich also nicht mehr 
zwangsläufig selbst um eine Ausgleichsfläche oder Na-
turschutzmaßnahme bemühen. Es reicht, wenn er das 
Ersatzgeld zahlt und damit dann eine geeignete Fläche 
gesucht und eine erforderliche Maßnahme umgesetzt 
wird. So kann sich der Vorhabenträger voll und ganz auf 
das Verkehrsvorhaben konzentrieren, und trotzdem ist ein 
effizienter und praxisgerechter Naturschutz sichergestellt. 

Diese Ersatzgeldregelung wurde im parlamentarischen 
Verfahren noch ausgeweitet auf Energieinfrastrukturvor-
haben, wie etwa den Bau von Windenergieanlagen auf 
See. Auch das begrüßen wir sehr. Überhaupt haben wir 
im parlamentarischen Verfahren das Gesetz an wichtigen 
Stellen weiter verbessert. Dazu gehört zum Beispiel die 
Stichtagsregelung bei Planfeststellungsverfahren. Das 
wurde Ende Juni mit dem Ersten Fortschrittsbericht zur 
Föderalen Modernisierungsagenda bereits angekündigt. 
Künftig bleibt es dadurch bei der Sach- und Rechtslage, 
die nach Abschluss der Beteiligungsphase gilt, wenn der 
Vorhabenträger das verlangt. Das schafft Planungs-
sicherheit für alle Beteiligten. 

Es wurde auch beschlossen, dass die Länder die Mög-
lichkeit haben, Vorhaben, die mit Mitteln aus dem Son-
dervermögen für Infrastruktur und Klimaneutralität finan-
ziert werden, kozufinanzieren. Möglich macht das eine 
Änderung des Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinan-
zierungsgesetzes. Darüber hinaus wurden viele weitere 
Anregungen von Ihnen aufgegriffen, wie die eben bereits 
erwähnten Ergänzungen beim überragenden öffentlichen 
Interesse. Das betrifft auch die Ausweitung des überra-

genden öffentlichen Interesses auf die vierstreifige Er-
weiterung von bestimmten Bundesstraßen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, rund 82 Pro-
zent der Menschen in Deutschland wünschen sich nach 
jüngsten Umfragen mehr Investitionen in Straßen, Brü-
cken und Schienen. Mit Rekordinvestitionen in unsere 
Infrastruktur kommt diese Bundesregierung dem 
Wunsch, aber insbesondere dem Erfordernis, das dort 
besteht, nach. Erst am Montag haben wir im Kabinett den 
Haushaltsentwurf für 2027 beschlossen und festgehalten, 
dass wir auf einem weiterhin hohen Niveau in unsere 
Verkehrsinfrastruktur investieren werden, trotz des Kon-
solidierungsdrucks, der besteht. Insgesamt stehen von 
2026 bis 2030 rund 170 Milliarden Euro für Verkehrsin-
vestitionen bereit. Das Infrastruktur-Zukunftsgesetz ist 
ein wichtiger Schritt, damit dieses Geld schnell verbaut 
werden kann. Es macht den Staat handlungsfähiger, wenn 
es darum geht, wichtige Projekte umzusetzen, die im 
Moment noch Jahre oder Jahrzehnte dauern. Es trägt dazu 
bei, dass Bürgerinnen und Bürger und Wirtschaft wieder 
stärker darauf vertrauen können, dass der Staat Probleme 
nicht nur erkennt, sondern sie auch löst, und zwar mög-
lichst schnell. Kurzum: Die Bürgerinnen und Bürger und 
die Wirtschaft warten auf dieses Gesetz. Ich bitte um Ihre 
Zustimmung. 

Vizepräsident Hendrik Wüst: Vielen herzlichen 
Dank, Herr Bundesminister Schnieder! 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. – Herr 
Minister Tonne (Niedersachsen) hat eine Erklärung zu 

Protokoll1 abgegeben. 

Wir stimmen ab über die Ausschussempfehlungen und 
einen Landesantrag. 

Ich beginne mit den Ausschussempfehlungen. 

Wer der Empfehlung in Ziffer 1 folgen möchte, den 
Vermittlungsausschuss aus dem vorgeschlagenen Grund 
anzurufen, den bitte ich um das Handzeichen. – Klare 
Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat den Vermittlungsausschuss 
n i c h t  angerufen. 

Dann frage ich, wer dem Gesetz entsprechend Ziffer 2 
zustimmen möchte. Ihr Handzeichen bitte! – Klare 
Mehrheit. 

Dann ist so beschlossen. 

(Björn Fecker [Bremen]: Herr Präsident!) 

– Bitte sehr! 

Björn Fecker (Bremen): Auch wenn wir bei der Un-
terstützung der Häfen in Bremen an einem Strang ziehen, 

 
1 Anlage 1 
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so haben wir doch bei anderen Themen des Gesetzes im 
Senat unterschiedliche Auffassungen. Ich stimme deswe-
gen dem Gesetz nicht zu. 

Vizepräsident Hendrik Wüst: Dann habe ich hier 
festzustellen, dass das Land Bremen nicht einheitlich 
abstimmt. Damit ist das Votum ungültig. Es war trotzdem 
eine klare Mehrheit. 

Wir haben noch über die empfohlene Entschließung 
abzustimmen. 

Ich beginne mit dem Landesantrag. Wer ist dafür? – 
Klare Mehrheit. 

Weiter mit den Ausschussempfehlungen: 

Ziffer 3 lasse ich nach Buchstaben getrennt abstim-
men. Bitte Ihr Handzeichen für: 

Buchstabe a! – Mehrheit. 

Buchstabe b! – Mehrheit. 

Buchstabe c! – Mehrheit. 

Ziffer 4! – Mehrheit. 

Ziffer 5! – Minderheit. 

Ziffer 6! – Minderheit. 

Ziffer 7! – Minderheit. 

Ziffer 8! – Mehrheit. 

Ziffer 9! – Minderheit. 

Ziffer 10! – Minderheit. 

Ziffer 11! – Minderheit. 

Ziffer 12! – Mehrheit. 

Ziffer 13! – Mehrheit. 

Ziffer 14! – Mehrheit. 

Ziffer 15! – Mehrheit. 

Ziffer 16! – Mehrheit. 

Ziffer 17! – Mehrheit. 

Ziffer 18! – Mehrheit. 

Ziffer 19! – Minderheit. 

Ziffer 20! – Minderheit. 

Ziffer 21! – Minderheit. 

Ziffer 22! – Minderheit. 

Ziffer 23! – Minderheit. 

Ziffer 24! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat auch eine Entschließung ge-
fasst. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 86 auf: 
TOP 86  

Gesetz zur Stabilisierung der Beitragssätze in der ge-
setzlichen Krankenversicherung (GKV-Beitrags-
satzstabilisierungsgesetz) (Drucksache 411/26, zu 
Drucksache 411/26, zu Drucksache 411/26 (2)) 

Ich erteile das Wort Herrn Ministerpräsidenten 
Dr. Söder aus Bayern. 

Dr. Markus Söder (Bayern): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Es ist ein großes, ein 
wichtiges und auch kein einfaches Vorhaben, über das 
wir heute reden und über das wir zu entscheiden haben. 
Es geht um die Gesundheit, die jedem Einzelnen wichtig 
ist, ein Thema, das jeden Einzelnen betrifft. Wir haben 
aber die Verantwortung, nicht nur den Einzelnen zu se-
hen, sondern auch das gesamte System. Unser Problem 
ist: Unser Gesundheitssystem beginnt zu wackeln, aus 
den Fugen zu geraten. Die Beiträge können enorm stei-
gen, die Ausgaben wachsen. 

Wenn Beiträge steigen, bedeutet das nicht nur, dass 
die Bürger mehr zahlen müssen, sondern am Ende vor 
allen Dingen auch, dass die Wirtschaft durch die Lohnne-
benkosten massiv belastet wird. Unser Land ist derzeit – es 
wurde vorhin angesprochen – in einer schweren Wirt-
schaftskrise. Wir müssen alles dafür tun, dass die Wirt-
schaft entlastet wird und trotzdem soziale Verantwortung 
bestehen bleibt. Insofern ist es für viele gar nicht einfach, 
dem Gesetz, das jetzt vorliegt, zuzustimmen oder es zu 
akzeptieren. Es ist ein Gesamtkompromiss, der hart erar-
beitet wurde und der am Ende eine wichtige Entschei-
dung bedeutet. Keiner hatte Zutrauen, dass Deutschland 
es noch schafft, für die großen Sozialreformen Vorschlä-
ge zu unterbreiten. Die Rentenkommission hat den ersten 
großen Wurf gemacht – der für uns in Deutschland wich-
tig ist. Den zweiten gibt es jetzt beim Thema Gesundheit. 
Wir müssen handeln, sonst steigen die Beiträge massiv. 
Das würde uns massiv schaden. 

Die Diskussion dreht sich um das Verschieben, Auf-
schieben, Nicht-Entscheiden. Und dafür gibt es ja gute 
Argumente. Es gibt immer Einzelpunkte, die man völlig 
anders sehen kann. Es haben viele Kritik angemeldet, aus 
allen Bereichen. Manchmal ist es aber so: Wenn es alle 
irgendwie kritisieren, kann es vielleicht sein, dass es 
gerade genau der Mittelweg ist, der am Ende tragbar ist. 
Wenn wir aber nicht entscheiden, verschieben, hinaus-
schieben – wer profitiert davon? Die Bürger wahrschein-
lich nicht. Die Wirtschaft auf keinen Fall. Vielleicht 
profitieren aber diejenigen, die uns dann vorwerfen, wir 
seien gar nicht entscheidungsfähig, die uns unterstellen, 
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wir könnten gar nicht mehr große Reformen voranbrin-
gen. Sind Parteien, die älter sind, Altparteien, die nicht 
mehr entscheiden können? Ich sehe das anders. Ich glau-
be, wir haben heute aus unserer Verantwortung heraus 
die Aufgabe, zu entscheiden, eine vernünftige Abwägung 
zu treffen und eine Balance herzustellen. 

Bis in die letzten Stunden hinein wurde verhandelt. 
Der Bund hat sich bewegt. Die Länder haben noch mal 
Druck gemacht – übrigens zu Recht. Verbesserungen 
wurden erreicht, vor allem für die Krankenhäuser. Der 
Beitrag der Krankenhäuser wird deutlich reduziert. Büro-
kratische Vorgaben werden fast schon maximal deregu-
liert. Auch die Universitätskliniken erfahren etwas Ent-
gegenkommen. Das alles hilft den Krankenhäusern noch 
nicht genug, aber es ist eine Möglichkeit, einen Weg zu 
finden, mit der Herausforderung umzugehen.  

Zum Thema Pharmaindustrie gibt es immer unter-
schiedliche Meinungen. Einige fordern, sie solle mehr 
leisten. Wir haben vor wenigen Tagen gesehen, was 
schon passiert: Große Pharmaunternehmen, die im globa-
len Wettbewerb stehen, überlegen, Investitionen in 
Deutschland zurückzuziehen. Das trifft vor allem den 
Süden Deutschlands stark, beispielsweise auch Hessen 
und Rheinland-Pfalz. Ist das der richtige Weg, wenn wir 
eine weitere große Industrie aus dem Land treiben? Ich 
halte Entschließungsanträge und die Diskussionen dar-
über, zu helfen und der forschenden Pharmaindustrie 
einen Platz in Deutschland zu ermöglichen, für richtig. 
Krankenhäuser und Pharmaindustrie waren zwei Berei-
che, die am Ende noch einmal ganz entscheidend waren. 

Ja, es gibt viele einzelne Punkte, bei denen auch ich an 
einigen Stellen gern mehr oder weniger hätte – keine 
Frage! – und über die wir auch alle verhandelt haben. Ich 
hätte mir zum Beispiel gewünscht, dass noch mehr Geld 
für versicherungsfremde Leistungen aus dem Bundes-
haushalt kommt. Dennoch gibt es auch hier Bewegung. 
Statt 250 Millionen Euro kommt deutlich mehr, nämlich 
weitere 750 Millionen Euro, sodass die Bundesbeteili-
gung jetzt bei 1 Milliarde Euro liegt. Das ist noch nicht 
das Ende der Entwicklung, aber ein guter Schritt. Wenn 
man alles abwägt, dann auch die Familienversicherung, 
die beitragsfreie Mitversicherung: Da hätte ich mir ein 
Weniger an Veränderung gewünscht. Wir haben aber 
erreicht, dass es am Ende verträglich geworden ist. 

Das Gesamtpaket jedenfalls, davon bin ich fest über-
zeugt, bremst die Kostenentwicklung und führt dazu, dass 
die Beiträge stabil bleiben – ein Paket, das muss man 
auch sehen, von rund 19 Milliarden Euro, das in vier 
Monaten mit vielen Diskussionen auf die Beine gestellt 
wurde. Am Ende werden schon 2030 rund 38 Milliarden 
Euro Einsparungen erbracht werden können. Wenn man 
das einmal betrachtet – das ist wuchtig! Hat man dabei 
Schmerzen? Klar. Gibt es Einzelfälle, in denen man sich 
vorstellen könnte, dass es anders sein müsste? Auch klar. 
Glaubt jemand aber, dass er einen besseren Vorschlag 
hat, wie man es machen kann? Glaubt jemand, dass man 

es jetzt, indem man noch fünfmal darüber redet, irgend-
wie besser macht? Oder entsteht dadurch nicht der Ein-
druck, dass wir gar nicht mehr handeln können? Man 
muss alles ausdiskutieren, man muss abwägen. Am Ende 
muss man aber – und das unterscheidet uns letztlich von 
anderen, die hier nicht in Verantwortung sind – entschei-
den können. Ich glaube, dass das Gesetz, so wie es ist, 
mit Schmerzen, am Ende zustimmungsfähig ist und wir 
damit einen wichtigen Beitrag zur Stabilisierung unseres 
Landes leisten. 

Mir sei noch gestattet, zu sagen: Ich habe das Gefühl, 
dass wir damit insgesamt – und die meisten, die hier im 
Raum sind, tragen ja in unterschiedlichen Funktionen die 
Gesamtverantwortung für Deutschland mit – unserem 
gesamten Land und der Demokratie einen Dienst erwei-
sen, indem wir uns nicht vor anderen verstecken, sondern 
mutig und entschlossen nach außen treten und sagen: Ja, 
wir können es! Wir können entscheiden. Wir als Demo-
kraten sind in der Lage, auch schwere Dinge gemeinsam 
zu entscheiden. Deswegen finden wir den Entwurf gut 
und würden den Vermittlungsausschuss nicht anrufen. 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, Herr Kollege! – Als Nächstes rufe ich auf: 
Frau Ministerpräsidentin Rehlinger aus dem Saarland. 

Anke Rehlinger (Saarland): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Der Bericht der Finanzkommission Ge-
sundheit und sogar das Gesetz selbst machen sehr deut-
lich, wie groß die Herausforderungen sind, vor denen wir 
stehen und die bewältigt werden müssen, wenn das Ziel 
einer guten gesundheitlichen Versorgung, aber eben auch 
der Bezahlbarkeit aus Sicht der Versicherungsnehmer 
und auch aus Sicht der Unternehmen in Deutschland 
vernünftig erreicht werden soll. Ich finde es wichtig, dass 
es, selbst wenn man in der Frage, ob es noch eine Runde 
des Verhandelns geben soll oder nicht, unterschiedlicher 
Meinung ist, heute an einem Punkt keine unterschiedliche 
Meinung in diesem Haus gibt: nämlich dazu, dass Nichts-
tun an dieser Stelle keine Alternative ist, dass es Verän-
derungen und Reformen bedarf und auch, dass diese 
Veränderungen und Reformen in ihrer konkreten Ausge-
staltung niemals so sein werden, dass sie die Zustimmung 
aller finden werden und dass das wahrscheinlich sogar in 
den allerwenigsten Fällen der Fall sein wird. Denn 
Nichtstun führt entweder zu dem einen Ergebnis, dass wir 
bei einem gleichbleibenden Beitragssatz schon im nächs-
ten Jahr eine Deckungslücke von 19 Milliarden Euro 
hätten, die bis zum Jahr 2030 auf 40 Milliarden Euro 
anwachsen würde – eine völlige Überforderung des Sys-
tems, etwas, das undenkbar und auch unwägbar ist. Oder 
aber das Nichtstun führt in der anderen Alternative zu 
einem ungebremsten Anstieg des Beitragssatzes mit den 
entsprechenden Konsequenzen für Versicherungsnehmer 
und die Wirtschaft und damit den Standort Deutschland 
insgesamt – ebenso undenkbar und unverantwortlich. 
Nichtstun ist also keine Alternative. Stattdessen sollten 
wir das Richtige tun oder zumindest mit dem, was vorge-
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legt wird, nicht neue Probleme schaffen, die so groß und 
für die Leistungserbringer teilweise so existenziell sind, 
dass man sie auch nicht ohne Weiteres verantworten 
kann. 

Der vorliegende Gesetzentwurf stellt sich dieser nicht 
ganz einfachen Herausforderung und bietet eine ganze 
Reihe Lösungsansätze, die nicht alle schön, aber, ich 
würde sagen, überwiegend zielführend und in der gerade 
angeführten Gesamtabwägung letztendlich auch vertret-
bar sind. Es gibt allerdings ein paar Punkte, bei denen ich 
sagen würde, dass sie in ihren negativen Auswirkungen 
so gewichtig sind, dass sie noch einmal einer – nicht auf 
Ewigkeit, nicht bis zum Sankt-Nimmerleins-Tag vertag-
ten – weiteren Betrachtung zugeführt werden müssten. 
Ich will das nur an einigen wenigen Punkten festmachen 
und jetzt nicht die ganze Kritik, die uns allesamt auf den 
unterschiedlichsten Wegen erreicht hat, hier noch einmal 
vortragen. Darum geht es auch nicht, wenn man politi-
sche Verantwortung trägt. Aber es sind die Punkte, die 
zumindest mich dazu veranlasst haben, zu sagen: Die 
Anrufung des Vermittlungsausschusses zu diesem Zeit-
punkt ist vertretbar. Sie ist sogar notwendig, um zu einem 
wirklich insgesamt vertretbaren Ergebnis zu gelangen. 

Dabei führt mich die Debatte vor allem zum Blick auf 
die Krankenhaussituation. Das betrifft zum einen die 
Krankenhausträger als Leistungserbringer, aber im End-
effekt auch die Bürgerinnen und Bürgern, denn um deren 
Gesundheitsversorgung geht es letztendlich. Die Bezahl-
barkeit ist das eine, die hohe Qualität ist das andere. Drit-
tens darf aber auch die Wohnortnähe nicht aus dem Blick 
geraten. Das ist ja auch Gegenstand der Krankenhaus-
strukturreform, über die wir reden, wodurch es jetzt na-
türlich auch sich überholende Ereignisse gibt. Wir erken-
nen an, dass in dieser und der letzten Woche, in den letz-
ten Tagen und Stunden von der Bundesseite eine Reihe 
von Vorschlägen unterbreitet worden ist, die sehr wohl 
geeignet sind, die Situation zu verbessern. Das ist ganz 
abstrakt betrachtet das Thema Bürokratieabbau. Dort 
wurde noch mal nachgelegt. Das ist richtig. Die Geburts-
hilfe, die Pädiatrie, die Unikliniken dürften von diesen 
Vorschlägen profitieren. Und der Verzicht auf die strikte 
Anwendung der Personaluntergrenzen für alle hilft uns 
im Moment in der Versorgungssituation vor Ort. Aber es 
bleibt ein wesentlicher, ganz großer Kritikpunkt, nämlich 
dass die Tarifsteigerungen nicht mehr vollständig refi-
nanziert werden könnten. Meine sehr verehrten Damen 
und Herren, das ist ein Punkt, der in zweierlei Hinsicht 
hochproblematisch ist: 

Erstens. Wir haben, glaube ich, alle miteinander in der 
Vergangenheit sehr dafür gekämpft, dass das medizini-
sche Fachpersonal, dass das Pflegepersonal anständig 
bezahlt wird und dass Tariflöhne dafür – zumindest aus 
meiner Perspektive – die bestmögliche Gewähr bieten. 
Jetzt soll allerdings ein System unterstützt werden, das 
darauf aufbaut, dass das, was die Tarifparteien miteinan-
der vereinbart haben, nicht mehr refinanziert wird, weil 
man einfach sagt: „Das wollen wir nicht so ohne Weite-

res übernehmen“. Das kann und das darf von dieser Stelle 
aus nicht unterstützt werden – insbesondere deshalb, weil 
das die Krankenhäuser in eine massive finanzielle Schief-
lage bringen wird, wodurch letztendlich die Versorgung 
gefährdet wird. 

Zweitens. Die Krankenhäuser befinden sich momentan 
ohnehin in einem Transformationsprozess. Wir sind in 
den Ländern dabei, die Leistungsgruppenzuweisungen 
vorzunehmen. Am Ende des Tages könnte es sein, dass 
wir Leistungsgruppenzuweisungen für Krankenhäuser 
vornehmen, die uns jetzt schon zurückmelden, dass sie 
unter diesen Bedingungen überhaupt nicht mehr aus-
kömmlich arbeiten können, und dass somit unser Versor-
gungsauftrag nicht mehr ohne Weiteres erfüllt werden 
kann. 

Eine aktuelle Umfrage besagt, dass sich unter diesen 
Bedingungen 42 Prozent der Kliniken für 2027 als insol-
venzgefährdet betrachten und 53 Prozent eine Insolvenz-
gefahr im darauffolgenden Jahr 2028 sehen. Zwei Drittel 
können Standortschließungen unter den gegebenen Be-
dingungen nicht ausschließen. Meine sehr verehrten 
Damen und Herren, dem kann man noch entgegenwirken, 
wenn es sich um kommunale Träger handelt, indem man 
einen Ausgleich vornimmt. Das allerdings würde unsere 
Kommunen noch einmal ganz erheblich belasten. Das 
Geld dafür haben sie ganz oft nicht. In den Fällen, wo 
nicht die Kommunen die Träger der Krankenhäuser sind, 
gibt es für uns Länder noch nicht einmal mehr die Mög-
lichkeit, ohne Weiteres einzugreifen, weil es gerade nicht 
um Investitionskosten geht, für die wir originär zuständig 
sind, sondern weil es sich um einen Ausgleich auf der 
Betriebskostenseite handeln würde, für die die Länder ja 
ganz ausdrücklich nicht zuständig sind, sondern der 
Bund. Das heißt, wir würden vor einer nahezu unlösbaren 
Aufgabe stehen. Die Frage, wie wir Krankenhausversor-
gung leisten können, könnte unter diesen Rahmenbedin-
gungen nicht mehr adäquat beantwortet werden. Ich fin-
de, allein das ist ein Punkt, der noch einmal ausgeleuchtet 
werden muss: ob wir uns wirklich alle der Konsequenzen 
an dieser Stelle bewusst sind und ob es nicht einen besse-
ren, einen klügeren Weg gibt, Einsparungen zu generie-
ren, ohne eine unkontrollierte Krankenhausversorgungs-
situation entstehen zu lassen, in der wir noch nicht einmal 
mehr die Instrumente in der Hand hätten, um dem etwas 
entgegenzusetzen. 

Ich möchte beispielhaft zwei weitere kleine Punkte an-
führen. Das ist zum einen das Thema Psychotherapeuten. 
Die Versorgung stellt sich in diesem Bereich ohnehin 
schon problematisch dar, mit sehr langen Wartezeiten für 
Patientinnen und Patienten, die dringend auf Unterstüt-
zung angewiesen sind. Deren Situation wird durch die 
Vorschläge nicht verbessert werden, sie wird verschlech-
tert werden. Ich halte das für einen durchaus eklatanten 
Mangel der Vorschläge, die dazu gemacht worden sind. 
Gleichermaßen gilt dies für die hausärztliche Versorgung, 
im Bereich der niedergelassenen Ärzte, der uns im Übri-
gen ja hilft, Kosten im stationären Bereich zu sparen. 
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Denn all das, was durch die Praxen versorgt werden 
kann, führt nicht zu – in der Regel höheren – Kosten im 
stationären Bereich, sondern wird von guten Fachkräften 
ambulant erledigt. Insofern scheint mir die Fixkostende-
gression, die einerseits ohnehin nicht für einen großen 
Beitrag bei den Einsparungen steht, aber auf der anderen 
Seite ein falsches Prinzip befördert, nicht der klügste 
Ansatz zu sein. Wir dürfen nicht am Ende diejenigen 
bestrafen, die mehr arbeiten müssen, wollen und auch 
können und uns dabei helfen, die Versorgung gerade im 
ländlichen Raum und gerade angesichts des Hausärzte-
mangels noch in den Griff zu bekommen. 

Eine ganze Reihe von anderen kritischen Punkten will 
ich hier ausblenden. Es geht nicht darum, sie hier aufzu-
listen. Ich weiß auch, dass man nicht für alle Punkte die 
eine Lösung finden wird, die alle zufriedenstellt. Aber ich 
glaube, die drei Punkte, die ich angeführt habe, sollten 
wir stärker in den Blick nehmen. Den ersten auf jeden 
Fall! Aus diesem Grund beantrage ich, den Vermittlungs-
ausschuss anzurufen, und würde mich über Ihre Unter-
stützung freuen. Das ist nicht die Vertagung einer wichti-
gen Entscheidung für die Gesundheitsversorgung in 
Deutschland, sondern es ist das Herbeiführen eines an-
gemessenen Arbeitsergebnisses in einer wichtigen Frage. 
Dafür würde ich gern den Weg frei machen, um diese 
Frage ordnungsgemäß im Sinne der Leistungserbringer, 
vor allem aber auch im Sinne der Versicherten und der 
Menschen, die auf gesundheitliche Unterstützung ange-
wiesen sind, zu beantworten. – Herzlichen Dank! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, Frau Kollegin Rehlinger! – Ich rufe auf: Frau 
Ministerin Drese aus Mecklenburg-Vorpommern. 

Stefanie Drese (Mecklenburg-Vorpommern): Sehr 
geehrter Herr Bundesratspräsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren! Dass wir heute abschließend über das GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz befinden sollen, ist aus 
Sicht der Landesregierung Mecklenburg-Vorpommerns 
und auch weiterer Landesregierungen ein großer Fehler. 
Parallel zu unserer Sitzung berät der Bundestag das Ge-
setz und nimmt dabei wohl auch umfangreiche Änderun-
gen gegenüber dem ursprünglichen Gesetzentwurf vor. 
Allein dass wir jetzt debattieren und irgendwann heute 
Nachmittag abstimmen, ist kein gutes Zeichen mit Blick 
auf die Erarbeitung eines solch wichtigen Gesetzes, das 
praktisch jede Bürgerin und jeden Bürger in unserem 
Land in irgendeiner Form betrifft. Dabei erkennen wir 
durchaus an, dass sowohl das Bundesgesundheitsministe-
rium als auch die Koalitionsfraktionen im Bundestag auf 
die heftige Kritik reagiert haben und zahlreiche Anpas-
sungen gegenüber dem ursprünglichen Entwurf erfolgt 
sind. Gerade deshalb wäre eine ausreichende Frist zur 
Bewertung der umfänglichen Änderungen am Gesetz-
entwurf angemessen, wenn nicht sogar zwingend not-
wendig gewesen. Nun müssen wir mit der Fristverkür-
zung umgehen. 

Lassen Sie mich aus Sicht eines ostdeutschen Flächen-
landes einige Punkte zum Gesetz sagen! Ganz deutlich 
möchte ich betonen, dass das Ziel des GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetzes, einen weiteren An-
stieg der Beitragssätze in der GKV zu verhindern, absolut 
richtig und notwendig ist. Wir erkennen auch an, dass das 
zügig geschehen muss, da das Defizit noch größer ist als 
bisher prognostiziert und die Beiträge ohne Einsparung in 
allen Bereichen des Gesundheitswesens zum Jahresan-
fang 2027 abermals enorm ansteigen würden. Nichtstun 
ist also keine Lösung. Aber das kann kein Freibrief sein, 
um auf die Schnelle den Entwurf des Bundes durchzu-
winken. 

Gerade angesichts des wachsenden Defizits der GKV 
und der sozialen Schieflage war und ist die ungleiche 
Lastenverteilung ein Kardinalfehler des Gesetzes. Dass 
der Bund trotz des großen Defizits unter dem Strich sei-
nen Beitrag zur GKV zur Entlastung des Bundeshaushalts 
deutlich reduziert, ist den Akteuren im Gesundheitssys-
tem, ist den Ländern und vor allem den Beitragszahlerin-
nen und Beitragszahlern nicht zu vermitteln. Das haben 
die Koalitionäre im Bundestag inzwischen auch bemerkt. 
Die Absenkung des Bundeszuschusses soll 2027 und 
2028 zumindest nicht mehr ganz so stark erfolgen. 
Gleichzeitig werden die Beiträge des Bundes für Grund-
sicherungsempfänger erhöht. Das ist löblich, aber aus 
unserer Sicht noch nicht ausreichend. Es ist nicht einzu-
sehen und in der Logik der GKV ein großer Fehler im 
System, dass weiterhin über viele Jahre hinweg versiche-
rungsfremde Leistungen durch die GKV-Beitragszahler – 
und nur durch diese – bezahlt werden sollen. Die Rich-
tung stimmt, das Ergebnis noch nicht. 

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen, für uns bleibt 
ein Haupthindernis für die Annahme des GKV-Gesetzes 
die auch weiterhin nicht vorgesehene vollständige Refi-
nanzierung der Tarifsteigerungen für Beschäftigte im 
Gesundheitsbereich, vor allem in den Krankenhäusern. 
Das ist gerade für eine sozialdemokratisch geführte Lan-
desregierung nicht akzeptabel mit Blick auf die Beschäf-
tigten im Gesundheitsbereich, vor allem in den Kranken-
häusern. Das widerspricht zudem unserem erklärten Ziel 
einer stärkeren Tarifbindung im Gesundheitswesen und 
in der Pflege und damit einer fairen Entlohnung. Viele 
Krankenhäuser werden – auch aufgrund weiterer Mehr-
belastungen in Milliardenhöhe – diese nicht refinanzier-
ten Ausgaben nicht stemmen können. Die Folgen sind: 
weitere Arbeitsverdichtungen, weniger Investitionen in 
Infrastruktur und Digitalisierung, eine höhere Insolvenz-
gefahr und damit eine schlechtere Versorgungsqualität. 

Wir erkennen durchaus an, dass sich durch die Ände-
rungsanträge der Koalitionsfraktionen im Bundestag eine 
Reduzierung der finanziellen Belastung für die Kranken-
häuser ergeben hat. Dennoch bleibt es bei Einsparungen 
in Milliardenhöhe, auch für die Krankenhäuser. Das ist 
für viele Krankenhäuser, die sich ohnehin in einer durch 
Umbrüche geprägten Situation befinden, nicht darstell-
bar. Und es trifft vor allem ostdeutsche Krankenhäuser, 
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die fast allesamt Sicherstellungshäuser sind, also Kran-
kenhäuser, die wir für die Sicherstellung der medizini-
schen Versorgung in der Fläche dringend brauchen. Die-
se sind durch die undurchdachten Kürzungen jetzt einer 
hohen Insolvenzgefahr ausgesetzt. Mich ärgert vor allem, 
dass dabei die Krankenhausreform konterkariert wird. 
Die Krankenhausreform hat Schwächen, aber sie zeigt 
den Weg auf für eine flächendeckende, zukunftsfeste, 
sektorenübergreifende Gesundheitsversorgung. Durch 
das GKV-Spargesetz besteht die große Gefahr, dass viele 
Sicherstellungshäuser die Umsetzung der Krankenhausre-
form nicht mehr erleben werden, weil sie insolvent sind. 
Das wäre fatal und darf nicht passieren, meine Damen 
und Herren! Ein einmal in die Insolvenz geratenes und 
geschlossenes Krankenhaus kann nur schwerlich ersetzt 
werden. 

Es gibt aus Sicht unserer Landesregierung weitere 
Punkte, die dringend im Gesetz zu verhindern und zu 
beraten sind. Dazu gehört der Fixkostendegressionsab-
schlag bei den niedergelassenen Praxen. Die aktuell vor-
gesehene Regelung führt dazu, dass niedergelassene 
Ärzte benachteiligt werden, wenn sie zum Beispiel nach 
einer Praxisübernahme zusätzliche Patienten behandeln. 
Denn der Bund unterstellt, dass die Kosten bei zusätzli-
chen Patienten tendenziell niedriger werden. Das Modell 
stammt aus dem Krankenhausbereich und ist nicht eins 
zu eins auf den ambulanten Bereich übertragbar. Darüber 
müssen wir reden, bevor wir Fakten schaffen. Das Glei-
che gilt für geplante erhebliche strukturelle Einschnitte, 
Budgetierung und Leistungskürzungen, beispielsweise im 
Bereich der Psychotherapie. Diese haben tiefgreifende 
Auswirkungen auf die Patientenversorgung und auf die 
Praxen. Deshalb werden wir den Antrag auf Anrufung 
des Vermittlungsausschusses unterstützen, um zügig, 
aber in der dafür notwendigen Zeit eine Verbesserung des 
Gesetzes zu erreichen. Die Länder und die Koalitions-
fraktionen im Bundestag zeigen dazu den Weg auf. Las-
sen Sie uns ihn also auch beschreiten und nicht ein Ge-
setz verabschieden, das zu dieser Stunde noch im Bun-
destag beraten wird und das noch so viele Fragen auf-
wirft! – Vielen Dank! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, Frau Kollegin! – Das Wort hat Frau Senato-
rin Bernhard, Bremen. 

Claudia Bernhard (Bremen): Sehr geehrter Herr 
Bundesratspräsident! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Das GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz ist ein durch-
aus ernst zu nehmendes Thema. Ich möchte darauf hin-
weisen, dass hier vor wenigen Wochen elf Gesundheits-
minister/-innen und Gesundheitssenatorinnen dazu ge-
sprochen haben. Im Übrigen war auch Bayern der Mei-
nung, dass die Kritik daran durchaus bemerkenswert ist. 
Es gibt keinen Dissens darüber, dass wir die GKV auf 
stabile Beine stellen sollten. Das ist vollkommen klar. 
Jedoch ist in den Wochen, die hinter uns liegen, deutlich 
geworden, wo es letztendlich hakt, und wir können es 

nicht verantworten, dass das Gesetz jetzt tatsächlich in 
dieser Art und Weise beschlossen wird. 

Die Kosten für Bürgergeldempfänger/-innen, wie sie 
nach wie vor in diesem System sind, sind hier weidlich 
besprochen worden. Das ist ein Umfang von circa 
10 Milliarden Euro. Was wir jetzt bekommen, ist ein 
Bruchteil dessen. Das darf man nicht vergessen. Mir geht 
es zweitens um eine intensive Fokussierung auf die Ta-
rifverträge in Gesundheit und Pflege sowie insbesondere 
auf die Beschäftigten und damit faktisch um die Qualität 
der Versorgung. Tatsächlich bleiben Einrichtungen, die 
ihren Beschäftigten Tariflöhne zahlen, künftig auf einem 
Teil dieser Lohnkosten sitzen. Wer fair bezahlt, wird 
schlechtergestellt als diejenigen, die es nicht tun. Drittens 
wird das Pflegebudget gedeckelt. Das klingt technisch, 
bedeutet aber im Klartext: Bisher wurden den Kliniken 
die tatsächlichen Pflegekosten letztendlich eins zu eins 
erstattet. Wer mehr Pflegekräfte eingestellt hat, hat auch 
das bezahlt bekommen. Das wird nun abgeschafft. 

Meine Damen und Herren, hier geht es nicht um ab-
strakte Finanzmechanik. Hier geht es um die Beschäftig-
ten, die unser Gesundheitssystem tragen. Mit Blick auf 
die Tarifverträge möchte ich noch einmal sagen, dass 
dieses Gesetz diejenigen bestraft, die fair zahlen. Das 
Gesetz legt im Grunde genommen die Axt an genau diese 
Vereinbarungen. Dann wird eine halbierte Tariffinanzie-
rung um sich greifen. Das heißt: Das Krankenhaus bleibt 
auf einem Teil der Mehrkosten sitzen. Tarifbindung wird 
zum wirtschaftlichen Risiko. Faire Arbeitsbedingungen 
werden zum Standortnachteil. Tariflöhne sind aus Sicht 
der Bundesregierung ein Kostenproblem. 

Und dann das Pflegebudget! Das Pflegebudget ist ei-
nes der wenigen gesundheitspolitischen Instrumente und 
eine der wenigen Errungenschaften der vergangenen 
Jahre. Wir haben alle darunter gelitten, dass es so derma-
ßen eng aussieht, was die Pflege anbelangt. Wir haben 
endlich den Personalaufbau in den Krankenhäusern, den 
wir alle wollen. Und jetzt wird dieses erfolgreiche In-
strument gedeckelt? Man greift ausgerechnet dort ein, wo 
Politik nachweislich funktioniert hat. Das ist kurzsichtig, 
und es ist demotivierend – Stichworte „Fachkräfteman-
gel“ und „Überalterung der Gesellschaft“. Wir werden in 
Zukunft auch auf dieser Ebene riesige Probleme bekom-
men. Wir dürfen nicht ausgerechnet an der Ecke anfan-
gen zu sparen, wo die Probleme in Zukunft minimiert 
werden müssen. Das passt nicht zusammen. 

Es ist hier schon erwähnt worden, in welchem Maße 
die Kommunen belastet werden. Diese werden es für ihre 
kommunalen Häuser mehr oder weniger ausbaden. Die 
freigemeinnützigen Träger haben kaum eine Chance, in 
diesem Wettbewerb standzuhalten. Und das heißt: Quali-
tät in der Gesundheitsversorgung geht verloren. Das 
sollte uns ziemlich deutlich klar werden. Ich bin deswe-
gen sehr für die Anrufung des Vermittlungsausschusses, 
um genau diese Punkte noch mal in den Mittelpunkt zu 
stellen.  



342 Bundesrat – 1067. Sitzung – 10. Juli 2026 

 

Ich möchte Ihnen zum Schluss sagen, weil es ja, ins-
besondere was die Pharmaindustrie anbelangt, immer um 
die Standortdiskussion geht: Die Ausgaben für Gesund-
heit sind doch keine verlorenen Mittel. Jeder investierte 
Euro sichert und schafft Arbeitsplätze bei uns im Land. 
Die Pflegekraft zieht nicht weg. Die Therapeutin ist nach 
wie vor in der Praxis. Das Krankenhauspersonal zahlt 
genauso Steuern und Sozialabgaben. Sie kaufen hier ein. 
Sie leben hier. Gesundheit ist ein Wirtschaftszweig mit 
einer Wertschöpfungskette, die man nicht außer Acht 
lassen darf und die lokal wirkt. Insofern sind diese Kür-
zungen nicht allein sozialpolitisch falsch, sondern auch 
volkswirtschaftlich kurzsichtig. – Vielen Dank! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, Frau Kollegin! – Ich rufe auf: Herrn Minister 
Dr. Philippi, Niedersachsen. 

Dr. Andreas Philippi (Niedersachsen): Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bis heute Morgen 
war noch nicht klar, ob das Gesetz, welches wir jetzt 
beraten, überhaupt auf die heutige Tagesordnung kommt, 
so sehr hatten sich die am Gesetzgebungsverfahren betei-
ligten Stellen – wie soll man sagen? – verhakt oder um 
Kompromisse gekämpft oder irgendetwas dergleichen. 

Meine Damen und Herren, die gesetzliche Kranken-
versicherung steht unter erheblichem Finanzierungs-
druck. Wir müssen aber auch sicherstellen, dass die not-
wendigen Maßnahmen zur Stabilisierung der Beitragssät-
ze nicht zulasten einer leistungsfähigen Gesundheitsver-
sorgung gehen. Insofern kommt es darauf an, bei allen 
Reformschritten die Belange von Patientinnen und Pati-
enten, Krankenhäusern, Pflegeeinrichtungen und auch der 
Arzneimittelversorgung gleichermaßen in den Blick zu 
nehmen. Vor diesem Hintergrund enthält das heute im 
Bundestag möglicherweise schon beschlossene Gesetz 
nur in Ansätzen Regelungen, die die Bedenken der Län-
der wirklich aufgreifen. 

Die tarifbedingten Steigerungen der Personalkosten, 
die über der Veränderungsrate liegen, sollen nur zu 
50 Prozent berücksichtigt werden. Der Kompromissvor-
schlag Niedersachsens, dies auf 75 Prozent zu erhöhen, 
wurde vom Bund in den letzten Tagen abgelehnt. Die 
Einrichtungsträger werden so nur zur Hälfte von Kosten-
steigerungen, zu denen sie über Tarifbindung vertragsbe-
dingt verpflichtet sind, entlastet. Diese Regelung setzt die 
durch Tarifvereinbarungen verpflichteten Einrichtungen 
in einer ökonomisch angespannten Situation finanziell 
weiter unter Druck. Denn die verbleibenden 50 Prozent 
der tarifbedingten Mehrkosten müssen von den Einrich-
tungen selbst erwirtschaftet werden. Unter Berücksichti-
gung der Tatsache, dass der Großteil der Krankenhäuser 
in Niedersachsen, aber auch bundesweit, seine Aufgaben 
schon jetzt defizitär erbringen muss, gehört also nicht 
sehr viel Fantasie dazu, um zu der Folgerung zu kommen, 
dass dies zulasten der Versorgungsqualität gehen wird, 
und das gerade in den ländlichen Räumen. Deshalb muss 

unser gemeinsames Ziel sein, diese Kostensteigerungen 
komplett zu refinanzieren. Positiv hervorzuheben ist, dass 
mit dem Gesetz die Obergrenze für Krankenhäuser in den 
Jahren 2027 bis 2029 unverändert bleibt und damit die 
notwendige Gleichstellung des Krankenhausbereiches 
mit anderen Leistungsbereichen erfolgt. 

Meine Damen und Herren, der Kostendruck, unter 
dem die gesetzliche Krankenversicherung leidet, ist ein-
deutig nicht zu übersehen. Das angestrebte Ziel der Bei-
tragsstabilität, auch unter Berücksichtigung der Lohnkos-
tenentwicklung, ist nur logisch, und die erzielten Kom-
promisse fördern dieses Ziel. Bei allem Lob für diese und 
weitere erzielte Kompromisse möchte ich aber auch deut-
lich machen: In ihrer Gesamtheit sind sie nur begrenzt 
geeignet, den ebenfalls bestehenden Kostendruck in den 
stationären Einrichtungen wirksam zu verringern. Es 
muss bei allen Einsparungsbemühungen vorrangiges Ziel 
sein, eine qualitativ hochwertige und leistungsfähige 
Krankenhauslandschaft in der Fläche zu erhalten. Die 
erzielten Kompromisse können dies im Ergebnis jedoch 
nicht in Gänze gewährleisten. 

Die Länder begrüßen jedoch die gefundene Lösung zu 
den Pflegepersonaluntergrenzen, kurz PpUG, im Zuge 
der Einführung der Leistungsgruppen. Die vorgesehene 
Streichung ermöglicht eine rechtssichere Umsetzung der 
Krankenhausreform. Klar bleibt aber auch: Die PpUG 
bleibt als Untergrenze in Kraft. Die Krankenhäuser müs-
sen sie einhalten, und Verstöße müssen auch wirksam 
sanktioniert werden. Patientinnen und Patienten müssen 
sich weiterhin darauf verlassen können, dass die pflegeri-
sche Versorgung im Krankenhaus gewährleistet ist. 

Neben der Krankenhausversorgung verdient allerdings 
auch die Arzneimittelversorgung besondere Aufmerk-
samkeit. Ich begrüße die vorliegenden Änderungen, da 
sie dazu beitragen können, negative Auswirkungen auf 
die Arzneimittelversorgung zu begrenzen und zugleich 
mehr Pflegeplanungssicherheit für die Beteiligten zu 
schaffen. Die vorgesehene Umwandlung des ursprünglich 
geplanten dynamisierten Herstellerabschlages in einen 
festgeschriebenen gleichbleibenden ergänzenden Herstel-
lerabschlag schafft verlässliche Rahmenbedingungen und 
kann langfristige Investitionsentscheidungen erleichtern. 
Auch die vorgesehene Standortförderung kann dazu bei-
tragen, den Pharmastandort Deutschland zu stärken und 
damit günstige Voraussetzungen für Innovation sowie für 
eine verlässliche Versorgung zu schaffen. Dabei muss 
jedoch eine faire und ausgewogene Beteiligung aller 
Akteure gewährleistet bleiben. Daher ist auch die Anpas-
sung der Preismengenregelung notwendig, um in diesem 
Leistungsbereich den bisherigen Interessensausgleich zu 
wahren. 

Die vorliegenden Änderungen sind insgesamt ein 
wichtiger Schritt. Gleichwohl besteht nach unserer Mei-
nung weiterhin erheblicher Handlungsbedarf, um Innova-
tion, Versorgungssicherheit und Finanzstabilität langfris-
tig in Einklang zu bringen. Kernforderungen bleiben die 
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Übernahme der Refinanzierung von Tarifsteigerungen 
sowie die Zurücknahme der geplanten Prüfquotenverstär-
kung und weiterhin der Regelungen zur Entbudgetierung 
und den Fixkostendegressionsabschlägen für Hausärzte, 
Kinderärzte und Psychotherapeuten. Wir können also an 
dieser Stelle nur gemeinsam, mit dem Plenarantrag aus 
dem Saarland, einen Vermittlungsausschuss fordern. – 
Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! Glück auf! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, Herr Kollege! – Das Wort hat jetzt Frau Bun-
desministerin Warken, Bundesministerin für Gesundheit, 
gerade frisch aus dem Bundestag. 

Nina Warken, Bundesministerin für Gesundheit: So 
ist es, Herr Präsident. Herzlichen Dank! – Herr Präsident! 
Sehr geehrte Damen und Herren! Der Bundestag hat 
soeben das Gesetz zur Stabilisierung der Beitragssätze in 
der gesetzlichen Krankenversicherung beraten. Die Ab-
stimmung läuft, und damit kann dann, so hoffen wir, die 
erste Hürde genommen werden. Jetzt bin ich hier, um für 
Ihre spätere Unterstützung des Gesetzes zu werben, durch 
das die finanzielle Stabilität der gesetzlichen Kranken-
versicherung wiederhergestellt werden soll, eines Grund-
pfeilers unseres Solidarsystems, der in massiver Schiefla-
ge ist. 

Ich bin mir durchaus bewusst, dass die Unterstützung 
dieser Vorhaben alle Verantwortlichen Überwindung 
kostet. Denn natürlich geht es auch mir nicht anders als 
Ihnen bei der Feststellung, dass man sich eine solche 
Entscheidung, mit der teils schmerzhafte Maßnahmen 
umgesetzt werden, eigentlich nicht wünscht. Der Hand-
lungsdruck ist allerdings so groß, dass wir schlichtweg 
alle Leistungsbereiche im Gesundheitswesen einbeziehen 
müssen, und wir haben in diesem Gesetz die Lasten breit 
und ausgewogen verteilt. Bei einem zwingend notwendi-
gen Sparvolumen von fast 19 Milliarden Euro allein im 
kommenden Jahr ist es unmöglich, dass die damit ver-
bundenen Veränderungen nicht spürbar sind. Eine grund-
sätzliche Einordnung ist mir dabei sehr wichtig, da die 
Wirkung des Gesetzes in Teilen doch etwas verzerrt 
dargestellt wird. Wir streichen Leistungen – und damit 
auch Vergütungen –, wenn sie für die Versicherten kei-
nen nachweislichen Nutzen haben. Hier geht es um Kür-
zungen mit finanziellen Auswirkungen für die Betroffe-
nen, das stelle ich nicht in Abrede. Doch, liebe Kollegin-
nen und Kollegen, wir können das Geld der Versicherten 
nicht ausgeben, wenn die Versorgung dadurch nicht 
spürbar und nachweislich besser wird. Wir können uns 
das schlichtweg nicht mehr leisten. 

Wir deckeln zudem die Steigerung der Ausgaben in 
der Zukunft – das ist die zweite Leitlinie dieses Gesetzes –, 
und zwar bezogen auf die Entwicklung der beitrags-
pflichtigen Einnahmen der gesetzlichen Krankenversi-
cherung und damit auf die gesamtwirtschaftliche Ent-
wicklung. Zur Klarstellung, weil auch das häufig miss-
verstanden wurde: Diese für alle Leistungsbereiche gel-
tende Maßnahme ist keine Kürzung, sondern eine Be-

grenzung der Anstiege in der Zukunft. Nach derzeitiger 
Prognose werden im kommenden Jahr Steigerungen von 
bis zu 3,5 Prozent möglich sein. Das ist alles andere als 
eine Nullrunde. Das gilt ausdrücklich auch für die Refi-
nanzierung von Tarifsteigerungen, die bis zu dieser Höhe 
vollständig erstattet werden. Dieser Grundsatz der Decke-
lung der Steigerung der Ausgaben ist notwendig, denn 
wir können schlichtweg nicht mehr Geld ausgeben als 
eingenommen wird. 

Niemand kann weiter steigende Beiträge wollen, we-
der Versicherte noch Arbeitgeber, denn die Grenze der 
Belastung ist definitiv erreicht. Ohne Reform würde der 
durchschnittliche Zusatzbeitrag zum Jahreswechsel um 
einen Prozentpunkt steigen, von derzeit 2,9 auf 3,9 Pro-
zent. Das ist eine Belastung, die alle Beitragszahler und 
alle Unternehmen in diesem Land unmittelbar spüren 
würden. 

Sehr geehrte Damen und Herren, ich habe eingangs 
gesagt: Ich bin mir durchaus bewusst, dass wir allen 
Bereichen und allen Beteiligten im Gesundheitswesen 
etwas abverlangen. – Mir ist auch die wirtschaftlich an-
gespannte Lage der Krankenhäuser bewusst. Deshalb 
haben wir uns zusammen mit den Koalitionsfraktionen 
und Ihnen, den Ländern, darauf verständigt, die finanziel-
len Auswirkungen der Reform auf die Krankenhäuser 
noch einmal zu reduzieren. Zudem werden wir ganz 
besonders die Belastung durch Dokumentations- und 
Nachweispflichten deutlich verringern. Das ist ein grund-
sätzliches Ziel, das ich in dieser Woche zusammen mit 
verschiedenen Akteuren im Gesundheitswesen bespro-
chen habe. Wir wollen und müssen von unnötiger Büro-
kratie befreien und dadurch viel mehr Freiräume schaf-
fen, ohne die Qualität der Versorgung aufs Spiel zu set-
zen. 

Wir sind auch bereit, einen weiteren Schritt zu gehen 
und den Krankenhäusern finanziell noch einmal entge-
genzukommen. Unser Angebot haben wir in einer Proto-
kollerklärung festgehalten, die wir als Bundesregierung 
im Fall einer Nichtanrufung des Vermittlungsausschusses 
zu diesem Gesetz abgeben: 450 Millionen Euro für die 
Krankenhäuser durch Rechnungszuschläge sowie 
100 Millionen Euro für die besondere Vorhaltung der 
Universitätskliniken. 

Zudem wollen wir durch eine rechtssichere Ausgestal-
tung für die pharmazeutische Industrie gezielt Abgaben 
reduzieren, wenn sie in Deutschland Innovationen voran-
treibt und produziert, dadurch die Resilienz stärkt, einen 
schnellen Zugang zu neuen Diagnose- und Therapiemög-
lichkeiten sicherstellt und nicht zuletzt Beschäftigung 
sichert. Das ist ein Ziel, das uns als Bund und Länder 
eint. Wir wollen attraktive Standortbedingungen und 
nehmen die aktuellen globalen Herausforderungen für 
diese Branche sehr ernst. 

Insgesamt gab es einen großen Wunsch nach weiterem 
Bürokratieabbau im Gesundheitswesen. Im gesamten 
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Gesundheitswesen wollen wir künftig Aufgaben reduzie-
ren. Es gibt viele Vorschläge der Akteure aus dem Ge-
sundheitswesen, von Krankenhausgesellschaften und 
Ärzten. Wir wollen gemeinsam in einem ersten Gesetz, 
das im August kommt, Entlastungen in hoher dreistelliger 
Millionenhöhe vorsehen. 

Meine Damen und Herren, Sie haben heute die Mög-
lichkeit, durch Ihre Unterstützung unser Gesundheitssys-
tem nachhaltig auf ein stabiles Fundament zu setzen. 
Diese Stabilität ist die notwendige Grundlage dafür, dass 
wir durch ergänzende Strukturreformen unser Leistungs-
versprechen erneuern – für ein Gesundheitssystem, das 
eine qualitativ hochwertige und zuverlässige Versorgung 
sicherstellt. Bitte nutzen Sie diese Chance und unterstüt-
zen Sie dieses Gesetz! – Vielen Dank! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, Frau Bundesministerin! 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. – Mir 

liegt eine Erklärung zu Protokoll1 von Herrn Staats-
minister Schuster (Sachsen) vor. 

Die Abstimmung zu diesem Tagesordnungspunkt wird 
zurückgestellt. Wir rufen den Punkt am Schluss der Sit-
zung erneut auf, und dann werden wir die Abstimmung 
durchführen. 

Damit schließe ich den Tagesordnungspunkt. 

Ich komme zu Tagesordnungspunkt 10: 
TOP 10  

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Waffen-
gesetzes: Ausgestaltung des unerlaubten Umgangs 
mit halbautomatischen Kurzwaffen zum Verschie-
ßen von Patronenmunition als Verbrechen – Antrag 
des Landes Berlin – (Drucksache 383/26) 

Hierzu liegt mir eine Erklärung zu Protokoll2 von 
Herrn Bürgermeister Evers (Berlin) vor. – Wortmel-
dungen liegen mir nicht vor. 

Die Ausschüsse empfehlen, den Gesetzentwurf beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. Wer dafür ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat beschlossen, den Gesetz-
entwurf beim Deutschen Bundestag einzubringen. 

Wir sind übereingekommen, Frau Senatorin Iris 
Spranger (Berlin) zur Beauftragten zu bestellen. 

Damit schließe ich den Tagesordnungspunkt. 

 
1 Anlage 2 
2 Anlage 3 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 21: 
TOP 21  

Entschließung des Bundesrates „Reform des Tras-
senpreissystems und Kompensation der Mehrbelas-
tungen nach dem EuGH-Urteil zur Trassenpreis-
bremse“ – Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 387/26) 

Dem Antrag sind Mecklenburg-Vorpommern, das 
Saarland, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Schleswig-
Holstein und Thüringen beigetreten. 

Hierzu liegen mir Wortmeldungen vor. Als Erstes rufe 
ich auf: Frau Ministerin Neubaur aus Nordrhein-
Westfalen. 

Mona Neubaur (Nordrhein-Westfalen): Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Der 
Nahverkehr steht seit Jahren unter massivem Kosten-
druck. Steigende Personalkosten, höhere Energiepreise, 
aber auch die allgemeine Inflation machen sich bei Bus 
und Bahn ganz direkt bemerkbar. 

Nahverkehr ist Daseinsvorsorge. Wir in NRW unter-
nehmen alles, um dem Kostendruck entgegenzusteuern 
und zugleich das Angebot zu sichern. Dazu gehört zum 
Beispiel eine große Strukturreform, die die Zahl der Auf-
gabenträger von drei auf einen reduzieren wird. Ab 2027 
gibt es dann mit Schiene.NRW eine Bündelung des ge-
samten Schienenpersonennahverkehrs, ein Planungszent-
rum, ein Bestellzentrum, und damit eine deutliche Steige-
rung der Effizienz. Davon profitieren die Fahrgäste, aber 
eben auch der Haushalt. 

Aber wir können noch so gut vorangehen – die Ent-
scheidung des EuGH zur Trassenpreisbremse aus dem 
März stellt die Länder und die Aufgabenträger vor neue 
und massive Probleme. Die Wahrheit ist: Den finanziel-
len Konsequenzen des Urteils sind wir Länder nicht ge-
wachsen. Aus gutem Grund war die Steigerung der soge-
nannten Schienenmaut im Nahverkehr bislang gesetzlich 
gedeckelt, um die Kostenentwicklung planbar zu machen 
und so einen preislich attraktiven Nahverkehr zu schaf-
fen. Im Vertrauen auf diese Preisbremse haben die Auf-
gabenträger ihr Angebot geplant und berechnet. Nachdem 
der EuGH die Trassenpreisbremse gekippt hat, müssen 
sich die Aufgabenträger nicht nur auf eine deutlich höhe-
re Schienenmaut ab dem kommenden Jahr einstellen. 
Nein, es kommen auch noch Nachzahlungen für die Jahre 
2025 und 2026 dazu. Allein für NRW sprechen wir von 
71 Millionen Euro für 2025 und rund 83 Millionen Euro 
für das Jahr 2026. Und es wird absehbar nicht bei diesen 
Nachzahlungen bleiben. Künftig wird allein NRW jedes 
Jahr Mehrkosten im dreistelligen Millionenbereich 
stemmen müssen. Ohne Gegenmaßnahmen bedeutet das: 
weniger Züge auf der Schiene. Dabei ist das Ziel ja gera-
de das Gegenteil. Wir wollen mehr Menschen ermögli-
chen, vom Auto zu einer zuverlässigen und klimafreund-
lichen Bahn zu wechseln. Die Länder haben aus diesem 
Grund erhebliche Anstrengungen unternommen, um das 
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Angebot zu sichern und die Attraktivität des Schienen-
verkehrs zu steigern. 

Die Länder erwarten erstens, dass der Bund die Mehr-
kosten für die Jahre 2025 und 2026 über zusätzliche 
Regionalisierungsmittel noch im laufenden Jahr vollstän-
dig kompensiert. Denn ohne eine solche Kompensation 
gehen wir davon aus, dass wir in NRW bis zu 
10 Millionen Zugkilometer abbestellen müssen. Das 
bisherige Angebot könnte dann nicht mehr aufrechterhal-
ten werden. 

Zweitens erwarten die Länder kurzfristig eine umfas-
sende Reform der Trassenentgeltsystematik, um die Kos-
ten dauerhaft bezahlbar zu halten und zu stabilisieren. 
Seit Jahren arbeitet das Bundesverkehrsministerium an 
einer Reform. Den Ländern ist aber bislang weder ein 
Konzept noch die Skizze einer Lösung vorgelegt worden. 
Unsere Bereitschaft als Länder, an einer grundlegenden 
Trassenpreisreform aktiv und vor allem konstruktiv mit-
zuwirken, gilt weiterhin. Was es jetzt also mehr denn je 
braucht, sind Planbarkeit und Sicherheit. 

Die Zeit drängt. Nur bis zum 24. August dieses Jahres 
können die Eisenbahnunternehmen ihre Trassenanmel-
dungen für das kommende Jahr 2027 ohne weitere finan-
zielle Belastungen ändern. Ohne eine Zusage des Bundes, 
die aus dem Urteil resultierenden Zusatzkosten zu über-
nehmen, und ohne Hinweise über eine Reform der Tras-
senpreise, gäbe es dabei erhebliche finanzielle Risiken. 
Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich daran erinnern, 
dass die verfassungsrechtliche Finanzierungsverantwor-
tung für die Schieneninfrastruktur beim Bund liegt. Die 
Länder dürfen weder über steigende Trassenpreise noch 
über die mittelbare Überwälzung von Infrastrukturkosten 
strukturell belastet werden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Verkehrswende 
kann nur gelingen, wenn Bund und Länder an einem 
Strang und vor allem in dieselbe Richtung ziehen. Dafür 
brauchen wir verlässliche finanzielle Rahmenbedingun-
gen für einen leistungsfähigen und attraktiven Nahver-
kehr auf der Schiene. Ich freue mich, wenn der Bund 
seine Verantwortung dafür übernimmt. 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, Frau Kollegin! – Als Nächstes hat das Wort: 
Frau Ministerpräsidentin Rehlinger, Saarland. 

Anke Rehlinger (Saarland): Herr Präsident! Verehr-
te Kolleginnen und Kollegen! – Herr Präsident, mit Ihrer 
Erlaubnis zitiere ich aus dem Koalitionsvertrag des Bun-
des. Dort steht: 

Zur Stärkung des öffentlichen Personennahver-
kehrs (ÖPNV) werden Bund und Länder die 
ÖPNV-Finanzierung auf eine neue gesetzliche 
Grundlage stellen und einen Modernisierungs-
pakt starten. Die Regionalisierungsmittel sollen 
vorrangig als Bestellmittel für den Schienenper-

sonennahverkehr genutzt werden. Wir werden 
den Status quo sichern, steigende Kosten auf-
fangen und Spielräume für neue Verkehre schaf-
fen. 

Welch wunderbare Formulierungen! Sie sind zutref-
fend, sie sind eindeutig, und selten sind sich Bund und 
Länder im Ziel so einig. Selten klaffen allerdings Wunsch 
und Realität so weit auseinander wie in diesem Bereich. 
Die Bilanz ist ernüchternd. Der Umsetzungsstand ist 
ernüchternd. Und gegenüber dem Zeitpunkt, zu dem 
diese Sätze formuliert worden sind, und dem Zeitpunkt 
im Hier und Jetzt hat sich die Situation sogar noch um 
einiges verschärft und verschlimmert. 

Das hängt sicherlich mit steigenden Energiepreisen 
zusammen, mit erhöhten Personalkosten, inflationsbe-
dingten Preissteigerungen, aber auch mit der Frage: Wie 
setzen wir Barrierefreiheit um? Und, gerade jüngst in 
diesen Tagen noch mal im besonderen öffentlichen Inte-
resse, mit der Frage: Wie können wir für mehr Sicherheit 
von Personal und Fahrgästen sorgen? All das hängt mit 
Preissteigerungen und Mehrausgaben zusammen. 

Das Urteil des Europäischen Gerichtshofs aus dem 
Frühjahr dieses Jahres – es ist eben schon angesprochen 
worden von Frau Kollegin Neubaur – bedeutet, wenn 
man so will, nun endgültig einen Knock-out für die zu-
kunftsfeste Finanzierung unserer Schiene. In dieser Deut-
lichkeit muss man es sagen. Denn im Ergebnis heißt das 
nichts anderes, als dass unsere bislang geltende Trassen-
preisbremse als erledigt zu betrachten ist. Sie ist damit 
ausgehebelt. Die bittere Konsequenz ist gerade auch 
schon dargestellt worden. Schon aus den anderen Grün-
den, die ich eben angesprochen habe, mussten manche 
Bundesländer bereits Zugkilometer abbestellen. Es wer-
den jetzt, wenn wir keine schnelle Lösung finden, weitere 
Zugkilometer hinzukommen. 

Unser Ziel war es, für ein Mehr an Angebot zu sorgen. 
Tatsächlich werden wir durch Nichtstun an dieser Stelle 
definitiv ganz automatisch zu einem Weniger kommen. 
Wichtig ist mir, darauf hinzuweisen, dass dieses Weniger 
nicht einfach nur kurzfristig besteht und wir das dann 
irgendwie wieder ganz schnell aufholen können. Viel-
mehr werden wir es angesichts der Laufzeit von Verträ-
gen und dann auch nicht erfolgter Ausschreibungen und 
deren Ausgestaltung sehr langfristig mit Beeinträchtigun-
gen im Angebot zu tun haben. Wir haben es hier mit 
einem Fall zu tun, in dem Nichtstun keine Alternative ist 
und in dem es zwangsläufig zu Verschlechterungen des 
Angebots kommen wird. Es ist eben schon – in Kilome-
tern ausgerechnet – das Beispiel aus Nordrhein-
Westfalen dafür gekommen. Da nützt es auch nichts, 
wenn wir jetzt noch anfangen, uns über Zuständigkeiten 
zu streiten. Die Diskussionen darum sind nicht ganz neu. 
Aber auch der Hinweis darauf, wie die Verteilung stattge-
funden hat, wer dies also operativ vor Ort zu verantwor-
ten hat, wer den schienengebundenen Personennahver-
kehr zu organisieren hat, hilft nicht. Es ist klar: Das sind 
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die Länder. Es ist auch sinnvoll, dass das die Länder 
machen. Aber eines ist genauso klar: Die Finanzierungs-
verantwortung ist damit eben explizit nicht übergegan-
gen. Damit ist auch klar, wer hier für die Auskömmlich-
keit der Finanzierung zu sorgen hat. Es sind nicht die 
Länder, sondern es ist an dieser Stelle ganz klar der 
Bund. 

Es gibt neben dieser grundsätzlichen Vereinbarung 
auch eine individuell getroffene Vereinbarung aus dem 
Jahr 2016. Ich kann mich aus meiner vormaligen Ver-
wendung als Verkehrsministerin noch ganz gut daran 
erinnern, wie wir den Deckel miteinander vereinbart 
haben und festgelegt haben, dass die Trassenpreise nicht 
stärker steigen dürfen, als die Regionalisierungsmittel 
dynamisiert sind. Das gehört jetzt nun einmal aufgrund 
der Entscheidung des EuGHs der Vergangenheit an. 
Wenn das also nicht mehr gilt, wenn die bisherige Tras-
senpreisbremse nicht mit dem EU-Recht vereinbar ist, 
dann muss das umgekehrte Prinzip gelten, meine sehr 
verehrten Damen und Herren. Die Regionalisierungsmit-
tel müssen also in dem Umfang dynamisiert werden, wie 
die Trassenpreise steigen. 

Wer nicht will, dass die Trassenpreise ins Unendliche 
steigen, der muss sich in eine Trassenpreisreform bege-
ben. Auch dafür gibt es bereits Ansätze, nur müssen wir 
das letztendlich miteinander im Ergebnis der politischen 
Debatte finanzieren. Wo die Nutzerinnen und Nutzer der 
Schieneninfrastruktur über die Trassenpreise nur die 
Grenzkosten und nicht Vollkosten finanzieren müssen, 
haben wir einen Ansatz, den wir verfolgen wollen. Inso-
fern, finde ich, ist es nicht zielführend, einfach diese 
Debatten nicht zu führen. Das ist der Punkt, an dem wir 
stehen. Durch Ausblenden wird die Situation nur schlech-
ter, sie wird schlimmer. Das ist eine große Sorge mit 
Blick auf die Zukunft unseres Angebotes, die ich mit 
diesem Antrag noch einmal unterstreichen und zum Aus-
druck bringen möchte. 

Wir brauchen jetzt dringend drei Dinge: erstens eine 
Erhöhung der Regionalisierungsmittel, um den Bestand 
zu sichern, aber auch das Erliegen der Verkehrswende 
wirklich zu verhindern. Wir brauchen zweitens noch in 
diesem Jahr eine vollständige finanzielle Kompensation 
der Mehrbelastungen infolge des EuGH-Urteils, sonst 
wird es zu den angedrohten Abbestellungen kommen, die 
nicht so schnell wieder rückgängig gemacht werden kön-
nen. Und wir brauchen drittens eine grundlegende, eine 
dauerhafte Reform des Trassenpreissystems, das für die 
Länder zwingend aufkommensneutral sein muss, sonst 
können wir die Aufgabe nicht vernünftig erledigen. Das 
alles muss schnell geschehen. 

Ich habe mir wirklich ein bisschen die Augen gerieben 
und mich gefragt, warum es nicht möglich ist, diesbezüg-
lich in ein Gespräch zu kommen. Die Länderverkehrs-
minister befassen sich permanent mit dieser Frage. Aber 
das allein reicht angesichts der geschilderten Situation 
eben nicht. Ausblenden und Aussitzen ist keine Alterna-

tive, meine sehr verehrten Damen und Herren. Ein 
Deutschlandticket in der Tasche, aber kein Zug am Gleis 
– das ist die Zukunft, auf die wir uns dann einstellen 
müssten. Ich finde, das ist keine Zukunft, für die wir 
politisch einstehen sollten. Deshalb ist es wichtig, dass 
der Bundesrat an dieser Stelle ein anderes Signal sendet. 
Die Hand zu Gesprächen und zu Lösungen ist gereicht, 
sie muss aber auch ergriffen werden. – In diesem Sinne: 
Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit und Glück auf! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, Frau Kollegin! – Das Wort hat Herr Staats-
minister Bernreiter, Bayern. 

Christian Bernreiter (Bayern): Herr Präsident! Sehr 
geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Bayern unterstützt den vorliegenden Entschlie-
ßungsantrag des Landes Nordrhein-Westfalen uneinge-
schränkt. Ich bitte um ein starkes Signal des Bundesrates 
und werbe daher für eine geschlossene Zustimmung zu 
dieser Entschließung. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Länder und die 
Aufgabenträger – das ist angesprochen worden – haben 
langfristige Verkehrsleistungen bestellt, und das im Ver-
trauen auf den politischen Konsens zur Trassenpreis-
bremse, wie sie im Eisenbahnregulierungsgesetz für den 
Schienenpersonennahverkehr geregelt ist. Sie wissen alle: 
Der EuGH hat am 19. März entschieden, dass die Decke-
lung der Trassenpreisanstiege nicht mit dem EU-Recht 
vereinbar ist. Das hat für uns, für mein Bundesland, dra-
matische Auswirkungen. Wir haben mit Abstand die 
meisten Schienenkilometer. Die Summe ist noch höher 
als für Nordrhein-Westfalen. Wir haben für die beiden 
Jahre 2025 und 2026 rückwirkend ein Defizit von in etwa 
165 Millionen Euro zu tragen. Für die Länder bedeutet 
das Urteil eine zusätzliche Belastung für beide Jahre, die 
nicht stemmbar ist. Und welche Auswirkungen das in 
Zukunft hat, ist ja von meinen Vorrednerinnen bereits 
ausgeführt worden. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, für das Jahr 2027 
und die folgenden Jahre brauchen wir neue Rahmenbe-
dingungen. Nötig ist zum einen natürlich die Reform der 
Trassenpreise, so wie im Koalitionsvertrag des Bundes 
vereinbart. Ich durfte das mitverhandeln und weiß natür-
lich, was wir da hineingeschrieben haben. Es war allen 
klar, dass das kommunizierende Röhren sind, dass das 
immer mit dem Regionalisierungsgesetz zusammenhängt. 
Ich bin ja derzeit der Vorsitzende der Verkehrsminister-
konferenz. Wir haben uns wiederholt mit diesem Thema 
beschäftigt, es auf die Tagesordnung gesetzt. Wir sind 
uns da alle einig. Jeder weiß, was das bedeutet. Frau 
Ministerpräsidentin Rehlinger hat das ja gerade ange-
sprochen. Das bedeutet, dass wir Verkehr massenweise 
abbestellen müssen. Das wollen wir nicht. Und an Aus-
bau ist aktuell ja gar nicht zu denken. Wir brauchen also 
die Kompensation der Mehrbelastung über die Regionali-
sierungsmittel und eine nachhaltige Reform der Trassen-
preise. 
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Ich weiß aber auch: Das Bundesverkehrsministerium 
rechnet rauf und runter. Wenn die Regionalisierungsmit-
tel insgesamt nicht angehoben werden, dann können wir 
noch so viel rechnen, dann wird das nicht funktionieren. 
Ich bitte wirklich – Frau Ministerpräsidentin, ich setze da 
auf Sie –: Wir wollen ein gemeinsames Gespräch. Wir 
haben einstimmige Beschlüsse gefasst. Wir haben uns die 
Finger wundgeschrieben, den Herrn Bundesfinanzminis-
ter persönlich angesprochen. Wir müssen uns zusammen-
setzen. Wir, A-, B- und G-Seite, wollen in die Diskussion 
treten. Wir wollen offenlegen, was wir mit den Regiona-
lisierungsmitteln machen. Ist von den Rechnungshöfen 
alles geprüft? Ich höre wiederholt, auch in Debatten – ich 
durfte das Bundesschienenwegeausbaugesetz, das im 
Vermittlungsausschuss war, mit verhandeln und war 
Verhandlungsführer für die Länder –, dass immer wieder 
kommt: „Ihr habt ja schwarze Kassen! Was macht ihr mit 
dem Geld?“ – Ja, das ist alles geregelt. Es ist auch bestä-
tigt, dass wir die Mittel gesetzeskonform verwenden. Ich 
habe den Bundesverkehrsminister vorher gefragt – er hat 
von uns auch alle Unterlagen –, ob ich das anführen darf: 
Bis 2031 fehlen den Ländern, um nichts abbestellen zu 
müssen, 14 Milliarden Euro an Regionalisierungsmitteln. 
Wenn das nicht ausgeglichen wird, tritt das ein, was 
bereits im Kommen ist. Die MPK hat dazu einen Be-
schluss gefasst, und das hängt ja, wie alles, zusammen. 
Darum meine Bitte: Es wäre wichtig, dass sich Bundes-
verkehrsminister, Bundesfinanzminister und die Länder-
verkehrsminister an einen Tisch setzen, das klären und 
hier für eine neue Ordnung sorgen. Dafür werbe ich. 

Ich werbe natürlich auch um die Zustimmung zu der 
von Nordrhein-Westfalen eingebrachten Entschließung in 
allen Punkten. – Vielen Dank! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, Herr Kollege! 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Ausschussberatungen zu der Vorlage haben noch nicht 
stattgefunden. Wir sind jedoch übereingekommen, bereits 
heute in der Sache zu entscheiden. 

Ich frage daher: Wer ist dafür, die Entschließung zu 
fassen? Ihr Handzeichen bitte! – Mehrheit. 

Dann ist das so beschlossen. 

Ich schließe den Tagesordnungspunkt. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 1: 
TOP 1  

Gesetz zur Durchführung der Verordnung (EU) 
2024/1689 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 13. Juni 2024 zur Festlegung harmonisierter 
Vorschriften für künstliche Intelligenz und zur Ände-
rung der Verordnungen (EG) Nr. 300/2008, (EU) 
Nr. 167/2013, (EU) Nr. 168/2013, (EU) 2018/858, 
(EU) 2018/1139 und (EU) 2019/2144 sowie der 

Richtlinien 2014/90/EU, (EU) 2016/797 und (EU) 
2020/1828 (Gesetz zur Durchführung der Verord-
nung über künstliche Intelligenz) (Drucksa-
che 375/26, zu Drucksache 375/26) 

Mir liegt eine Wortmeldung von Frau Staatsministerin 
Professor Dr. Sinemus aus Hessen vor. 

Prof. Dr. Kristina Sinemus (Hessen): Sehr geehr-
ter Herr Präsident! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Mitglieder des Bundesrates! Die Bundesregierung 
hat sich in ihrem Koalitionsvertrag dazu verpflichtet – ich 
zitiere Seite 70, Zeile 2270 –, „dass die nationale Umset-
zung des AI-Acts innovationsfreundlich und bürokratie-
arm erfolgt und die Marktaufsicht nicht zersplittert wird“. 
Ebendieses Ziel ist auch in der Föderalen Modernisie-
rungsagenda bekräftigt. Diesem Anspruch wird die Bun-
desregierung mit ihrem Vorschlag aus Sicht von uns 
Ländern bisher nicht gerecht. Denn dieser sieht vor, die 
Marktaufsicht auf 16 Länder zu zersplittern. 

Meine Damen und Herren, eine Zersplitterung auf 
16 Länder mit sektoralen Marktaufsichtsbehörden oder 
mit Aufwuchs an Personal bei den Landesdatenschutzbe-
auftragten möchten wir nicht. Der Bundesrat hat sich im 
Gesetzgebungsverfahren von Beginn an mit Nachdruck 
für eine Zentralisierung der Marktüberwachung beim 
Bund eingesetzt. Unsere Haltung teilen auch große Bran-
chenverbände wie beispielsweise der Bitkom, der davor 
warnt, einen Flickenteppich regional unterschiedlicher 
Zuständigkeiten zu schaffen mit dem Risiko einer Frag-
mentierung. Unnötiger Aufwand, Ineffizienz, Dysbalan-
cen bei der Produktzulassung sind in jedem Fall kein 
innovationsfreundliches Umfeld. Diese regionale Frag-
mentierung können wir uns im dynamisch wachsenden 
deutschen KI-Markt nicht leisten. Ausgehend von einem 
Marktvolumen von etwa 9 Milliarden Euro allein im Jahr 
2025 wird ein Anstieg auf rund 37 Milliarden Euro bis 
2031 prognostiziert, was einer jährlichen Wachstumsrate 
von 26 Prozent entspricht. 

Meine Damen und Herren, unser Standort braucht 
Wachstum und Wettbewerbsfähigkeit. Gerade im Bereich 
KI haben wir Umsetzungsbedarf und brauchen eine Um-
setzungsdynamik. Wir müssen Unternehmen in die Lage 
versetzen, innovative KI-Anwendungen schnell und er-
folgreich auf den Markt zu bringen. Dafür brauchen wir 
eine zügige und praktikable Umsetzung der neuen Rege-
lungen. Denn eine Aufsicht muss komplexe Fragen zur 
Funktionsweise der KI, zu den verwendeten Daten und 
zur Risikobewertung beurteilen können. Dafür braucht es 
spezialisiertes Wissen. Diese Kompetenzen sollten wir 
nicht 16-fach aufbauen, sondern bündeln und für einheit-
liche Entscheidungen, mehr Effizienz und mehr Rechtssi-
cherheit sorgen. 

In den letzten Wochen haben wir im Bundesratsver-
fahren erfolgreich darauf hingewirkt, die Bundesregie-
rung erneut an den Verhandlungstisch zu bringen. Ich 
darf mich beim BMDS, hier vertreten durch den beamte-
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ten Staatssekretär Markus Richter, dafür bedanken, dass 
wir hier, wie ich finde, gemeinsam einen sehr konstrukti-
ven Weg gefunden haben und in den Bund-Länder-
Diskussionen zu der Entscheidung gekommen sind, eine 
gemeinsame Marktaufsicht auf den Weg zu bringen. 
Diese Offenheit der Bundesregierung, auf das Anliegen 
der Länder einzugehen, ist nur deswegen möglich, weil 
wir ein Bundesdigitalministerium haben, das mit den 
Ländern an einem Strang ziehen will – auch in dieser 
Frage. Es freut mich, dass die Gespräche so erfolgreich 
verlaufen sind und dass wir uns im Vorfeld des heutigen 
Tages auf einen Weg einigen konnten. 

Die Bündelung der Marktaufsicht wird künftig bei der 
BNetzA erfolgen, wahrscheinlich im Rahmen einer Ver-
waltungsvereinbarung. Nach der Sommerpause werden 
wir dann diskutieren, wie wir das Ganze umsetzen, und 
zwar so, dass die Grundlage für eine starke und praxisna-
he KI-Governance gegeben ist. Denn nur durch Innovati-
on werden wir Investitionen fördern, und nur durch In-
vestitionen werden wir Deutschland als wettbewerbsfähi-
gen Standort für die Entwicklung und Anwendung künst-
licher Intelligenz stärken. Das müssen wir bürokratiearm 
tun, gemeinsam mit Bund und Ländern. – Vielen Dank! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, Frau Kollegin! 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. 

Der Ausschuss für Digitales und Staatsmodernisierung 
empfiehlt, den Vermittlungsausschuss mit dem Ziel der 
grundlegenden Überarbeitung des Gesetzes anzurufen. 
Wer ist dafür? – Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat den Vermittlungsausschuss 
n i c h t  angerufen. 

Herr Staatssekretär Dr. Markus Richter (Bundes-
ministerium für Digitales und Staatsmodernisierung) gibt 

eine Erklärung zu Protokoll1. 

Damit schließe ich den Tagesordnungspunkt. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 2: 
TOP 2  

Gesetz zur besseren Verhinderung missbräuchlicher 
Anerkennungen der Vaterschaft und zur Änderung 
weiterer Vorschriften (Drucksache 376/26) 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Es liegen weder Ausschussempfehlungen noch Lan-
desanträge auf Anrufung des Vermittlungsausschusses 
vor. 

 
1 Anlage 4 

Ich stelle daher fest, dass der Bundesrat den Vermitt-
lungsausschuss n i c h t  angerufen hat. 

Es bleibt noch über die Entschließung in Ziffer 2 der 
Ausschussempfehlungen abzustimmen. 

Bitte Ihr Handzeichen für Ziffer 2! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat die Entschließung gefasst. 

Ich schließe den Tagesordnungspunkt. 

Ich komme zur Grünen Liste. Zur gemeinsamen Ab-
stimmung nach § 29 Absatz 2 der Geschäftsordnung rufe 

ich die in dem Umdruck 6/20262 zusammengefassten 
Beratungsgegenstände auf. Es sind dies die Tagesord-
nungspunkte: 

3, 6, 8, 26 b), 41 bis 44, 47, 49, 52 bis 59, 62, 
63, 65 bis 69, 72, 73 und 76 bis 79. 

Wer den Empfehlungen und Vorschlägen folgen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Mehrheit. 

Dann ist das so beschlossen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 4: 
TOP 4  

Gesetz zur Anpassung des Verpackungsrechts und 
anderer Rechtsbereiche an die Verordnung (EU) 
2025/40 (Drucksache 377/26, zu Drucksache 377/26, 
zu Drucksache 377/26 (2)) 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Da Empfehlungen oder Anträge auf Anrufung des 
Vermittlungsausschusses nicht vorliegen, stelle ich fest, 
dass der Bundesrat zu dem Gesetz den Vermittlungsaus-
schuss n i c h t  anruft. 

Es bleibt noch über die vom Umweltausschuss emp-
fohlene sowie die mit dem Landesantrag Nordrhein-
Westfalens vorgeschlagene Entschließung zu befinden. 

Wir kommen zunächst zu Ziffer 2 der Empfehlungs-
drucksache, über die wir wunschgemäß in mehreren 
Schritten abstimmen. Ihr Handzeichen bitte für: 

Buchstabe a! – Mehrheit. 

Buchstaben b und d! – Mehrheit. 

Buchstabe c ohne die beiden Doppelbuchstaben! – 
Mehrheit. 

Und nun bitte noch Ihr Handzeichen für die beiden 
Doppelbuchstaben aa und bb! – Mehrheit. 
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Abschließend bitte Ihr Handzeichen für den Landesan-
trag! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat eine Entschließung gefasst. 

Ich beende den Tagesordnungspunkt. 

Ich komme zu Tagesordnungspunkt 7: 
TOP 7  

Gesetz zum Bürokratierückbau in der Gewerbeord-
nung und dem Energieverbrauchskennzeichnungs-
gesetz sowie anderer Rechtsvorschriften zur Aufhe-
bung von Berichtspflichten (Drucksache 378/26) 

Dazu liegt mir eine Wortmeldung von Frau Ministerin 
Dr. Hoffmeister-Kraut aus Baden-Württemberg vor. 

Dr. Nicole Hoffmeister-Kraut (Baden-Württem-
berg): Vielen Dank! – Sehr geehrter Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Wir beraten heute ein 
Gesetz, das einen weiteren Schritt beim Bürokratieabbau 
ermöglicht. Ich finde, dass jetzt Schritt für Schritt nach 
vorne gegangen wird, muss man unterstreichen und aner-
kennen. Durch das Gesetz werden Unternehmen ganz 
konkret entlastet: Berichtspflichten werden reduziert, 
Verfahren vereinfacht und vor allem unnötige Vorgaben 
abgebaut. Das ist richtig, und das ist notwendig. Denn 
eines ist klar: Bürokratie kostet. Sie kostet Zeit, sie kostet 
Geld, und sie kostet Innovationskraft. Vor allem aber 
bindet sie Ressourcen in unseren Unternehmen, die drin-
gend für andere Aufgaben benötigt werden – für Investi-
tionen, für Innovationen und am Ende für ein gemeinsa-
mes Ziel all dieser Aktivitäten: für die Sicherung von 
Arbeitsplätzen. 

Die Debatten im parlamentarischen Verfahren zeigen 
ein grundsätzliches Problem auf: Der Staat tut sich oft 
leichter damit, neue Vorschriften zu schaffen, als damit, 
bestehende abzubauen. Wir müssen hier ehrlich sein. Der 
Staat kann nicht alles regeln, er soll es auch gar nicht, 
denn das führt zu einer Überforderung auf allen Seiten. 
Nicht jede Regel schafft automatisch einen Mehrwert, 
nicht jede Dokumentationspflicht verbessert den Schutz, 
und nicht jede Kontrolle führt zu besseren Ergebnissen. 
Wir brauchen wieder mehr Vertrauen in die Eigenver-
antwortung der Menschen und in die Leistungsfähigkeit 
unserer sozialen Marktwirtschaft. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, es ist gut und 
notwendig, dass wir beim Bürokratieabbau das Tempo 
hochhalten. Deshalb begrüßt Baden-Württemberg aus-
drücklich die weiteren Beschlüsse der Bundesregierung 
zum Bürokratieabbau. Vor allem der geplante Abbau 
unzähliger Berichts- und Dokumentationspflichten kann 
unsere Unternehmen spürbar entlasten. Jetzt kommt es 
auf eine zügige und wirksame Umsetzung an. Das heuti-
ge Gesetz ist ein starkes Signal, es ist aber eben auch nur 
ein weiterer Schritt. Wenn wir unsere Wettbewerbsfähig-
keit sichern wollen, müssen wir den Mut haben, weitere 

Bereiche grundlegend zu modernisieren. Ein Bereich 
drängt sich hier besonders auf: das Arbeitsrecht. 

Unser Arbeitsrecht stammt im Kern aus einer Zeit, in 
der Arbeitsabläufe wesentlich starrer waren als heute. Die 
Realität in Industrie, Handwerk, Mittelstand, Dienstleis-
tung, Forschung sieht längst grundlegend anders aus. 
Digitalisierung wird hier nicht mitgedacht. Deshalb brau-
chen wir den längst überfälligen Schritt weg von der 
starren täglichen Höchstarbeitszeit hin zu einer flexiblen 
Wochenarbeitszeit. Dabei geht es ausdrücklich nicht um 
längere Arbeitszeiten. Es geht um mehr Freiheit in der 
Verteilung. Der Schutz der Beschäftigten muss selbstver-
ständlich erhalten bleiben. Aber innerhalb der europa-
rechtlichen Vorgaben müssen wir unseren Betrieben und 
den Beschäftigten mehr Gestaltungsspielraum geben. 

Baden-Württemberg hat Anfang dieses Jahres einen 
Entschließungsantrag zur Bürokratieentlastung im Be-
reich des Arbeitsrechts und des Arbeitsschutzes in den 
Bundesrat eingebracht. Wir sind davon überzeugt: mehr 
Flexibilität und wirksamer Arbeitsschutz schließen sich 
nicht aus. Im Gegenteil: Ein modernes Arbeitsrecht stärkt 
beides und ist notwendig, damit wir aus dieser wirtschaft-
lich schwierigen Situation herauskommen. Baden-
Württemberg geht voran. Mit unserem Landeseffizienz-
gesetz bauen wir Berichts-, Dokumentations- und Auf-
bewahrungspflichten konsequent ab. Bis dahin sorgt ein 
Bürokratiemoratorium dafür, dass keine neuen Belastun-
gen entstehen. Unser Ziel ist klar: Wir wollen die Unter-
nehmerinnen und Unternehmer entlasten, damit sie wie-
der mehr Zeit haben, um zu investieren, um zu innovie-
ren, und nicht immer neue Formulare auszufüllen haben. 

Lassen Sie uns diesen Weg entschlossen gemeinsam 
weitergehen, mit weniger Bürokratie, mit mehr Vertrau-
en, mit einem Rechtsrahmen, der den Menschen und den 
Unternehmen wieder mehr zutraut! Ich bitte um Ihre 
Zustimmung. – Vielen Dank! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, liebe Frau Kollegin! 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Wir stimmen ab über die Empfehlung des Wirtschafts-
ausschusses, dem Gesetz zuzustimmen. 

Wer dem folgen möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Mehrheit. 

Der Bundesrat hat damit dem Gesetz zugestimmt. 

Ich schließe den Tagesordnungspunkt. 

Ich komme zu Tagesordnungspunkt 80: 
TOP 80  

Gesetz zur Entlastung der Länder und ihrer Kommu-
nen (Länder- und Kommunalentlastungsgesetz – 
LKEG) (Drucksache 405/26) 
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Dazu liegt mir eine Wortmeldung von Herrn Minister 
Dr. Geue aus Mecklenburg-Vorpommern vor. 

Dr. Heiko Geue (Mecklenburg-Vorpommern): Sehr 
geehrter Herr Präsident! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Die finanzielle Lage der Länder und der Kom-
munen ist weiterhin außerordentlich angespannt. Steil 
steigende Sozialausgaben, immer neue gesetzliche Auf-
gaben und die hartnäckige Einnahmeschwäche aufgrund 
des fehlenden Wirtschaftswachstums haben die öffentli-
chen Haushalte über ihre Belastungsgrenzen gebracht. 
Ohne neue Schulden ist ein Haushaltsausgleich nicht 
mehr möglich. Allein dem Land Mecklenburg-
Vorpommern fehlen in der Planung für den nächsten 
Doppelhaushalt bis zu 10 Prozent an finanziellen Mitteln. 
Bei vielen Kommunen und Landkreisen sieht es nicht 
besser aus. Vor diesem Hintergrund ist es richtig, dass 
der Bund mit dem Länder- und Kommunalentlastungsge-
setz einen Beitrag zur Entlastung von Ländern und 
Kommunen leistet. Dieses Gesetz kann aber nur ein An-
fang sein. 

Gerade vor dem Hintergrund der Finanzprobleme der 
Kommunen begrüßen wir es außerordentlich, dass der 
Bund nach hartem Ringen der Geltung der Veranlas-
sungskonnexität zugestimmt hat. Wer Kommunen und 
Ländern zusätzliche Aufgaben überträgt oder bestehende 
Standards anhebt, muss auch für eine auskömmliche 
Finanzierung sorgen. 

Wir reden heute und hier aber nicht nur über die finan-
zielle Entlastung der Kommunen, sondern auch über die 
der Länder, im Speziellen der ostdeutschen Bundeslän-
der. Ein zentraler Punkt des vorliegenden Gesetzes ist die 
Entlastung der Haushalte der ostdeutschen Länder von 
den Erstattungen an die Rentenversicherung nach dem 
sogenannten AAÜG. Wir begrüßen ausdrücklich, dass 
der Bund seinen Finanzierungsanteil bei den Zusatzver-
sorgungssystemen der ehemaligen DDR – darüber reden 
wir hier nämlich – um weitere 10 Prozentpunkte erhöht. 
Damit sinkt der von den ostdeutschen Ländern zu tra-
gende Anteil von bisher 50 Prozent auf 40 Prozent. Für 
Mecklenburg-Vorpommern bedeutet dies immerhin eine 
jährliche Entlastung von rund 40 Millionen Euro. Das ist 
ein wichtiger Schritt. Jedoch bleibt dieser Schritt hinter 
dem Notwendigen zurück, denn die vorgesehene Entlas-
tung ist befristet und endet bereits mit Ablauf des Jahres 
2029. 

Meine Damen und Herren, diese Befristung ist falsch. 
Sie entspricht weder dem Geist des Koalitionsvertrages 
noch der sachlichen Verantwortung für diese Lasten. Die 
Finanzierung der Renten aus den Zusatz- und Sonderver-
sorgungssystemen der ehemaligen DDR ist keine originä-
re Aufgabe der Länder. Die ostdeutschen Länder sind 
weder Rechtsnachfolger der DDR, noch sind Rentenleis-
tungen eine Länderaufgabe. Die Belastungen belaufen 
sich für die ostdeutschen Länder insgesamt auf mehr als 
2 Milliarden Euro pro Jahr. Darüber reden wir hier. Ich 
frage Sie: Warum müssen die ostdeutschen Länder diese 

Last tragen? Diese Zuordnung ist falsch, und sie ist ange-
sichts der aktuellen Lage in Ostdeutschland auch nicht 
ungefährlich. 

Die ostdeutschen Länder tragen auch 35 Jahre nach 
der deutschen Einheit immer noch erhebliche finanzielle 
Sonderlasten aus der Wiedervereinigung, für die sie we-
der verantwortlich sind noch dauerhaft verantwortlich 
sein sollten. Wie lange eigentlich noch? Ich bekräftige 
ausdrücklich die Forderung der ostdeutschen Länder, als 
Erstes die Befristung der AAÜG-Entlastung zu streichen 
und als Zweites einen konkreten Stufenplan bis hin zur 
vollständigen Übernahme der Lasten, die aus der bundes-
rechtlichen Zuständigkeit für das Rentenrecht folgen, 
durch den Bund vorzulegen. – Vielen Dank! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank! 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. – Je ei-

ne Erklärung zu Protokoll1 haben abgegeben: Herr 
Senator Grote (Hamburg), Herr Minister Dr. Philippi 
(Niedersachsen), Frau Ministerin Dr. Zieschang (Sach-
sen-Anhalt) für Herrn Minister Professor Dr. Willing-
mann und Herr Minister Schrödter (Schleswig-Hol-
stein). 

Ausschussberatungen haben nicht stattgefunden. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Ich frage: Wer möchte dem Gesetz zustimmen? – 
Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt. 

Ich schließe den Tagesordnungspunkt. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 84: 
TOP 84  

Gesetz zur Änderung des Gebäudeenergiegesetzes, 
zur Änderung des Gebäude-Elektromobilitätsinfra-
struktur-Gesetzes und zur Änderung weiterer Vor-
schriften im Wärmebereich (Drucksache 409/26, zu 
Drucksache 409/26) 

Mir liegt eine Wortmeldung von Frau Ministerin 
Walker aus Baden-Württemberg vor. 

Thekla Walker (Baden-Württemberg): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Es ist 
sicherlich keine Untertreibung, wenn man sagt, dass über 
dieses Gesetz sehr viel diskutiert worden ist, auch wenn 
es zugegebenermaßen etwas ruhiger geworden ist um das 
Gebäudemodernisierungsgesetz beziehungsweise das 
Gebäudeenergiegesetz, wie es vorher hieß. Aber klar ist 
natürlich – und das wissen wir alle –: Wir brauchen einen 
verlässlichen gesetzlichen Rahmen. Bei diesem Thema, 
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bei dem es um Klimaschutz, aber auch um die Wirtschaft 
vor Ort geht, brauchen wir Klarheit und Planungssicher-
heit. Wir haben sehr lange gewartet, um diese rechtliche 
Klarheit, die die Unsicherheit beenden soll, zu bekommen. 

Wenn ich „wir“ sage, meine ich Eigentümerinnen und 
Eigentümer von Gebäuden, Kommunen, Handwerk, 
Mieterinnen und Mieter, aber auch die Energiewirtschaft. 
Auch die örtlichen Stadtwerke sind ja von diesen Ent-
scheidungen betroffen. Sie alle verdienen ein Gesetz, das 
verständlich, rechtssicher und in der Praxis umsetzbar ist. 
Aber leider muss ich sagen, dass das vorliegende Gesetz 
genau diesen Kriterien nicht genügt. Und ich bin nicht 
die Einzige, die das sagt. Das ist im Verlauf der Debatten 
um das neue Gesetz von vielen Seiten geäußert worden. 
Der Nationale Normenkontrollrat spricht von einem der 
handwerklich schwächsten und praxisfernsten Vorhaben, 
die dem Kontrollrat je vorgelegt worden sind. Die Inge-
nieurkammern und der Bundesverband der Gebäude-
energieberater sind Sturm gelaufen und weisen auf erheb-
liche Vollzugsprobleme und Rechtsunsicherheiten hin. 

Hinzu kommt die Frage: Erreichen wir damit über-
haupt die Klimaziele im Gebäudesektor? Das Öko-
Institut, der Expertenrat für Klimafragen und zahlreiche 
Umweltverbände sagen, dass mit den vorgesehenen Auf-
weichungen die CO2-Lücke nicht geschlossen werden 
kann, so wie wir es uns eigentlich in den vergangenen 
Jahren gemeinsam vorgenommen haben. Hinzu kommt, 
der Deutsche Städtetag und der Verband kommunaler 
Unternehmen weisen darauf hin: Wir haben erhebliche 
Rechtsunsicherheiten, wenn es um Investitionen für 
Wärmenetze geht. Was ist mit den letzten Gaskunden in 
der Straße? Das alles sind ungeklärte Probleme. So muss 
ich heute konstatieren, dass gutes Regieren eigentlich 
bedeutet, mit diesen unterschiedlichen Kritiken umzuge-
hen, sie entsprechend ernst zu nehmen und zu berück-
sichtigen. Das sehe ich in diesem Verfahren nicht. 

Auch die Beteiligung der Länder lässt zu wünschen 
übrig. Man hat sich, so hart möchte ich das schon formu-
lieren, eigentlich fast dem Austausch verweigert. Daher 
ist es auch nicht verwunderlich, dass es erhebliche ver-
fassungsrechtliche Bedenken gegen dieses Gesetz gibt. 

Ein Gesetz muss, wie ich schon sagte, rechtssicher, 
praxistauglich und vollzugsfähig sein. Deswegen wären 
die Hinweise des Bundesrates zu berücksichtigen gewe-
sen und auch die von Fachleuten, von unabhängigen 
Gremien, wenn handwerkliche Mängel festgestellt wer-
den. Das Gesetz ist kein tragfähiges Instrument und hat 
erhebliche problematische Auswirkungen für Bundeslän-
der wie Baden-Württemberg. Wir waren Vorreiter bei der 
Wärmeplanung. Unsere Kommunen, die kommunalen 
Unternehmen, alle Akteure brauchen Planungssicherheit, 
Investitionssicherheit. Und wir wissen: Wenn Investitio-
nen in unsere Infrastruktur vor Ort getätigt werden, dann 
ist das ja auch ein Wirtschaftsbooster, den wir uns alle in 
Deutschland so dringend wünschen. Auf dieser Grundla-
ge wird er vermutlich ausbleiben. 

Wir in Baden-Württemberg werden alles tun, um 
trotzdem dafür zu sorgen, dass Investitionen entspre-
chend getätigt werden können. Denn die Wärmepläne 
liegen an vielen Orten vor, und die Bürgerinnen und 
Bürger brauchen eine sichere, bezahlbare und langfristig 
natürlich auch klimaneutrale Wärmeversorgung. Das ist 
für uns ein sehr wichtiges Thema. Aus diesem Grund 
kann ich heute hier für die Zukunft nur dazu aufrufen: Sie 
sollten die Hinweise der Bundesländer, der Praxis vor 
Ort, der Städte, Kommunen und kommunalen Unterneh-
men bei solchen Gesetzesvorhaben ernster nehmen. Inso-
fern ist das ganze Verfahren und auch das vorliegende 
Gesetz zu kritisieren. – Vielen Dank! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Herzli-
chen Dank, Frau Kollegin! 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. – Mir 

liegt noch eine Erklärung zu Protokoll1 von Herrn 
Minister Dr. Limbach (Nordrhein-Westfalen) vor. 

Wie vereinbart wird die Abstimmung zu diesem Ge-
setz bis zum Schluss unserer Sitzung zurückgestellt. 

Damit beende ich den Tagesordnungspunkt. 

Ich komme zu Tagesordnungspunkt 85: 
TOP 85  

Gesetz zur Sicherung der Versorgungssicherheit 
Strom und zur Bereitstellung neuer Kapazitäten und 
zur Änderung der Besonderen Gebührenverordnung 
BNetzA (Drucksache 410/26, zu Drucksache 410/26) 

Dazu liegt mir eine Wortmeldung von Frau Ministerin 
Walker aus Baden-Württemberg vor. 

Thekla Walker (Baden-Württemberg): Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Diesem Gesetz 
stimmen wir ausdrücklich zu. Wir haben uns schon lange 
für eine zeitnahe Umsetzung des vorgelegten Gesetzes 
eingesetzt. Es geht um Investitionen in gesicherte Leis-
tungen, die kurzfristig angereizt werden müssen. Und es 
ist richtig, zuerst den Fokus auf die Kraftwerke zu legen, 
die bei längeren umfangreichen Kapazitätsbedarfen mehr 
leisten können als etwa Batteriespeicher. Langfristig, das 
ist klar, brauchen wir einen technologieoffenen Kapazi-
tätsmarkt, damit alle Technologien fair miteinander kon-
kurrieren – nicht nur Gas, sondern auch Wasserstoff –, 
wir brauchen Speicher und Flexibilität. Aber das ist der 
nächste Schritt. 

Aus unserer Sicht ist es positiv, dass die regionale 
Verteilung der benötigten Kraftwerke im Gesetz berück-
sichtigt wird, denn es kommt auch darauf an, wo die 
Kraftwerke stehen. Der größte Bedarf besteht im netz-
technischen Süden. Wir sind aber auch damit einverstan-
den, dass ein Drittel der Kapazität im Norden angereizt 
wird. Hier zeigen wir uns solidarisch, denn die Versor-
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gungssicherheit muss überall in Deutschland gewährleis-
tet bleiben. Diese Solidarität wünschen wir uns von den 
Nordländern selbstverständlich auch bei den anstehenden 
Debatten um die Stromgebotszonen und den Ausbau der 
Windenergie im Süden. Denn auch hier lohnt es sich, 
gemeinsam zu denken, um gemeinsam Vorteile von ein-
heitlich sinkenden Kosten zu erlangen. 

Kritisch ist aus unserer Sicht, dass der ganze Prozess 
zu lange gedauert hat, denn heute stehen wir bei der Um-
setzung haargenau da, wo wir im Herbst 2024 schon 
waren. Wir haben wertvolle Zeit verloren, denn was 
gleich bleibt, ist das Zieljahr. Bis 2031 müssen die neuen 
Kraftwerke zur Verfügung stehen. Den zweijährigen 
Zeitverzug müssen nun die Energieversorgungsunter-
nehmen insbesondere durch höhere Kosten ausbaden. Die 
Nachfrage nach Kraftwerksleistung steigt weltweit. Glei-
ches gilt auch für die Baukosten. So steigt der Preis für 
den Bau der Kraftwerke, und das trifft am Ende der Kette 
auch die Stromkunden, die doch eigentlich Entlastungen 
benötigen. Das steht im Gegensatz zu dem, was vielfach 
zu Recht diskutiert wird, nämlich der Kosteneffizienz. 

Wir stehen zu den Regelungen im Gesetz, hatten uns 
jedoch deutlich mehr erhofft. Ein Punkt, der im ursprüng-
lichen Entwurf enthalten war, nämlich der konkrete Um-
stieg auf klimaneutrale Brennstoffe, insbesondere Was-
serstoff, ist nun nicht mehr vorgesehen, und der Zeitplan 
wurde gestrichen. Aus unserer Sicht wird das den Ein-
stieg in die Wasserstoffwirtschaft in Deutschland er-
schweren, denn wichtige Ankerkunden, nämlich die 
Kraftwerke, fehlen. Damit fehlt Planungssicherheit. Das 
bedeutet, dass wir das ganze Thema in die 2040er-Jahre 
schieben, und das hat natürlich erhebliche wirtschaftliche 
Konsequenzen für alle, die schon in den Bereich Wasser-
stoff investiert haben und darauf warten, dass es hier 
verlässliche Rahmenbedingungen geben wird. Insofern 
legen wir dieser Technologie leider Steine in den Weg. 
Wir brauchen mehr Verlässlichkeit und Planungssicher-
heit beim Ausbau unserer Energieversorgung. Ein Stop 
and Go und lange Hängepartien konterkarieren, wie ich 
gerade schon sagte, das eigentlich berechtigte Ziel der 
Kosteneffizienz. Denn je länger es dauert, desto teurer 
wird es. 

Aber es ist richtig, diesen Schritt heute zu gehen. Wir 
stimmen zu, so wie gesagt, denn es geht ja auch darum, 
den darauffolgenden Schritt, nämlich den dringend benö-
tigten Kapazitätsmarkt, auf Basis dieses Gesetzes ent-
sprechend auf den Weg zu bringen. – Danke für die 
Aufmerksamkeit! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Ganz 
herzlichen Dank, Frau Kollegin! 

Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. – Mir 

liegt noch eine Erklärung zu Protokoll1 von Frau Mi-
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nisterin Dr. Zieschang (Sachsen-Anhalt) für Herrn Mi-
nister Professor Dr. Willingmann vor. 

Wir kommen zur Beschlussfassung. 

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz gestern verab-
schiedet. 

Es liegen weder Ausschussempfehlungen noch Lan-
desanträge auf Anrufung des Vermittlungsausschusses 
vor. 

Ich stelle daher fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz 
den Vermittlungsausschuss n i c h t  angerufen hat. 

Es bleibt abzustimmen über den Entschließungsantrag 
Baden-Württembergs. Ich frage daher, wer dem Landes-
antrag zustimmt. – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat eine Entschließung gefasst. 

Ich beende den Tagesordnungspunkt. 

Ich komme zu Tagesordnungspunkt 9: 
TOP 9  

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Bun-
desdatenschutzgesetzes (BDSG) – Antrag der Freien 
und Hansestadt Hamburg – (Drucksache 356/26) 

Dem Antrag ist die Freie Hansestadt Bremen beige-
treten. 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab. 

Wer gemäß Ziffer 1 dafür ist, den Gesetzentwurf 
beim Deutschen Bundestag einzubringen, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Mehrheit. 

Dann ist das so beschlossen. 

Wir sind übereingekommen, Frau Senatorin Anna 
Gallina (Hamburg) zur Beauftragten zu bestellen. 

Damit schließe ich den Tagesordnungspunkt. 

Ich komme zu Tagesordnungspunkt 11: 
TOP 11  

Entwurf eines Gesetzes zur Strafbewehrung der 
Leugnung des Existenzrechts des Staates Israel – 
Antrag des Landes Hessen – (Drucksache 227/26) 

Mir liegt eine Wortmeldung von Herrn Staatsminister 
Heinz aus Hessen vor. 

Christian Heinz (Hessen): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Sehr geehrte Damen und Herren! Der 7. Oktober 
2023 markiert eine Zäsur in unserem Land. Der barbari-
sche Überfall der Hamas auf Jüdinnen und Juden war das 
größte Massaker an Jüdinnen und Juden seit der Schoah. 
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Friedlich feiernde Menschen wurden dahingeschlachtet, 
entführt, gequält, ermordet. Dieser Hass ist auf die ganze 
Welt übergeschwappt, auch auf unser Land. 

Antisemitismus geschieht viel öfter als früher, nicht 
mehr hinter vorgehaltener Hand. Er findet öffentlich auf 
unseren Straßen statt, auch hier in Deutschland. Über die 
goldenen Stolpersteine in unseren Straßen, in unseren 
Städten, die Sie alle kennen, marschieren heute wieder 
Massen, die antisemitische Parolen und Judenhass offen 
hinausschreien. Das geschieht in Städten wie Berlin oder 
Frankfurt und an vielen anderen Plätzen in Deutschland. 

Das Land, in dem wir leben, hat nach dem Krieg gro-
ßes Glück gehabt. Jüdisches Leben ist wieder entstanden, 
hat unser Land wieder bereichert. Seit gut drei Jahren ist 
es wieder bedroht. Wir ringen in der Politik nach wie vor 
um eine Antwort, wie wir mit diesem aggressiven Hass 
richtig umgehen. Ich will daran erinnern, dass der Bun-
desrat schon Anfang 2024 einstimmig bekräftigt hat, dass 
Aufrufe zur Beseitigung des Staates Israel – und es geht 
in dieser Diskussion ausschließlich um den Staat Israel – 
wirksam bekämpft werden müssen, auch mit dem Straf-
recht. Beschlusslage des Bundesrates – das muss also 
unser Ziel sein. 

Was ist seitdem geschehen? Es wurde viel diskutiert, 
viel debattiert, aber es lag dem Deutschen Bundestag 
bislang kein Gesetzentwurf zur Beratung vor. Wir haben 
heute die Chance, dies zu ändern. Wir legen ganz be-
wusst diesen Gesetzentwurf vor, weil wir vom Reden 
endlich zum gesetzgeberischen Handeln kommen müs-
sen, also vom „Man müsste mal“ zum Handeln. Ich will 
einige Punkte ganz besonders ansprechen. 

Erstens. Unser Gesetzentwurf richtet sich ausdrücklich 
nicht gegen die Meinungsfreiheit, er richtet sich nicht 
gegen Kritik an der israelischen Regierung, und er unter-
bindet auch keine Debatten über eine friedliche politische 
Lösung im Nahen Osten. All das bleibt möglich und soll 
selbstverständlich auch möglich bleiben. Denn diese 
Diskussionen und Debatten gehören zur freiheitlichen 
Demokratie dazu. Der hessische Gesetzentwurf ist ganz 
bewusst sehr eng gefasst. Er trifft eben gerade nicht die 
Meinung als solche, sondern er knüpft an gewaltverherr-
lichende Aufrufe an, Israel zu vernichten. 

Zweitens will unser Gesetzentwurf dort Klarheit schaf-
fen, wo der Staat heute oft zu spät oder gar nicht eingrei-
fen kann. Das gilt insbesondere für das Versammlungs-
recht. Wer Aufzüge erlebt, in denen die Auslöschung 
Israels und schlimmster Judenhass propagiert werden, der 
erwartet zu Recht einen handlungsfähigen Rechtsstaat. 
Diese Handlungsfähigkeit wollen wir stärken. Deshalb ist 
unser Gesetzesvorschlag rechtlich geboten und politisch 
auch notwendig. Er stellt uns allen – und hoffentlich auch 
bald im Deutschen Bundestag – die Frage, welches Land 
wir sind und sein wollen. Sind wir ein Land, das aus 
seiner Geschichte gelernt hat? Sind wir ein Land, das in 
den Genuss der Freiheit gekommen ist und dabei bleiben 

will? Oder sind wir ein Land, das ohnmächtig zuschaut, 
wenn Judenhass auf unseren Straßen stattfindet? Unsere 
Antwort ist klar: Wir wollen ein Land der Freiheit blei-
ben, nicht nur für die Jüdinnen und Juden in Deutschland, 
sondern auch für alle Menschen in unserem Land. – 
Herzlichen Dank! 

Präsident Dr. Andreas Bovenschulte: Ganz 
herzlichen Dank, Herr Kollege! 

Mir liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. – Je 

eine Erklärung zu Protokoll1 liegt vor von Frau Minis-
terin Bernhardt (Mecklenburg-Vorpommern) und Herrn 
Minister Dr. Philippi (Niedersachsen). 

Wir kommen zur Abstimmung. Dazu liegen Ihnen die 
Ausschussempfehlungen vor. 

Wer ist dafür, den Gesetzentwurf beim Deutschen 
Bundestag einzubringen? – Mehrheit. 

Dann ist das so beschlossen. 

Wir sind übereingekommen, Herrn Staatsminister 
Christian Heinz (Hessen) zum Beauftragten zu bestel-
len. 

Ich schließe den Tagesordnungspunkt. 

Ich komme zu Tagesordnungspunkt 12: 
TOP 12  

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Ener-
giewirtschaftsgesetzes – Antrag des Landes Schles-
wig-Holstein – (Drucksache 143/26) 

Wortmeldungen liegen mir nicht vor. 

Wer gemäß Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen den 
Gesetzentwurf beim Deutschen Bundestag einbringen 
möchte, den bitte ich um das Handzeichen. – Mehrheit. 

Dann ist das so beschlossen. 

Wir sind übereingekommen, Minister Goldschmidt 
(Schleswig-Holstein) zum Beauftragten für die Bera-
tungen im Deutschen Bundestag zu bestellen. 

Ich schließe den Tagesordnungspunkt. 

Ich komme zu Tagesordnungspunkt 13: 
TOP 13  

Entschließung des Bundesrates „Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetz (BEEG) vereinfachen und ent-
bürokratisieren“ – Antrag des Landes Schleswig-
Holstein gemäß § 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksa-
che 384/26) 

Dem Antrag ist das Land Mecklenburg-Vorpom-
mern beigetreten. 
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Mir liegt eine Wortmeldung von Frau Ministerin 
Touré aus Schleswig-Holstein vor. 

Aminata Touré (Schleswig-Holstein): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Liebe Kollegen und Kolleginnen! Mit 
unserem Antrag wollen wir die Bundesregierung auffor-
dern, das Elterngeld zu entbürokratisieren. Die aktuelle 
Debatte um die Einsparvorschläge der Bundesregierung 
zum Elterngeld hat mich dazu veranlasst, noch mal dazu 
Stellung zu nehmen. 

Das Elterngeld ist die wichtigste familienpolitische 
Leistung, die wir in Deutschland haben. Und ja, die öf-
fentlichen Haushalte sind unter Druck, und wir sind als 
Regierungen in der Verantwortung, verfassungskonforme 
Haushalte aufzustellen, auch und gerade im Interesse der 
nachkommenden Generation. Aber man kann Einsparun-
gen natürlich auch so vornehmen, dass man bestimmte 
Bereiche bewusst ausspart. Das tun wir in Schleswig-
Holstein auch. Wir sparen beispielsweise ganz bewusst 
nicht in den Bereichen Kita oder Familien. Die Bundes-
regierung hat sich ja auch sehr bewusst dazu entschieden, 
beispielsweise beim Verteidigungsetat nicht zu sparen. 
Ich glaube, es gibt auch keinen Dissens darüber, dass wir 
verteidigungsfähig sein müssen und dass massiv inves-
tiert werden muss. Aber es ist vielen Menschen nicht 
erklärbar, dass wir in einer Zeit, in der der Geburtenrück-
gang so massiv ist wie seit dem Ende des Zweiten Welt-
kriegs nicht mehr und sich immer weniger junge Men-
schen dafür entscheiden, eine Familie zu gründen, gerade 
in der Familienpolitik sparen. 

Die Bundesregierung schlägt vor, die maximale Be-
zugsdauer des Elterngeldes von 14 auf 12 Monate zu 
verkürzen und gleichzeitig eine Erhöhung um 30 bezie-
hungsweise 100 Euro pro Monat bei den Mindest- und 
Höchstsätzen umzusetzen. Das klingt erst einmal nach 
einer Erhöhung, aber wenn man genau hinsieht, ist es 
über den Gesamtzeitraum gerechnet eine Kürzung. Das 
setzt Familien massiv unter Druck, innerhalb eines Jahres 
einen Kitaplatz zu finden. Das ist für viele nicht realisier-
bar. Aber das macht die Bundesregierung, während sie 
sich zeitgleich weniger an den Kitakosten der Länder und 
der Kommunen beteiligen möchte. Denn der Bund kürzt 
bei dem wirklich überschaubaren Betrag von derzeit 
2 Milliarden Euro auf 1,5 Milliarden Euro und perspekti-
visch auf 1 Milliarde. Wohlgemerkt: Das ist eine Summe, 
die für alle Bundesländer gilt. Der Bund unterstützt die 
Länder nicht in der infrastrukturellen Aufgabe der Kita-
politik, will ihnen zeitgleich aber mehr Aufgaben im 
Bereich der Kitas übertragen und kürzt auch noch beim 
Elterngeld. Das ist familien- und auch bildungspolitisch 
ein Problem. 

Man kann den Äußerungen von Bundesministerin 
Prien entnehmen, dass die Kürzung beim Elterngeld 
keine politische Entscheidung ist, die sie gern umsetzt. 
Vielmehr ist es die familienpolitische Haltung des Kanz-
lers und des Finanzministers. Hier kann man nur sagen: 
Die Bundesregierung widerspricht ihrem eigenen Koali-

tionsvertrag in Sachen mehr Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf. Das Elterngeld muss definitiv erhöht und an 
die aktuellen Lebenshaltungskosten angepasst werden, 
und das Elterngeld muss entbürokratisiert werden. 

Wenn wir uns allein Schleswig-Holstein anschauen, 
dann stellen wir fest, dass die Bearbeitung der Anträge 
im Schnitt 50 Tage dauert. In Ihren Ländern wird es nicht 
anders aussehen. Das ist Zeit, die Familien eigentlich 
brauchen, um sich auf die schöne und neue Phase zu 
konzentrieren, die in ihrem Leben stattfindet. Sie sollten 
sich nicht mit einem Antrag beschäftigen müssen, der 
23 Seiten lang ist, sondern sollten die Möglichkeit haben, 
diese Leistung zu bekommen. 

Ich möchte Ihnen ein paar Rückmeldungen geben, die 
ich von Eltern bekommen habe mit Blick auf den Eltern-
geldantrag: „Ich bin Tochter einer Verwaltungsbeamtin 
und Betriebswirtin, mache meine Steuer selbst und war 
von diesem Antrag sehr stark verunsichert.“ Oder: „Wir 
mussten uns einen ganzen Nachmittag gemeinsam mit 
der KI ransetzen, um zu verstehen, was wir wo wie ein-
tragen müssen.“ Oder: „Mit allen Anlagen hatte mein 
Antrag genau 101 Seiten. Der Antrag konnte nicht digi-
tal, sondern nur ausgedruckt eingereicht werden.“ Oder 
aber auch: „Als deutsche Muttersprachlerin mit Studium 
und in der Verwaltung angestellt, frage ich mich, wie 
jemand das ohne diese Voraussetzungen schaffen soll.“ 

Das Elterngeld wurde immer wieder angepasst. Daraus 
ist ein kompliziertes Regelwerk entstanden. Deshalb 
haben wir ganz konkrete Vorschläge zur Vereinfachung 
erarbeitet. Hier nur drei Beispiele. Erstens: den Zeitraum 
zum Ermitteln des Einkommens zu verändern. Zweitens: 
leichtere Berechnung des Elterngeldes und Mutter-
schaftsgeldes durch eine Orientierung am Kalendermonat 
statt am Lebensmonat. Und drittens: Die Partnerschafts-
bonusmonate sollten sich an einer sozialversicherungs-
pflichtigen Beschäftigung von höchstens 32 Wochen-
stunden orientieren. 

Liebe Kollegen und Kolleginnen, ich glaube, dass wir 
als Regierungen die Verantwortung dafür tragen, dass 
Menschen keinen Frust erleben, wenn sie mit dem Staat 
in Kontakt treten. Ein leistungsfähiger Sozialstaat zeich-
net sich nicht dadurch aus, dass Gesetze theoretisch gut 
auf den Weg gebracht worden sind, sondern vielmehr 
dadurch, dass sie bei den Menschen ankommen. In die-
sem Hause ist heute viel von Entbürokratisierungs- und 
Beschleunigungsmaßnahmen die Rede. Ich hoffe auf Ihre 
Unterstützung, die Bundesregierung gemeinsam aufzu-
fordern, auch das Elterngeld zu beschleunigen und zu 
entbürokratisieren. 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin! 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 
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Ich weise die Vorlage folgenden Ausschüssen zu: dem 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend – 
federführend – sowie dem Ausschuss für Arbeit, In-
tegration und Sozialpolitik und dem Finanzausschuss – 
mitberatend. 

Ich komme zu Tagesordnungspunkt 14: 
TOP 14  

Entschließung des Bundesrates zur Rechtsklarheit bei 
der Umsatzsteuer für Sportvereine – Antrag der 
Länder Saarland, Bremen, Niedersachsen und Bran-
denburg, Hamburg – (Drucksache 361/26) 

Dem Antrag sind die Länder Baden-Württemberg, 
Bayern, Nordrhein-Westfalen und Thüringen beige-
treten. 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Bitte zunächst Ihr Handzeichen für: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Wer ist dafür, die Entschließung nach Maßgabe der 
vorangegangenen Abstimmung zu fassen? – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat die Entschließung gefasst. 

Wir kommen zu TOP 15: 
TOP 15  

Entschließung des Bundesrates zur Stärkung der 
gesamtstaatlichen Resilienz – Antrag des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern – (Drucksache 249/26) 

Dem Antrag ist die Freie und Hansestadt Hamburg 
beigetreten. 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Wir stimmen über die Ausschussempfehlungen ab. 

Bei Ziffer 1 wurde um getrennte Abstimmung gebe-
ten: 

Bitte Ihr Handzeichen für Ziffer 1 ohne die eckigen 
Klammerzusätze! – Mehrheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen zu den eckigen Klammer-
zusätzen! – Mehrheit. 

Wer dafür ist, die Entschließung nach Maßgabe der 
vorangegangenen Abstimmungen zu fassen, den bitte ich 
um das Handzeichen. – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat eine Entschließung gefasst. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 16: 
TOP 16  

Entschließung des Bundesrates: Schulpflicht als 
Garant für Chancengerechtigkeit und gesellschaft-

lichen Zusammenhalt bewahren – Antrag der Länder 
Thüringen, Sachsen-Anhalt und Hamburg – (Druck-
sache 358/26) 

Dem Antrag sind Brandenburg, Bremen, Nieder-
sachsen, das Saarland und Sachsen beigetreten. 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. – Eine Erklä-

rung zu Protokoll1 liegt vor von Staatsminister 
Dr. Herrmann (Bayern).  

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Daraus rufe ich zur Einzelabstimmung auf: 

Ziffer 3! – Mehrheit. 

Ziffer 4! – Mehrheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen zu allen noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Dann frage ich: Wer ist dafür, die Entschließung 
nach Maßgabe der vorangegangenen Abstimmungen 
zu fassen? – Mehrheit. 

Dann ist das so beschlossen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 17: 
TOP 17  

Entschließung des Bundesrates „Geschlechtsbezo-
gene Tatmotive im Recht der vorsätzlichen Tö-
tungsdelikte sachgerecht erfassen“ – Antrag der Län-
der Mecklenburg-Vorpommern, Hamburg, Nieder-
sachsen – (Drucksache 345/26) 

Dazu liegt eine Wortmeldung von Frau Senatorin Gal-
lina aus Hamburg vor. – Bitte, Frau Kollegin! 

Anna Gallina (Hamburg): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Mit der heutigen 
Entschließung wollen wir den Bund ermutigen, die Um-
setzung seines Versprechens aus dem Koalitionsvertrag, 
den Schutz von Frauen vor tödlicher Gewalt zu verbes-
sern, mit Hochdruck voranzutreiben und dies schnellst-
möglich einzulösen. Wir wollen ihn auch ermutigen, 
seinen völkerrechtlichen Pflichten aus der Istanbul-
Konvention nachzukommen. 

Den antragstellenden Ländern geht es dabei in erster 
Linie darum, dass der Gesetzgeber Femizide ausdrücklich 
und klarstellend strafrechtlich im Rahmen der Tötungsde-
likte verortet. Das Wie lassen wir ausdrücklich offen. 
Entscheidend ist das Ergebnis. Geschlechtsbezogene 
Ungleichwertigkeitsvorstellungen und patriarchale Herr-
schafts- und Besitzansprüche müssen als besonders ver-
werfliche Tatmotive positiv rechtlich verankert und für 
die Rechtsanwendung handhabbar gemacht werden. Die-
se normative Verankerung geschlechtsbezogener Tatmo-
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tive kann im Wege einer Klarstellung innerhalb der be-
stehenden Mordmerkmale erfolgen, durch ein eigenstän-
diges qualifizierendes Merkmal oder im Rahmen einer 
umfassenden Gesamtreform hinsichtlich der vorsätzli-
chen Tötungsdelikte erfolgen. Hier muss der Bund ent-
scheiden, welchen Weg er geht. 

Die Entschließung betrifft einen wichtigen und längst 
überfälligen Baustein für besseren Gewaltschutz. Bei 
Femiziden muss es vor Gericht endlich Klarheit geben. 
Laut Bundeslagebild des Bundeskriminalamtes zu ge-
schlechtsspezifisch gegen Frauen gerichteten Straftaten 
werden jährlich mehr als 130 Frauen von ihrem Partner 
oder Ex-Partner getötet. Rechnerisch ist nahezu jeden 
Tag eine Frau von einem versuchten oder vollendeten 
Tötungsdelikt im Kontext von Partnerschaftsgewalt be-
troffen. Besonders häufig eskalieren diese Gewaltver-
hältnisse im Zusammenhang mit Trennung oder dem 
Versuch der weiblichen Opfer, ein selbstbestimmtes 
Leben zu führen. Solche Taten sind keine Einzelfälle und 
kein privates Geschehen. Sie sind Ausdruck struktureller 
geschlechtsbezogener Gewalt. Hinter jeder Zahl steht ein 
zerstörtes Leben, steht eine Frau, deren Leben genommen 
wurde, schlicht weil sie eine Frau ist. Femizide sind 
schwere Verbrechen. Sie sind Ausdruck eines Machtun-
gleichgewichts, das wir nicht länger hinnehmen dürfen. 
Es ist unsere Pflicht, Frauen besser zu schützen, durch 
Prävention, durch gesellschaftliche Aufklärung, aber 
eben auch durch konsequente Strafverfolgung. Konse-
quente Strafverfolgung ist aber nur möglich, wenn unsere 
Rechtsordnung klare Vorgaben macht und diese dann 
auch Anwendung finden. 

Wir haben bis dato noch zu oft das Problem, dass 
Rechtsprechung und Empirie voneinander abweichen. 
Kriminologische Erhebungen, wie zum Beispiel die Stu-
die „Femizide in Deutschland“ des Instituts für Krimino-
logie der Universität Tübingen und des Kriminologischen 
Forschungsinstituts Niedersachsen, zeigen auf breiter und 
vor allem aktenbasierter Grundlage, dass ein erheblicher 
Teil der untersuchten Tötungsdelikte zulasten von Frauen 
als Femizide einzuordnen sind und in einem relevanten 
Anteil der Fälle ein geschlechtsspezifisches Tatmotiv 
festgestellt werden konnte. Die Studie kommt zu dem 
Schluss, dass die Taten regelmäßig Ausdruck eines patri-
archalen Besitz- und Kontrollanspruchs sind. Die Sankti-
onierung der selbstbestimmten Trennungsentscheidung 
der Frau erweist sich als das zentrale und vor allem auch 
wiederkehrendes Tatmotiv. 

Nach derzeitiger Rechtslage scheitert die angemessene 
Ahndung als Mordtat in einer beträchtlichen Anzahl der 
Fälle am Merkmal der niedrigen Beweggründe. In der 
Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs hat sich für 
Trennungstötungen eine Formel etabliert, wonach gerade 
der Umstand, dass die Trennung vom Tatopfer ausgegan-
gen ist, als Gesichtspunkt gegen die Niedrigkeit des Be-
weggrundes gewürdigt werden dürfe. Zugleich wird eine 
vom Täter empfundene Verzweiflung über das Bezie-

hungsende als Entlastungsgrund herangezogen. Das 
macht nicht nur mich immer wieder fassungslos. 

Die unterschiedliche rechtliche Bewertung beruht also 
auf der gegenwärtigen gesetzlichen Ausgestaltung des 
Mordmerkmals der niedrigen Beweggründe, den hohen 
Anforderungen an die Feststellung des tatbestimmenden 
Motivs und der hierzu entwickelten Rechtsprechung zur 
Gesamtwürdigung. Der Gesetzgeber muss den Gerichten 
hier klare Vorgaben machen. Ich bitte Sie nachdrücklich 
um Zustimmung. – Vielen Dank! 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Frau Senatorin Gallina! 

Es liegen keine Wortmeldungen mehr vor. – Eine Er-

klärung zu Protokoll1 wurde von Herrn Staatsminister 
Heinz (Hessen) abgegeben. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. 

Wer dafür ist, die Entschließung zu fassen, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Mehrheit.  

Damit hat der Bundesrat die Entschließung gefasst. 

Die Tagesordnungspunkte 18 und 19 rufe ich zur 
gemeinsamen Beratung auf: 
TOP 18  

18. Entschließung des Bundesrates „Stärkung der 
sexuellen Selbstbestimmung durch konsensba-
siertes Sexualstrafrecht“ – Antrag der Freien 
und Hansestadt Hamburg – (Drucksache 357/26) 

TOP 19  

19. Entschließung des Bundesrates „Konsequente 
Umsetzung der Istanbul-Konvention – kriti-
sche Bestandsaufnahme des § 177 StGB“ – An-
trag des Landes Schleswig-Holstein gemäß § 36 
Absatz 2 GO BR – (Drucksache 385/26) 

Dem Antrag unter Punkt 18 sind Mecklenburg-
Vorpommern, Niedersachsen und das Saarland beige-
treten. 

Dazu liegen eine Reihe von Wortmeldungen vor. Zu-
nächst von Frau Senatorin Gallina aus Hamburg. – Bitte! 
Sie haben das Wort. 

Anna Gallina (Hamburg): Danke sehr! – Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Seit 2018 sind 
die Fallzahlen bei Vergewaltigungen um 72 Prozent 
gestiegen. Die Tatverdächtigen kommen überwiegend 
aus dem näheren Umfeld der Opfer, und sie sind zu 
98,6 Prozent männlich. Die große Mehrheit der polizei-
lich erfassten Opfer hingegen ist weiblich. Aus der Dun-
kelfeldforschung wissen wir, dass nur ungefähr 3 bis 
5 Prozent dieser Fälle überhaupt zur Anzeige gebracht 
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werden. Wir haben also ein echtes Hindernis in der Ver-
folgung von Gewaltverbrechen zum Nachteil von Frauen 
in Deutschland. Ein Grund liegt sicher in der häufigen 
Aussage-gegen-Aussage-Konstellation und den entspre-
chenden Anforderungen an die Beweisführung. Ein wei-
terer Grund liegt aber in unserem unzureichenden Sexu-
alstrafrecht. Das können und das müssen wir dringend 
ändern. 

Es macht einen Unterschied, ob wir an eine Zustim-
mung oder Ablehnung anknüpfen, weil 40 bis 70 Prozent 
der Vergewaltigungsopfer in eine Schockstarre verfallen. 
Sie reagieren in einer akuten Bedrohungssituation mit 
einem neurobiologischen Erstarren und können in dieser 
Situation weder sprechen noch sich körperlich wehren. 
Dieser Selbstschutzmechanismus führt in Deutschland in 
zahlreichen Fällen zur Straffreiheit des Vergewaltigers 
und damit auch dazu, dass Opfer gar nicht erst erwägen, 
Anzeige zu erstatten. 

In Absatz 2 Nummer 2 des § 177 StGB ist das Fehlen 
einer wirksamen Zustimmung auch heute schon maßgeb-
lich und eine Strafbarkeit dann gegeben, wenn eine Per-
son sexuelle Handlungen an einer anderen Person vor-
nimmt und dabei ausnutzt, dass diese zur Bildung oder 
Äußerung eines entgegenstehenden Willens nicht in der 
Lage ist. Theoretisch könnte das auch in den Fällen der 
Schockstarre angewendet werden, aber das passiert in der 
Praxis leider kaum. Warum ist das so? Weil Ermittler und 
Gerichte klären müssen, ob jemand nur passiv war oder 
tatsächlich in einer Schockstarre steckte. Letzteres ist oft 
schwer nachweisbar. Und selbst wenn eine Schockstarre 
festgestellt wird, muss häufig hinzukommen, dass der 
Täter diesen Zustand erkannt und bewusst ausgenutzt hat. 
Diesen Nachweis zu führen, ist nahezu unmöglich. Der 
Täter kann und wird wahrscheinlich immer behaupten, 
dass die andere Person nur passiv gewesen sei, er die 
Schockstarre gar nicht als solche erkannt habe und des-
halb auch nicht vorsätzlich gehandelt habe. 

Warum stellen wir die Ermittler und die Rechtspre-
chung überhaupt vor dieses Problem? Mit einem kon-
sensbasierten Sexualstrafrecht, einem „Nur Ja heißt Ja“, 
würde sich dieses Problem so nicht stellen. Auch wenn 
keine Schockstarre vorliegt, sondern tatsächlich Passivi-
tät, gibt es in Deutschland eine Schutzlücke. Obwohl sie 
einen entgegenstehenden Willen haben, äußern ihn Opfer 
aus Überforderung im Tatmoment oder aufgrund von 
körperlicher Unterlegenheit, aufgrund vorheriger Gewalt-
erfahrung oder Drohung oder aus Angst vor den Konse-
quenzen einer Ablehnung nicht. Selbst bei Opfern, die, 
durch vorhandenes Bildmaterial nachgewiesen, offen-
kundig geschlafen haben, haben wir mit der derzeitigen 
Rechtslage leider keinen klaren Fall. Dabei verpflichtet 
Artikel 36 Absatz 1 der Istanbul-Konvention Deutsch-
land, sicherzustellen, dass jede nicht einvernehmlich 
vorgenommene sexuelle Handlung strafbar ist. Die Ex-
pertenkommission zur Umsetzung der Istanbul-
Konvention hat klargestellt, dass die derzeitige Rechtsla-
ge in Deutschland insbesondere im Hinblick auf passives 

Verhalten von betroffenen Personen sowie die Frage, ob 
ein Einverständnis freiwillig gegeben wurde, nicht den 
Anforderungen der Konvention entspricht. 

Die EU-Kommission hat bereits 2024 eine europawei-
te „Nur Ja heißt Ja“-Regelung vorgelegt. Das Europäi-
sche Parlament hat kürzlich nachgezogen und sich ent-
sprechend über die politischen Lager hinweg positioniert. 
Deutschland wird sich jetzt bewegen müssen. Es gibt eine 
politische Einigung zur CSA-Richtlinie zum Schutz von 
Kindern vor sexuellem Missbrauch in Europa. Diese 
Vorgaben werden auch wir zeitnah in nationales Recht 
umsetzen müssen. Damit verbunden ist auch eine „Nur Ja 
heißt Ja“-Regelung für Jugendliche. Ich bin froh und 
dankbar, dass die Bundesjustizministerin klargestellt hat, 
dass sich die Bundesregierung schon darauf verständigt 
hat, diesen Schritt zu gehen. Ich möchte aber, dass wir an 
den Bund appellieren, hier nicht stehen zu bleiben, denn 
sonst kommen wir in eine ganz merkwürdige Situation: 
Wenn das Opfer 17 Jahre alt ist, muss nach Zustimmung 
gefragt werden. Wenn das Opfer 18 Jahre alt ist, muss es 
sich wehren und Nein sagen. Ich glaube, es ist nieman-
dem vermittelbar, wenn wir in Deutschland solch unter-
schiedliche Schutzmaßstäbe anlegen. Es macht auch für 
die Rechtsprechung keinen Sinn – und im Übrigen eben-
so wenig hinsichtlich der Frage, welche Regel wir eigent-
lich unseren Kindern beibringen, insbesondere unseren 
Söhnen. 

Es ist jetzt wichtig, den letzten konsequenten Schritt 
zu einem konsensbasierten Sexualstrafrecht zu gehen und 
aus den Bundesländern heraus heute von der Bundesre-
gierung zu fordern, wofür sich auch zwei Drittel der 
Bevölkerung in Deutschland ausgesprochen haben: „Nur 
Ja heißt Ja“, in allen Fällen. Ich hoffe auf Ihre Zustim-
mung. – Herzlichen Dank! 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin! – Als Nächstes erteile ich 
das Wort Frau Ministerin Bernhardt aus Mecklenburg-
Vorpommern. 

Jacqueline Bernhardt (Mecklenburg-Vorpom-
mern): Sehr geehrter Herr Präsident! Sehr geehrte Damen 
und Herren Kollegen! Worüber wir heute reden, lässt sich 
in einem Satz zusammenfassen: Sexuelle Handlungen 
werden an einer Person vorgenommen, obwohl diese 
damit nicht einverstanden ist. Dieser Satz ist nüchtern 
formuliert, aber gerade deshalb beschreibt er den Kern 
des Problems so klar. Wenn zwei Menschen freiwillig 
miteinander intim werden, sprechen wir davon, dass sie 
miteinander schlafen. Darum geht es hier aber gerade 
nicht. Es handelt eine Person gegen den Willen einer 
anderen. Es gibt kein Miteinander, es gibt kein Einver-
ständnis, keine gemeinsame Handlung. Die betroffene 
Person wird zum Objekt der Tat, und genau darin liegt 
das Unrecht. Die Frage ist: Soll ein solches Geschehen 
strafbar sein? Ich habe in den Beratungen niemanden 
erlebt, der diese Frage mit Nein beantwortet. 
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Der Streit beginnt mit der Frage, ob unser geltendes 
Recht solche Fälle in Gänze erfasst. Die Antwort lautet: 
Nein, das tut es leider nicht. Die Reform von 2016 war 
ein großer Fortschritt. Sie hat den entgegenstehenden 
Willen der betreffenden Person in den Mittelpunkt des 
§ 177 StGB gestellt: Nein heißt Nein. Diesen Fortschritt 
stellen wir nicht infrage, wir wollen ihn vollenden. Denn 
das geltende Recht verlangt, dass der entgegenstehende 
Wille erkennbar ist. Es verlangt also ein Verhalten des 
Opfers, ein Wort, eine Geste, ein Zeichen der Abwehr. 
Gerade die Erfahrung der Strafverfolgung zeigt aber: 
Diese Zeichen bleiben häufig aus. Menschen, die einem 
sexuellen Übergriff ausgesetzt sind, erstarren. Sie geraten 
in Schock, sie verstummen aus Angst. Die Wissenschaft 
spricht dabei von tonischer Immobilität. Wo keine er-
kennbare Ablehnung vorliegt und keine gesetzliche Fall-
gruppe greift, kann eine Tat straflos bleiben – nicht, weil 
Einverständnis vorlag, sondern, weil das Gesetz nicht 
konsequent nach dem Einverständnis fragt. 

Dabei ist der Gedanke der Zustimmung dem deutschen 
Recht nicht fremd. § 177 Absatz 2 kennt bereits Fälle, in 
denen es darauf ankommt, ob sich die handelnde Person 
der Zustimmung versichert hat. Auch die Rechtsprechung 
denkt längst vom Einverständnis her, etwa beim abspra-
chewidrigen Entfernen eines Kondoms. Der Antrag, über 
den wir heute abstimmen, führt also zu Ende, was im 
Gesetz bereits angelegt ist. 

Natürlich gibt es Einwände. Drei davon möchte ich 
gerne aufgreifen. 

Der erste lautet, der Begriff der Zustimmung sei zu 
unbestimmt. Ganz ehrlich: Das überzeugt mich nicht. Er 
ist nicht unbestimmter als der „erkennbar entgegenste-
hende Wille“, mit dem unsere Gerichte seit Jahren arbei-
ten. Der Gesetzgeber kann Zustimmung klar beschreiben 
als faire, auf die konkrete Handlung bezogene und jeder-
zeit widerrufliche Entscheidung, die ausdrücklich oder 
durch eindeutiges Verhalten zum Ausdruck kommt. 

Der zweite Einwand lautet, eine Zustimmungslösung 
kehre die Beweislast um. Auch das trifft nicht zu. Die 
Staatsanwaltschaft muss weiterhin die Voraussetzungen 
der Strafbarkeit beweisen. Zweifel wirken weiterhin 
zugunsten der angeklagten Personen, und Vorsatz bleibt 
Voraussetzung der Strafbarkeit. Was sich ändert, ist nicht 
die Beweislast – was sich ändert, ist die Blickrichtung. 
Heute wird im Gerichtssaal oft gefragt: Warum hat sich 
die betroffene Person nicht eindeutiger und deutlicher 
gewehrt? Künftig muss stärker gefragt werden: Worauf-
hin durfte die angeklagte Person annehmen, dass die 
andere Person einverstanden war? Das ist keine Umkehr 
der Beweislast, das ist das Ende der Täter-Opfer-Umkehr. 

Der dritte Einwand lautet, niemand wolle Intimität 
verrechtlichen. Niemand müsse vor jeder Berührung eine 
förmliche Erklärung einholen. – Auch das verlangt nie-
mand. Zustimmung kann in einem Wort liegen, in einer 
Geste, in einem Erwidern, in einem Mittun. Das Recht 

fragt nicht nach einem Vertrag, es fragt, ob es überhaupt 
ein Einverständnis gab. Einvernehmliche Begegnungen 
geraten dadurch nicht unter Verdacht. 

Andere europäische Staaten machen es uns schon 
längst vor, etwa Schweden, Dänemark, Spanien oder die 
Niederlande. Auch die Istanbul-Konvention stellt auf 
freiwillige Zustimmung ab. Deutschland ist daran gebun-
den. Wer diesen Weg jetzt geht, betritt also kein Neuland. 
Er schließt eine Schutzlücke. Meine Damen und Herren, 
die Praxis zeigt, worum es geht: Schlaf, Bewusstlosig-
keit, Schock, Furcht, Erstarrung, Überrumpelung – in all 
diesen Lagen können sexuelle Handlungen an einer Per-
son vorgenommen werden, obwohl diese damit nicht 
einverstanden ist. Das geltende Recht erfasst Fälle nur, 
wenn sie in bestimmte Fallgruppen passen. Bei Schlaf 
oder Bewusstlosigkeit gelingt das regelmäßig. Bei der 
vor Schock erstarrten oder aus Angst verstummten Per-
son gelingt das nicht immer. Ein Strafrecht, das den 
Schutz sexueller Selbstbestimmung vom Zufall einer 
solchen Zuordnung abhängig macht, hat eine Lücke. 

Die Entschließung beinhaltet kein fertiges Gesetz. Sie 
bittet die Bundesregierung, einen Gesetzentwurf vorzule-
gen. Die genaue Ausgestaltung des Tatbestandes, die 
Anforderungen an den Vorsatz, die Strafrahmen und die 
praktischen Fragen der Umsetzung gehören in dieses 
Verfahren mit hinein. Dort müssen sie sorgfältig beraten 
werden. Wer also noch Fragen zu Einzelheiten hat, kann 
dieser Entschließung trotzdem zustimmen, denn sie legt 
den Auftrag fest, nicht die letzte Formulierung. 

Ich komme zum Anfang zurück. Sexuelle Handlungen 
werden an einer Person vorgenommen, obwohl diese 
damit nicht einverstanden ist. Niemand in diesem Haus 
will, dass ein solches Geschehen straflos bleiben kann. 
Dann sollten wir das Gesetz auch so fassen, dass dies 
verlässlich ausgeschlossen wird. Sexuelle Selbstbestim-
mung bedeutet, über das Ob und Wie sexueller Begeg-
nungen selbst zu entscheiden. Ein Strafrecht, das diese 
Freiheit ernst nimmt, fragt nach der Entscheidung selbst 
und nicht erst nach hörbarem Widerspruch. Ich bitte 
deshalb um Zustimmung. – Vielen Dank! 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin! – Als Nächstes erteile ich 
das Wort Frau Ministerin Berg aus dem Saarland. – Bitte, 
Frau Kollegin! Sie haben das Wort. 

Petra Berg (Saarland): Sehr geehrter Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Auch 
ich möchte heute aus voller Überzeugung für die Zu-
stimmung zu diesem Entschließungsantrag werben. 

2016 hat der Gesetzgeber mit dem „Nein heißt Nein“-
Prinzip einen Meilenstein gesetzt. Zum ersten Mal stand 
nicht mehr die Gegenwehr des Opfers im Zentrum des 
Sexualstrafrechts, sondern sein erkennbar entgegenste-
hender Wille. Ich möchte an dieser Stelle ausdrücklich 
die Frage in den Raum stellen, woher wir denn vor 2016 
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kamen. Wir kamen von einer Position, wo ein Nein noch 
lange kein Nein war. Es könnte ja, so hat man damals 
immer wieder hinterfragt, auch ein Ja gewesen sein. Inso-
fern war dieser Schritt 2016 schon überfällig. Und er war 
richtig. Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ein Meilenstein ist noch lange kein Schlusspunkt. 

Wir wissen heute aus der Forschung, der Praxis der 
Strafverfolgung und aus unzähligen Gesprächen mit 
Betroffenen, dass Angst nicht immer laut ist, dass sexua-
lisierte Gewalt einen Menschen nicht selten in einen 
Zustand versetzt, in dem Sprechen, Schreien, Weglaufen 
schlicht nicht mehr möglich ist. Die Fachwelt bezeichnet 
das als Freeze. Den Betroffenen ist es einfach nicht mög-
lich, zu reagieren. Und deshalb, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, ist das Ja notwendig. „Nein heißt 
Nein“ reicht nicht aus, denn hier lässt unser geltendes 
Recht die Betroffenen im Stich. Sie sind oft ohnmächtig. 
Denn wer erstarrt, kann keinen erkennbaren entgegenste-
henden Willen äußern – nicht, weil er einverstanden 
wäre, sondern, weil sein Körper in diesem Moment nicht 
mehr sein eigener ist. Das ist keine Randerscheinung. 
Das ist – wir haben es gerade schon gehört – Realität in 
einer erheblichen Zahl der Fälle, die vor unseren Gerich-
ten landen – oder eben gerade nicht landen, weil es an der 
nach außen erkennbaren Ablehnung fehlt, an die unser 
Recht bislang anknüpft. 

Der vorliegende Antrag will das ändern. Er verschiebt 
die entscheidende Frage. Die Frage ist nicht mehr: „Hat 
sich das Opfer sichtbar genug gewehrt?“, sondern: „Hat 
sich denn der Täter der Zustimmung vergewissert?“. Das 
ist ein Wechsel der Perspektive, und ich meine, dieser ist 
längst überfällig. 

Ich will einem Einwand, den ich in solchen Debatten 
oft höre, gleich begegnen: Wird die Beweisführung 
dadurch nicht schwieriger? Ich sage: Nein. Denn genau 
wie heute schon der entgegenstehende Wille aus dem 
Gesamtbild der Situation zu ermitteln ist, lässt sich auch 
die Frage der Zustimmung aus den objektiven Umständen 
durchaus erschließen. Wir verschieben den Maßstab, 
nicht die methodischen Grundlagen der Beweiswürdi-
gung. 

Wir stehen mit dieser Reform nicht allein. Schweden, 
Island, Griechenland, Dänemark, Spanien, zuletzt Nieder-
lande und Polen, ganz Europa bewegt sich in diese Rich-
tung. Das Europäische Parlament hat erst im April dieses 
Jahres eine Resolution verabschiedet, die genau das for-
dert: eine EU-weite Definition von Vergewaltigung, die 
allein an das Fehlen der Zustimmung anknüpft. Die Is-
tanbul-Konvention verlangt nichts Geringeres. Ich meine, 
Deutschland darf hier nicht das Schlusslicht Europas 
werden. 

Meine Damen und Herren, am Ende geht es um eine 
einfache, aber grundlegende Wahrheit: Sexuelle Selbst-
bestimmung erschöpft sich nicht darin, Nein sagen zu 
dürfen. Sie bedeutet, dass ein Ja vorliegen muss. Ich bitte 

Sie daher um die Unterstützung dieses Entschließungsan-
trages. – Vielen Dank! 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin! – Als Nächstes erteile ich 
das Wort Herrn Minister Dr. Limbach aus Nordrhein-
Westfalen. – Bitte, Herr Kollege! 

Dr. Benjamin Limbach (Nordrhein-Westfalen): 
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine Damen und Herren! 
Vor zehn Jahren haben wir mit einer Reform das Sexual-
strafrecht einen entscheidenden Schritt vorangebracht, 
indem wir das Prinzip „Nein heißt Nein“ im Strafgesetz-
buch verankert haben. Das war damals ein Meilenstein. 
Doch wir müssen heute nüchtern feststellen: Der straf-
rechtliche Schutz der sexuellen Selbstbestimmung bleibt 
in vielen praxisrelevanten Fallkonstellationen unvoll-
ständig. Nordrhein-Westfalen unterstützt daher den 
vorliegenden Entschließungsantrag aus Hamburg aus-
drücklich. 

Es ist Zeit für den nächsten zwingenden Schritt, die 
Einführung eines konsensbasierten Sexualstrafrechts 
nach dem Leitsatz „Nur Ja heißt Ja“. Warum ist dieser 
Paradigmenwechsel geboten? Das geltende Recht knüpft 
an einen für den Täter erkennbaren entgegenstehenden 
Willen an und verlangt damit häufig ein aktives Ableh-
nungsverhalten der betroffenen Person. In der Praxis 
führt das oft zu einer immensen Belastung der Betroffe-
nen. Das Opfer muss rechtfertigen, warum es den Ge-
genwillen nicht ausdrücklich zum Ausdruck gebracht hat. 

Wir wissen aus der Kriminalwissenschaft, dass Be-
troffene in Übergriffsituationen aus Angst oft in einen 
Zustand der Handlungsunfähigkeit geraten, den soge-
nannten Freeze-Zustand. Ein beträchtlicher Teil der Op-
fer sexueller Übergriffe berichtet von einer solchen toni-
schen Immobilität. Diese neurobiologische Schutzreakti-
on macht eine aktive Äußerung eines entgegenstehenden 
Willens unmöglich. Ein Zustimmungsmodell würde klar-
stellen, dass Schweigen oder Passivität gerade keine 
Zustimmung sind. Echte Selbstbestimmung bedeutet, 
dass ein Ja das Fundament jeder Intimität sein muss. Wir 
können es den Betroffenen nicht länger zumuten, in ei-
nem Rechtssystem, das ihre traumatischen Schockreakti-
onen ignoriert, um Gerechtigkeit kämpfen zu müssen. 

Mit dem Prinzip „Nur Ja heißt Ja“ ändern wir die Be-
weisfrage im Strafverfahren. Die Leitfrage der Gerichte 
darf nicht länger lauten: Gab es ein Nein? Die entschei-
dende Frage muss stattdessen sein: Gab es ein Ja? Damit 
verlegen wir die Verantwortung in sachgerechter Weise 
auf die handelnde Person, die sich des Einverständnisses 
vergewissern muss. Der Maßstab unseres rechtsstaatli-
chen und gesellschaftlichen Zusammenlebens darf nicht 
länger primär darin bestehen, unseren Töchtern die ve-
hemente Verteidigung ihrer Grenzen aufzuerlegen. Es ist 
vielmehr unsere drängendste Pflicht, unsere Söhne so zu 
prägen, dass sie das Vorliegen einer unmissverständli-
chen Zustimmung als unumstößliche Grundbedingung 
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ihres Handelns begreifen. Und genau das ist das Kern-
stück eines modernen Verständnisses sexueller Autono-
mie. 

Für die Opfer bedeutet dieser Perspektivwechsel im 
Gerichtssaal eine enorme Entlastung. Anstelle einer de-
taillierten Rekonstruktion ihres Abwehrverhaltens müs-
sen sie sich künftig nicht mehr rechtfertigen und darle-
gen, wie, ob und wie deutlich sie ein Nein geäußert oder 
Widerstand geleistet haben. Stattdessen rückt die Frage 
nach der freiwilligen Zustimmung in den Fokus. Die 
Belastung der Opfer wird dadurch spürbar reduziert, und 
einer erneuten sekundären Viktimisierung im Zeugen-
stand wird ganz konkret entgegengewirkt. 

Ein Blick über unsere Landesgrenzen zeigt, dass wir 
dringend aufholen müssen. In Europa bildet sich zuneh-
mend ein einheitlicher Standard heraus, wonach sexuelle 
Handlungen ohne Zustimmung strafbar sind. Staaten wie 
Schweden, Spanien, Dänemark und jüngst die Niederlan-
de haben entsprechende Reformen bereits umgesetzt. 
Auch das Europäische Parlament dringt auf eine EU-weit 
gültige Definition im Sinne eines konsensbasierten An-
satzes. Die Bundesrepublik Deutschland droht hier hinter 
die europäische Rechtsentwicklung zurückzufallen. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein weiteres Zuwar-
ten würde bedeuten, bestehende Strafbarkeitslücken se-
henden Auges hinzunehmen und Betroffene weiterhin 
unzureichend zu schützen. Lassen Sie uns den Schutz der 
sexuellen Selbstbestimmung realitätsgerecht ausgestal-
ten! Ich bitte Sie um Zustimmung zu diesem wichtigen 
Antrag. 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege! 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. – Je ei-

ne Erklärung zu Protokoll1 liegt vor von Frau Ministe-
rin Professor Dr. von der Decken (Schleswig-Holstein) 
und von Frau Staatsministerin Professor Dr. Sinemus 
(Hessen) für Herrn Staatsminister Heinz. 

Damit kommen wir zur Abstimmung, zunächst zu 
Punkt 18, der Entschließung zum konsensbasierten Se-
xualstrafrecht. 

Dazu liegen Ihnen die Ausschussempfehlungen vor. 

Wer dafür ist, die Entschließung zu fassen, den bitte 
ich um das Handzeichen. – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat die Entschließung gefasst. 

Wir kommen zu Punkt 19, der Entschließung zur Um-
setzung der Istanbul-Konvention. 

 
1 Anlagen 16 und 17 

Ich weise die Vorlage – federführend – dem Rechts-
ausschuss und – mitberatend – dem Ausschuss für Fa-
milie, Senioren, Frauen und Jugend sowie dem Innen-
ausschuss zu. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 20: 
TOP 20  

Entschließung des Bundesrates „Unmittelbarer Hand-
lungsbedarf in Folge der Sperrung der Friedrich-
Ebert-Autobahnbrücke im Bonner Norden“ – An-
trag des Landes Nordrhein-Westfalen – (Drucksa-
che 367/26) 

Keine Wortmeldungen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Ich rufe auf: 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für die restlichen Ziffern 
der Maßgabeempfehlungen! – Mehrheit. 

Wir kommen dann zur Schlussabstimmung: Wer die 
Entschließung mit den soeben beschlossenen Maßga-
ben zu fassen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Mehrheit. 

Damit ist das so beschlossen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 22: 
TOP 22  

Entschließung des Bundesrates zu kartellrechtlichen 
Maßnahmen zur Stärkung des dualen Mediensys-
tems – Antrag der Länder Sachsen, Sachsen-Anhalt 
und Baden-Württemberg – (Drucksache 346/26) 

Dem Antrag sind Brandenburg, das Saarland, 
Schleswig-Holstein und Thüringen beigetreten. 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. 

Ziffer 1! – Minderheit. 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Ziffer 3! – Mehrheit. 

Ziffer 4! – Mehrheit. 

Wir kommen zur Schlussabstimmung: Wer ist für die 
Annahme der Entschließung nach Maßgabe der vo-
rangegangenen Abstimmungen? – Mehrheit. 

Damit ist das so beschlossen. 
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Wir kommen zu TOP 23: 
TOP 23  

Entschließung des Bundesrates zur Einführung eines 
flexiblen Preisdeckels bei Kraftstoffen – Antrag der 
Länder Saarland und Mecklenburg-Vorpommern – 
(Drucksache 368/26) 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Wir stimmen ab über die Empfehlung des Wirtschafts-
ausschusses, die Entschließung zu fassen. Wer ist dafür? – 
Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat die Entschließung n i c h t  
gefasst. 

Wir kommen zu TOP 24: 
TOP 24  

Entschließung des Bundesrates „Streichung des Ab-
wägungsvorrangs in § 2 EEG 2023 für Photovoltaik-
Anlagen im Wald“ – Antrag des Freistaates Sachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 392/26) 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Ich weise die Vorlage – federführend – dem Wirt-
schaftsausschuss sowie – mitberatend – dem Ausschuss 
für Agrarpolitik und Verbraucherschutz und dem 
Umweltausschuss zu. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 71: 
TOP 71  

Entschließung des Bundesrates zur wirksameren Be-
kämpfung des sogenannten „Autoposing“ im öffent-
lichen Straßenraum – Antrag der Freien Hansestadt 
Bremen gemäß § 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksa-
che 396/26) 

Hier liegt eine Wortmeldung vor, nämlich von Frau 
Senatorin Ünsal aus Bremen. – Bitte, Frau Kollegin! 

Özlem Ünsal (Bremen): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Au-
toposing hat sich in den vergangenen Jahren zu einem 
echten, großen Problem entwickelt, das viele Kommunen 
in Deutschland zunehmend belastet. Es betrifft Innenstäd-
te ebenso wie Wohnquartiere und führt vielerorts zu 
erheblichen Beschwerden seitens der Bürgerinnen und 
Bürger, aus der Bevölkerung heraus. Das nehmen wir 
auch in Bremen wahr. 

Wenn hochmotorisierte oder technisch manipulierte 
Fahrzeuge mit unnötig hoher Drehzahl bewegt werden, 
wenn Fehlzündungen provoziert werden, wenn durch 
aggressives Beschleunigen, abruptes Abbremsen oder 
ständiges Kreisen bewusst Aufmerksamkeit erzeugt wird, 
dann handelt es sich nicht mehr um eine reguläre Teil-
nahme am Straßenverkehr. Vielmehr wird der öffentliche 
Raum dann zu einer besonderen Bühne, nämlich einer 
Bühne der Selbstdarstellung auf Kosten der Allgemein-

heit. Die Folgen sind spürbar, nicht nur in Bremen. An-
wohnende werden durch Lärm und Abgase belastet, und 
Menschen werden um ihren Schlaf gebracht. Die Le-
bensqualität in den betroffenen Quartieren leidet erheb-
lich darunter. Hinzu kommt, dass diese Verhaltensweisen 
oftmals mit einer erhöhten Gefährdung anderer Verkehrs-
teilnehmender verbunden sind. Sie erzeugen Unsicherheit 
und beeinträchtigen das Sicherheitsgefühl vieler Men-
schen im öffentlichen Raum. Bundesweit berichten uns 
Kommunen von der Verfestigung entsprechender Szenen 
deutlich über unsere eigenen Landesgrenzen hinaus. 

Gleichzeitig wird deutlich, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, dass die bestehenden rechtlichen Instrumente 
nur begrenzt geeignet sind, dieser Entwicklung wirksam 
entgegenzutreten. Zwar enthält das geltende Recht bereits 
Regelungen gegen unnötigen Lärm und vermeidbare 
Belästigungen. In der Praxis sehen wir jedoch, dass Auto-
posing nur schwerlich rechtssicher erfasst und nachhaltig 
geahndet werden kann. Aus diesem Grund ist es dringend 
geboten, die bundesrechtlichen Regelungen einmal zu 
beleuchten, zu überprüfen und aus unserer Sicht auch 
weiterzuentwickeln. Mit der vorliegenden Entschließung 
fordern wir aus Bremen heraus den Bund auf, einen ein-
heitlichen Rechtsrahmen für die gezielte Ahndung typi-
scher Erscheinungsformen des Autoposings zu schaffen. 

Insbesondere braucht es die Prüfung, wie die beste-
henden Regelungen der Straßenverkehrs-Ordnung kon-
kretisiert werden können, um unnötigen Lärm, vermeid-
bare Abgasbelästigung und unnützes Hin- und Herfahren 
wirksam zu unterbinden. Darüber hinaus halten wir wirk-
same und vor allem spürbare Sanktionen für erforderlich. 
Wer wiederholt und bewusst gegen Regeln verstößt und 
dabei die Sicherheit oder gar das Leben anderer gefährdet 
oder ganze Quartiere belastet, soll künftig mit gravieren-
den Konsequenzen rechnen müssen. 

Ein weiterer Aspekt sind technische Manipulationen 
an den Fahrzeugen. Immer häufiger werden Auspuffanla-
gen oder Software gezielt verändert, um Fahrzeuge lauter 
erscheinen zu lassen oder ihre Außenwirkung zu verstär-
ken. Auch hier benötigen die zuständigen Behörden bes-
sere rechtliche und technische Möglichkeiten, um solche 
Manipulationen festzustellen und dann wirksam zu un-
terbinden. Darüber hinaus soll die Möglichkeit einer 
erweiterten Halterhaftung geprüft werden. Wer hochmo-
torisierte Fahrzeuge gezielt für das Autoposing zur Ver-
fügung stellt oder vermietet, darf sich seiner eigenen 
Verantwortung nicht vollständig entziehen können. 

Schließlich müssen wir die Kommunen stärken. Die 
Städte und Gemeinden kennen die örtlichen Belastungs-
schwerpunkte am besten. Sie benötigen daher größere 
Handlungsspielräume, um auf wiederkehrende Problem-
lagen mit individuellen straßenverkehrsrechtlichen Lö-
sungen adäquat reagieren zu können. Dazu gehört auch 
die Zulassung moderner Instrumente wie automatisierter 
Lärmmesssysteme, sogenannter Lärmblitzer, um Verstö-
ße künftig effektiver erfassen zu können. 
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Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, es 
geht bei dieser Initiative natürlich nicht darum, Autofah-
rerinnen und Autofahrer unter Generalverdacht zu stellen. 
Es geht vor allem um diejenigen, die den öffentlichen 
Straßenraum bewusst missbrauchen, die Sicherheit ande-
rer gefährden und nicht zuletzt die Lebensqualität vieler 
Menschen erheblich beeinträchtigen. Die große Mehrheit 
der Verkehrsteilnehmenden verhält sich verantwortungs-
voll. Das wissen wir. Gerade deshalb sollten wir gemein-
sam dafür Sorge tragen, dass diejenigen, die das nicht 
tun, zur Verantwortung gezogen werden. Ich bitte Sie 
deshalb, die Entschließung entsprechend zu unterstüt-
zen. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. Vielen 
Dank! 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin! 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Ich weise die Vorlage – federführend – dem Ver-
kehrsausschuss sowie – mitberatend – dem Innenaus-
schuss und dem Umweltausschuss zu. 

Wir kommen zu TOP 74: 
TOP 74  

Entschließung des Bundesrates „Für eine Gemein-
same Agrarpolitik (GAP) ab 2028, die Einkommen 
sichert, Wettbewerbsfähigkeit erhält und die beste-
henden Strukturen in Deutschland anerkennt“ – An-
trag der Länder Sachsen-Anhalt, Sachsen und Meck-
lenburg-Vorpommern, Thüringen – Geschäftsord-
nungsantrag des Landes Sachsen-Anhalt – (Drucksa-
che 360/26) 

Dem Antrag ist das Land Brandenburg beigetreten. 

Es liegt eine Wortmeldung von Frau Ministerin Boos-
John aus Thüringen vor. – Bitte! 

Colette Boos-John (Thüringen): Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Die Gemein-
same Agrarpolitik, die GAP, ist und bleibt ein ganz zent-
rales Fundament für eine leistungsfähige Landwirtschaft, 
für eine sichere Lebensmittelversorgung und für starke 
ländliche Räume. Sie gehört zur DNA der Europäischen 
Union. In einer Zeit zunehmender Unsicherheiten in der 
Welt, in einem Umfeld steigender Produktionskosten und 
wachsender Anforderungen an die Ernährungssouveräni-
tät Europas, aber auch notwendiger Anpassungen an 
Klima-, Umwelt- und Tierschutzanforderungen braucht 
unsere Landwirtschaft Planungssicherheit. 

Die Vernetzung der EU im Welthandel erfordert solide 
wettbewerbsfähige Rahmenbedingungen für die Landwir-
te. Genau hier setzt unser Antrag wichtige Signale. Die 
Gemeinsame Agrarpolitik muss künftig als eigenständi-
ger Politikbereich mit einem starken Agrarbudget fortge-
führt werden. Dies ist eine wesentliche Grundlage zur 
Einkommenssicherung der Betriebe. Die neue GAP hat 

zukünftig weiter ihren Beitrag zur Sicherheit der Zukunft 
unserer ländlichen Räume zu leisten. Denn eine GAP 
ohne eine starke ländliche Entwicklung wird den Heraus-
forderungen unserer Zeit nicht gerecht. Unsere Dörfer, 
unsere Regionen leben von einem leistungsfähigen Ge-
meinwesen, in dem die Landwirtschaft prägend wirkt. 
Hierzu gehören funktionierende Infrastrukturen, regiona-
le Wertschöpfung, LEADER-Projekte, Investitionen in 
Tierwohl sowie Innovationen. Und dafür braucht es auch 
zukünftig eine verlässliche europäische Förderung. Die 
richtigen Rahmenbedingungen der Europäischen Union, 
beispielsweise feste Mittelzuweisungen, sind hierfür eine 
ganz entscheidende Voraussetzung. 

Eine besondere Bedeutung hat die Förderung von 
Junglandwirtinnen und Junglandwirten. Sie darf sich 
nicht allein an der jeweiligen Rechtsform orientieren, 
sondern muss sich auch an den tatsächlich erbrachten 
Leistungen ausrichten. Junge Menschen sind die Zukunft 
unserer Landwirtschaft. Wer heute einen Betrieb in der 
Landwirtschaft übernimmt oder auch neu gründet, der 
braucht verlässliche Perspektiven. Der Generationswech-
sel ist eine der größten Herausforderungen der kommen-
den Jahre; das wissen wir. Deshalb muss die GAP wei-
terhin attraktive Instrumente bereithalten, um junge Men-
schen für den Beruf des Landwirts zu gewinnen und 
Betriebsübernahmen, die anstehen, zu erleichtern. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich begrüße 
ausdrücklich das klare Bekenntnis des Antrags gegen 
eine verpflichtende Kappung und Degression. Die Viel-
falt der europäischen Agrarstrukturen verlangt differen-
zierte Lösungen. Pauschale Kürzungen würden insbeson-
dere Regionen mit größeren arbeitsintensiven Betrieben 
treffen und Investitionen sowie Beschäftigung gefährden, 
und dies in einem ohnehin schwierigen gesellschaftlichen 
Umfeld, vor allem in Mittel- und Ostdeutschland. Ebenso 
wichtig sind der konsequente Bürokratieabbau und pra-
xistaugliche Förderverfahren. Unsere Landwirtinnen und 
Landwirte benötigen weniger Dokumentationspflichten 
und mehr Zeit für ihre Arbeit auf dem Feld und im Stall. 
Eine moderne GAP muss daher einfacher, digitaler und 
effizienter werden. 

Gleichzeitig müssen wir die europäische Finanzarchi-
tektur insgesamt im Blick behalten. Die Landwirtschaft 
steht vor zusätzlichen Herausforderungen, nicht zuletzt 
durch die Umsetzung der Europäischen Wiederherstel-
lungsverordnung und weiterer Umwelt- sowie Natur-
schutzziele. Diese Aufgaben können nur mit einer aus-
kömmlichen finanziellen Mittelausstattung bewältigt 
werden – und das getreu dem Motto: Wer bestellt, be-
zahlt. Kurzum: Unser Ziel muss ein ausreichend ausge-
statteter europäischer Haushalt sein, der sowohl eine 
starke Landwirtschaft als auch leistungsfähige Regionen 
ermöglicht. Es darf nicht darum gehen, europäische Poli-
tikfelder gegeneinander auszuspielen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, der vorlie-
gende Antrag stellt wichtige Leitplanken für die Zukunft 
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der Gemeinsamen Agrarpolitik auf. Diese stärken die 
Wettbewerbsfähigkeit der Landwirtschaft, tragen den 
unterschiedlichen Agrarstrukturen Rechnung und sichern 
die Entwicklung der ländlichen Räume. – Danke! 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Frau Kollegin! 

Keine Wortmeldungen mehr. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Die Ausschussberatungen sind noch nicht abgeschlos-
sen. Es ist jedoch beantragt, bereits heute in der Sache zu 
entscheiden. 

Wer ist für die sofortige Sachentscheidung? – Mehr-
heit. 

Wir kommen damit zur Entscheidung in der Sache. 
Hierzu liegen Ihnen die Ausschussempfehlungen vor. Ich 
rufe auf: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Wir kommen nun zur Schlussabstimmung: Wer dafür 
ist, die Entschließung nach Maßgabe der soeben fest-
gelegten Änderung zu fassen, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat die Entschließung gefasst. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 26 a): 
TOP 26a)  

Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des GAP-
Integriertes Verwaltungs- und Kontrollsystem-
Gesetzes und des GAP-Konditionalitäten-
Gesetzes an die Vorgaben der Verordnung (EU) 
2025/2649 sowie zur Verbesserung des behördli-
chen Informationsaustauschs (Drucksache 321/26) 

Hier liegen keine Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Zur Einzelabstimmung rufe ich auf: 

Ziffer 2! – Minderheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 27: 
TOP 27  

Entwurf eines Gesetzes zur Durchführung der uni-
onsrechtlichen Vorschriften über die Europäische 
Brieftasche für die Digitale Identität sowie zur Ände-
rung anderer Rechtsvorschriften (Digitale Identitä-
tengesetz – DIdG) (Drucksache 322/26) 

Hierzu liegen keine Wortmeldungen vor. – Eine Er-

klärung zu Protokoll1 liegt vor von Frau Staatsministe-
rin Professor Dr. Sinemus (Hessen). 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen und einen Landesantrag. Ich rufe auf: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Ziffer 4! – Minderheit. 

Ziffer 6! – Minderheit. 

Ziffer 10! – Mehrheit. 

Ziffer 12! – Mehrheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für den Landesantrag! – 
Minderheit. 

Ziffer 13! – Mehrheit. 

Ziffer 16! – Mehrheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 28: 
TOP 28  

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Cybersi-
cherheit (Drucksache 323/26) 

Hierzu liegt eine Wortmeldung vor. Ich erteile das 
Wort Herrn Staatsminister Professor Dr. Poseck aus Hes-
sen. – Bitte, Herr Staatsminister! 

Prof. Dr. Roman Poseck (Hessen): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Cybersicherheit ist in der heutigen Zeit von überragender 
Bedeutung. Unsere Sicherheit wird bedroht von außen 
und von innen. Das kann man gerade beim Thema Cy-
bersicherheit ganz besonders sehen. Cyberangriffe haben 
zuletzt zugenommen. Sie verursachen gravierende Schä-
den – wirtschaftliche Schäden bei Unternehmen. Es wird 
aber auch unsere kritische Infrastruktur, das Funktionie-
ren unseres Gemeinwesens angegriffen. Bei Cyberkrimi-
nalität ist darüber hinaus kennzeichnend, dass gemeine 
Kriminelle und fremde Staaten gemeinsam agieren und 
unsere Sicherheit angreifen. Deshalb ist es so wichtig, 
dass wir der Cybersicherheit höchste Priorität einräumen. 
An dieser Stelle ist der vorliegende Gesetzentwurf für 
mehr Cybersicherheit aus meiner Sicht ein Meilenstein. 

 
1 Anlage 18 
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Es muss jetzt darum gehen, dass wir Kräfte bündeln 
und die Möglichkeiten unserer Sicherheitsbehörden er-
weitern. Genau das stellt der vorliegende Gesetzentwurf 
in den Mittelpunkt. Es geht darum, dass das BSI, das 
Bundesamt für die Sicherheit in der Informationstechnik, 
weitere Befugnisse erhält. Vorgesehen ist insbesondere, 
dass kritische Anlagen Berichte gegenüber dem BSI 
erstatten und damit die Erkenntnislage des BSI verbessert 
wird. Das schafft Aufwände, auch bei kommunalen und 
öffentlichen Unternehmen. Aber das ist aus meiner Sicht 
im Interesse der Sicherheit unabdingbar. Darüber hinaus 
werden die Befugnisse der Bundespolizei und des Bun-
deskriminalamtes durch das Gesetz erweitert. Auch das 
ist aus meiner Sicht richtig. Wir brauchen eine aktive 
Cyberabwehr, die nicht wartet, bis es zu spät ist, sondern 
rechtzeitig gegen Angriffe vorgehen kann. Und das ist 
genau die Zielrichtung, die dieser Gesetzentwurf verfolgt. 

Ich weiß, dass es, wie immer bei Sicherheitsgesetzen, 
auch hier eine Diskussion gibt, ob nicht an der einen oder 
anderen Stelle übers Ziel hinausgeschossen wird. Aus 
meiner Sicht ist das bei diesem Gesetzentwurf nicht der 
Fall. Wir brauchen diese Befugnisse in Anbetracht der 
massiven Beeinträchtigung der Sicherheit durch Cy-
berangriffe. Zudem ist ein Stufenverhältnis bei den Maß-
nahmen vorgesehen, und es sind Richtervorbehalte in das 
Gesetz aufgenommen, sodass es aus meiner Sicht eine 
maßvolle, aber auch richtige und notwendige Erweite-
rung der Befugnisse für unsere Behörden im Cyberraum 
darstellt und damit einen Beitrag zu unser aller Sicher-
heit. – Vielen Dank! 

Amtierende Präsidentin Petra Berg: Vielen 
Dank, Herr Staatsminister! 

Es liegen keine weiteren Wortmeldungen vor. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. 

Über Ziffer 1 der Ausschussempfehlungen stimmen 
wir wunschgemäß getrennt nach Buchstaben ab: 

Bitte zunächst Ihr Handzeichen für Buchstabe a! – 
Minderheit. 

Buchstabe b! – Minderheit. 

Und nun zum Rest der Ziffer 1. Bitte Ihr Handzei-
chen! – Minderheit. 

Auch über Ziffer 2 stimmen wir wunschgemäß ge-
trennt nach Buchstaben ab. Ich rufe auf: 

Buchstabe a! – Mehrheit. 

Buchstaben b und c gemeinsam! – Mehrheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen zum Rest der Ziffer 2! – 
Mehrheit. 

Ziffer 3! – Minderheit. 

Ziffer 4! – Minderheit. 

Ziffer 5! – Minderheit. 

Ziffer 6! – Mehrheit. 

Ziffer 7! – Minderheit. 

Ziffer 8! – Mehrheit. 

Ziffer 9! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen. 

Wir kommen zu Punkt 29: 
TOP 29  

Entwurf eines Gesetzes zur Förderung europäischer 
audiovisueller Werke durch eine Investitionsver-
pflichtung für Mediendiensteanbieter (Mediendiens-
te-Investitionsverpflichtungs-Gesetz – MedienIn-
vestVG) (Drucksache 324/26) 

Es liegt eine Wortmeldung vor. Herr Staatsminister 
Dr. Herrmann, Bayern, hat das Wort. 

Dr. Florian Herrmann (Bayern): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Herr Staatsminister 
Weimer! Die Neuaufstellung der Filmförderung des 
Bundes bestehend aus der Stärkung der Anreizförderung 
und einer Investitionsverpflichtung für Streamer und 
Sender ist nun endlich auf dem Weg, und zwar auf einem 
guten. Sie wird dringend erwartet von der gesamten 
Branche und sollte bald verabschiedet werden. Wir brau-
chen dringend verlässliche Rahmenbedingungen für die 
Filmindustrie, um zu verhindern, dass die Branche dort-
hin abwandert, wo attraktivere Bedingungen geboten 
werden. 

Man muss sich bei diesem Thema, bei der Frage der 
Filmförderung, bei der Frage der Investitionsverpflich-
tung, beim Thema Rechterückbehalt, immer die Grund-
satzfrage stellen: Warum macht man das überhaupt? 
Warum überlässt man nicht einfach die gesamte Branche 
den Kräften des Marktes? Irgendjemand wird schon im-
mer irgendwelche Filme produzieren. – Kann man ma-
chen. Allerdings ist die Konsequenz dann, dass die Pro-
duktion nicht mehr bei uns stattfindet, jedenfalls nicht 
mehr in der Art und Weise, wie wir das wollen. Vielmehr 
wird sie überall dort auf der Welt stattfinden, wo attrakti-
vere Bedingungen herrschen. Das wollen wir nicht. 

Wir wollen, dass auch weiterhin an den vielen sehr at-
traktiven Produktionsstandorten in Deutschland produ-
ziert wird. Das bedeutet, dass man ein ausgewogenes, 
intelligentes System braucht, in dem diese unterschiedli-
chen Elemente alle zum Tragen kommen: zum einen die 
klassische Förderung – Geld –, zum anderen die Investi-
tionsverpflichtung und zum Dritten die Frage des Rechte-
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rückbehalts. All das zusammen ist wichtig, um die Bran-
che hier bei uns halten zu können, und zwar langfristig 
und auch mit Selbstbewusstsein und Eigenständigkeit, 
sodass die Produzenten nicht zu reinen Dienstleistern, zu 
reinen Zulieferern von großen Streamern werden. Inso-
fern ist es notwendig, eine kluge Lösung zu finden. 

Die Lösung, die jetzt vorliegt, ist ein ausgewogener 
Kompromiss. Es ist wie immer oder wie häufig im politi-
schen Betrieb: Es gibt selbstverständlich unterschiedliche 
Interessen. Diese werden meistens auch sehr deutlich 
vorgetragen. Aber am Ende ist es immer die Aufgabe der 
Politik, diese Interessen klug und vernünftig und mit dem 
Blick für die Zukunft zusammenzuführen. Das ist auch 
gelungen. Ich danke deshalb ganz ausdrücklich Staatsmi-
nister Wolfram Weimer, dem BKM, sehr herzlich für 
genau diese kluge Aussteuerung der unterschiedlichen 
Interessen, nicht mit Schlagseite in die eine oder andere 
Richtung, sondern mit dem Blick für das, was ökono-
misch sinnvoll ist, was wir kulturpolitisch brauchen und 
was wirtschaftspolitisch geboten ist. Insofern ist das ein 
guter Aufschlag. 

Die Investitionsverpflichtung im vorliegenden Gesetz-
entwurf erfordert tatsächlich Zugeständnisse von beiden 
Seiten: den Sendern, den Streamern auf der einen und 
den Produzenten auf der anderen Seite. Nur so konnte am 
Ende der Durchbruch erzielt werden und das Verfahren 
voranschreiten. Aus bayerischer Sicht ist der Gesetzent-
wurf ausgewogen, ein guter Kompromiss, weil er sowohl 
die Interessen der Sender und Streamer als auch der Pro-
duzenten und weiterer Branchenteilnehmer berücksich-
tigt, also nicht nur der echten Kreativen, sondern auch der 
technischen Seite, der gesamten Bandbreite an Branchen-
teilnehmern – Produktionsdienstleister, Studiobetreiber, 
all das, was auch in Bayern sehr stark vorhanden ist. Es 
wird ein Ausgleich der Interessen geschaffen. Für die 
Sender und Streamer ist jetzt eine Investitionsquote von 
8 Prozent vorgesehen, statt der ursprünglich 20 Prozent, 
die noch im ersten Diskussionsentwurf der vorherigen 
Bundesregierung standen. 8 Prozent ist zwar mehr als der 
europäische Durchschnitt, aber deutlich weniger als etwa 
in Frankreich oder Italien, wo die Quoten bei 20 bis 
25 Prozent beziehungsweise bei 16 Prozent liegen. Für 
Produzenten wurde die Forderung nach einer gesetzli-
chen Regelung inklusive der Normierung eines ver-
pflichtenden Rechterückfalls erfüllt, statt einer rein frei-
willigen Selbstverpflichtung. Es ist aber wichtig – das 
halte ich für einen ganz wichtigen Punkt in diesem Ge-
setz –, dass durch die Öffnungsklausel ein Anreiz für 
Verhandlungen von abweichenden Vereinbarungen mit 
der Möglichkeit zur Selbstregulierung geschaffen wird. 

Meine Damen und Herren, im weiteren Verfahren 
kann noch an einzelnen Stellschrauben bezüglich der 
Detailfragen gedreht werden. Aber wichtig ist: Das Ge-
setz wird Planungssicherheit für alle Beteiligten schaffen. 
Der Entwurf stellt sicher, dass vor allem große internati-
onale Streaminganbieter einen ihrer Marktstärke entspre-
chenden Beitrag zur Finanzierung europäischer und ins-

besondere deutschsprachiger Inhalte leisten. Damit sorgt 
der Gesetzentwurf für verlässliche Investitionen, stärkt 
die Unabhängigkeit der nationalen Produzenten und si-
chert die Vielfalt sowie fairen Wettbewerb im Markt. 

Für eine gute Zukunft des Film- und Medienstandorts 
Deutschland braucht es genau diesen Blick nach vorn. 
Für die Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands als Film-
standort ist ein ausgewogener Kompromiss besser als 
Stillstand. Insofern sind wir auf einem ausgezeichneten 
Weg ist. 

Ich danke noch einmal dem BKM und allen Beteilig-
ten, auch im Bundestag, die an dieser Lösung mitgewirkt 
haben. – Vielen Dank! 

Amtierende Präsidentin Petra Berg: Vielen 
Dank, Herr Staatsminister! 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Bitte Ihr Handzeichen für: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Ich rufe Punkt 30 der Tagesordnung auf: 
TOP 30  

Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Straf-
gesetzbuches – Stärkung des strafrechtlichen 
Schutzes vor sogenannten K.-o.-Tropfen (Druck-
sache 325/26) 

Es liegen Wortmeldungen vor. Zunächst hat Herr Mi-
nister Dr. Limbach, Nordrhein-Westfalen, das Wort. 

Dr. Benjamin Limbach (Nordrhein-Westfalen): 
Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren, Kolleginnen 
und Kollegen! Der Bundesgerichtshof hat im Oktober 
2024 nicht zum ersten Mal entschieden, dass die heimli-
che Verabreichung von sogenannten K.-o.-Tropfen zur 
Ermöglichung einer Vergewaltigung die Tat nicht auto-
matisch zu einem besonders schweren sexuellen Über-
griff gemäß § 177 Absatz 8 des Strafgesetzbuchs qualifi-
ziert. Ein „gefährliches Werkzeug“, so der BGH, könne 
nur ein fester Stoff sein. Flüssigkeiten seien davon nicht 
erfasst. Dass dies dem Unrechtsgehalt solcher Taten nicht 
gerecht wird – ich denke, davon muss ich Sie nicht mehr 
überzeugen. 

Eine Waffe soll das Opfer handlungsunfähig machen, 
es davon abhalten, sich zu wehren. Genau das tun K.-o.-
Tropfen auf besonders perfide Weise. Das Opfer verliert 
das Bewusstsein und damit jede Möglichkeit zur Gegen-
wehr. Was aber den Einsatz von K.-o.-Tropfen so ausge-
sprochen gefährlich macht: Sie sind selbst gesundheits-
schädliche Stoffe. Das hat der Bundesgerichtshof in sei-
ner Entscheidung vom 8. Oktober 2024 klargestellt. Die 
medizinischen Fakten sind bekannt. Sie belegen, dass 
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beim Einsatz solcher Tropfen, vor allem in Kombination 
mit Alkohol oder Betäubungsmitteln, die Täter buchstäb-
lich mit dem Leben ihrer Opfer spielen. Bewusstlosigkeit, 
Erbrechen und Orientierungslosigkeit bringen die Opfer 
in Lebensgefahr. Eine richtige Dosierung ist kaum mög-
lich. Die Folgen für die Betroffenen sind häufig schwer-
wiegende und anhaltende Traumata. 

Die Taten zeichnen sich durch eine besondere Heim-
tücke und Skrupellosigkeit aus, da die Täter die Schutzlo-
sigkeit ihrer Opfer gezielt herbeiführen, um sie anschlie-
ßend auszunutzen. Unser Sexualstrafrecht darf nicht den 
besonders perfiden Täter auch noch belohnen. Eine klare 
gesetzliche Sanktionierung ist Teil des Opferschutzes im 
Strafrecht und stärkt das Vertrauen in die Handlungsfä-
higkeit unseres Rechtsstaates. Dabei geht es nicht um 
Symbolpolitik, sondern darum, eine vom Bundesge-
richtshof klar aufgezeigte Schutzlücke zu schließen. 

Meine Damen und Herren, wir haben uns in diesem 
Gremium schon mehrfach mit diesem Thema befasst. 
Wir haben an die Bundesregierung appelliert, sich der 
Frage der notwendigen Strafverschärfung anzunehmen. 
Schließlich haben wir dem Bundestag einen eigenen 
Gesetzentwurf vorgelegt. Und das hat gewirkt. Die Bun-
desregierung hat den Handlungsbedarf erkannt und nun 
den Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des strafrechtli-
chen Schutzes vor sogenannten K.-o.-Tropfen aufge-
tischt. Das können wir nur begrüßen. Aber vielleicht 
hätte sich die Bundesregierung ganz im Sinne der Entbü-
rokratisierung diesen Verwaltungsprozess auch sparen 
und darauf vertrauen können, dass der vom Bundesrat auf 
den Weg gebrachte Entwurf eines Gesetzes zur straf-
rechtlichen Bekämpfung der Verabreichung sogenannter 
K.-o.-Tropfen zur Begehung von Raub- und Sexualdelik-
ten gar nicht so schlecht ist, vielleicht sogar besser als der 
nun vorgelegte Regierungsentwurf. In der Praxis muss 
ein Gesetz nämlich auch angewandt werden können. 
Neue Vorschriften dürfen nicht gleich zu Auslegungs-
schwierigkeiten führen. Damit ist niemandem geholfen. 

Ein Gesetzestext ist nicht fertig, wenn er im Gesetz-
blatt steht. Er entfaltet seine eigentliche Bedeutung erst 
durch die Rechtsprechung, die ihn auf konkrete Fälle 
anwendet. Diese Rechtsprechung zeigt, wo die Grenzen 
eines Begriffs liegen, welche Fallgruppen erfasst sind 
und welche nicht. Wenn der Gesetzgeber bei einer Geset-
zesänderung auf etablierte Begriffe zurückgreift, über-
nimmt er nicht nur Worte, sondern auch die gesamte 
Auslegungstradition. Daher sollte auch hier auf im Straf-
gesetzbuch bereits verankerte Begriffe zurückgegriffen 
werden. Es wäre ein fatales Zeichen für die Betroffenen, 
wenn nun ein Gesetz geschaffen wird, bei dem die Recht-
sprechung dann noch Zeit braucht, um es anzuwenden. 
Zeit – das haben wir in diesem Gremium durch unsere 
Initiativen ganz deutlich gemacht – haben wir und vor 
allem die Opfer dieser schrecklichen Taten nämlich 
nicht. – Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

Amtierende Präsidentin Petra Berg: Vielen 
Dank, Herr Minister! – Es gibt weitere Wortmeldungen. 
Ich erteile das Wort Frau Staatsministerin Hofmann aus 
Hessen. 

Heike Hofmann (Hessen): Frau Präsidentin! Meine 
Damen und Herren! Stellen Sie sich vor, gerade wenn Sie 
eine Frau sind, Sie wollen einen unbeschwerten Abend 
mit Freunden verbringen, einen freudigen Anlass feiern. 
Doch dann trinken Sie Gift, K.-o.-Tropfen. Nicht zufäl-
lig, nicht aus Versehen, sondern weil es jemand genau so 
wollte. Dieses Gift verwandelt einen unbeschwerten 
Abend in einen Albtraum. Es macht wehrlos, nimmt 
Kontrolle sowie Erinnerung, ist gefährlich für Leib und 
Leben. Und genau dieser Zustand wird vom Täter ausge-
nutzt und ermöglicht eine weitere Straftat. 

Wie oft Menschen in Deutschland in diesen Zustand 
versetzt werden, wie oft diese Straftaten tatsächlich ver-
übt werden, das ergibt sich nicht genau aus der Polizei-
statistik des Bundeskriminalamtes. Die Dunkelziffer, 
meine Damen und Herren, ist hoch. Wir wissen, dass in 
Hessen im Jahr 2024  79 Straftaten unter Einsatz von 
K.-o.-Tropfen verübt worden sind. Das ist der höchste 
Wert seit vielen Jahren. Und wir sehen bedauerlicher-
weise einen Anstieg dieser Taten. Insofern sind K.-o.-
Tropfen und deren Einsatz in solchen Fällen, solche 
Straftaten ein ernsthaftes Problem. Hier besteht Hand-
lungsbedarf, meine Damen und Herren. 

Hier muss das Strafrecht nachjustiert werden. Wie 
mein Vorredner bereits geschildert hat, hat der Bundesge-
richtshof nämlich entschieden, dass K.-o.-Tropfen kein 
gefährliches Werkzeug im Sinne des Strafrechtes sind. 
Wir sind aber davon überzeugt, dass aufgrund des Un-
rechtsgehalts solcher Taten und auch zur Abschreckung 
und Prävention eine Nachjustierung des Strafrechtes, wie 
wir sie hier vornehmen, genau richtig ist. Denn bei diesen 
Taten wird die Wehrlosigkeit der Betroffenen gezielt 
ausgenutzt, oftmals – und das will ich wiederholen – mit 
gravierenden gesundheitlichen, psychischen Folgen für 
die Betroffenen. Gerade diese gezielte Ausnutzung der 
Wehrlosigkeit macht diese Taten besonders erschütternd 
und strafwürdig. 

Wir begrüßen ausdrücklich, dass nun viele erkannt ha-
ben, dass hier Handeln geboten ist. Das Land Hessen hat 
bereits im Jahr 2025 nach dem Bekanntwerden des un-
endlichen Leids von Gisèle Pelicot in der Gleichstel-
lungs- und Frauenministerkonferenz einen Beschluss 
eingefordert und damit den einstimmigen Beschluss er-
wirkt, dass hier gehandelt wird. Der Bundesrat hat einen 
entsprechenden Gesetzentwurf in den Bundestag einge-
bracht. Es freut mich, dass hier viele sehen, dass gehan-
delt werden muss. Wir wollen diesen Taten einen Riegel 
vorschieben, so wie wir es können. 

Fakt ist, dass viele Frauen sich aktuell – und das ist ja 
auch richtig so – mit Plastikdeckeln, Testarmbändern 
oder dem Blick der besten Freundin davor schützen, dass 
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irgendjemand irgendetwas in ihr Getränk mischt. Wir 
wollen einen umfassenden Schutz für potenzielle Opfer. 
Wir sehen hier Nachbesserungsbedarf. Auch der zeitver-
zögerte Ablauf der Tat muss hier Berücksichtigung fin-
den. Nicht nur das Ausnutzen der wehrlosen Lage nach 
der Verabreichung von K.-o.-Tropfen muss strafbar sein, 
sondern auch die chemische Unterwerfung an sich. Wir 
müssen auch darauf achten, dass wir möglichst passge-
naue Begrifflichkeiten finden, die juristisch im Sinne des 
Gesetzgebers gut überprüfbar sind, und dass Probleme in 
der Auslegung oder Anwendbarkeit vermieden werden. 
Für uns ist klar: Wir wollen, dass sich Frauen im öffentli-
chen Raum sicher fühlen. 

Meine Damen und Herren, ich will hier noch einen 
anderen Aspekt ansprechen. Der Fall Pelicot und der 
Anstieg der registrierten Fallzahlen wirken umso bedrü-
ckender, wenn man bedenkt, dass die Taten oft in einem 
Umfeld stattfinden, wo Betroffene, wo Opfer von Tätern 
angegriffen werden, die eigentlich Vertraute sind, die 
vermeintlich Freunde sind. Das ist, meine Damen und 
Herren, umso betrüblicher. Und das bestärkt uns auch 
darin, dass wir hier im Sexualstrafrecht nachschärfen 
müssen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 

Amtierende Präsidentin Petra Berg: Vielen 
Dank, Frau Staatsministerin! – Als Nächstes hat das 
Wort: Frau Staatssekretärin Schmierer aus dem Bundes-
ministerium der Justiz und für Verbraucherschutz. 

Eva Schmierer, Staatssekretärin im Bundesministe-
rium der Justiz und für Verbraucherschutz: Vielen Dank! – 
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Exemplarisch seit dem Fall von 
Gisèle Pelicot in Frankreich wissen wir: Der Einsatz von 
K.-o.-Tropfen, um eine Frau vergewaltigen zu können, ist 
eine besonders perfide und niederträchtige Form von 
Gewalt. Die Täter mischen ihren Opfern heimlich Sub-
stanzen in deren Getränke, um sie gezielt wehrlos zu 
machen. Tatorte sind Bars und Clubs, aber auch das eige-
ne Zuhause. Betroffene haben keinerlei Chance, etwas 
von dem Übergriff zu bemerken und sich dagegen zu 
wehren. Das ist sexuelle Gewalt in einer ganz besonders 
schlimmen Form. Das sind entsetzliche Verbrechen. Das 
Strafrecht muss darauf eine deutliche Antwort geben. 
Wirksamer Gewaltschutz erfordert konsequente Strafen. 
Deshalb stellen wir klar: Wer K.-o.-Tropfen für eine 
Vergewaltigung einsetzt, muss künftig mit mindestens 
fünf Jahren Freiheitsstrafe rechnen. Damit senden wir ein 
eindeutiges Signal an die Täter, aber auch an die Be-
troffenen und die Gesellschaft insgesamt. Insbesondere 
sollen Betroffene wissen: Der Staat steht an ihrer Seite. 

In diesem Ziel sind wir uns hier einig. Lediglich der 
bestmögliche Weg dorthin steht zur Diskussion. Die 
Bundesregierung hat einen Vorschlag vorgelegt, der 
vorsieht, in die einschlägigen Qualifikationstatbestände 
neben den gefährlichen Werkzeugen ausdrücklich die 
gefährlichen Mittel aufzunehmen. Damit verfolgt die 
Bundesregierung ein umfassendes Konzept. Wir wollen 

abstrakt sämtliche Werkzeuge und Mittel erfassen, die 
die körperliche Unversehrtheit oder Gesundheit gefähr-
den, und damit insbesondere auch künftig auftretende, 
jetzt möglicherweise noch nicht bedachte Begehungsfor-
men. Der Formulierungsvorschlag des Bundesrates ist 
demgegenüber enger gefasst. Insbesondere setzt dieser 
Vorschlag eine Ermöglichungsabsicht des Täters voraus, 
die in der Praxis nur schwer nachzuweisen sein dürfte. 

Lassen Sie mich an dieser Stelle klarstellen: Unser 
Vorschlag erfasst alle relevanten Konstellationen. Wer 
also einer Person K.o.-Tropfen verabreicht, um eine Ver-
gewaltigung zu begehen, übt nach ständiger Rechtspre-
chung bereits mit dem Verabreichen des Mittels Gewalt 
aus. Es handelt sich nicht um eine bloße Vorbereitungs-
handlung, sondern die Tatausführung hat zu diesem Zeit-
punkt bereits begonnen. Nutzt der Täter die Gewaltein-
wirkung später aus, liegt auch bei längeren Zeitspannen 
regelmäßig ein finaler Zusammenhang vor, und in sub-
jektiver Hinsicht genügt für diesen finalen Zusammen-
hang einfacher Vorsatz. Eine Ermöglichungsabsicht, wie 
sie dagegen nach dem Bundesratsvorschlag erforderlich 
wäre, muss bei unserer Lösung nicht nachgewiesen wer-
den. Ich bitte daher um Unterstützung für den Vorschlag 
der Bundesregierung. – Vielen Dank! 

Amtierende Präsidentin Petra Berg: Vielen 
Dank, Frau Staatssekretärin! 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Hieraus rufe ich auf: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen. 

Wir kommen zu Punkt 31: 
TOP 31  

Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des Rechts 
der internationalen Rechtshilfe in Strafsachen 
(Drucksache 326/26) 

Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Hieraus rufe ich auf: 

Ziffer 2! – Minderheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Ich rufe Punkt 32 auf: 
TOP 32  

Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der strafrechtli-
chen Verfolgung des Menschenhandels und der se-
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xuellen Ausbeutung sowie zur Umsetzung der Richt-
linie (EU) 2024/1712 (Drucksache 327/26) 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Hieraus rufe ich auf: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Ziffer 4! – Mehrheit. 

Ziffer 5! – Mehrheit. 

Nun bitte das Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Ich rufe Punkt 33 auf: 
TOP 33  

Entwurf eines Siebten Gesetzes zur Änderung der 
Verwaltungsgerichtsordnung und anderer Gesetze 
(Drucksache 328/26) 

Hier liegen zwei Wortmeldungen vor. Ich erteile das 
Wort Frau Ministerin Weidinger, Sachsen-Anhalt. 

Franziska Weidinger (Sachsen-Anhalt): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! Es ist schon mehrere Jahrzehnte her, dass die 
Verwaltungsgerichtsordnung und die anderen öffentlich-
rechtlichen Prozessordnungen grundlegend überprüft und 
dann systematisch verändert wurden. Zwischenzeitlich 
gab es in den drei Prozessordnungen zwar punktuelle 
Änderungen, aber keinen größeren Entwurf. Wegen der 
zwischenzeitlichen tatsächlichen Veränderungen wie der 
fortschreitenden Digitalisierung sowie Änderungen im 
materiellen Recht, die Rückwirkungen auf das Prozess-
recht haben können, war eine generelle Prüfung ange-
zeigt. Ergebnis ist der vorliegende Entwurf. 

Wir begrüßen es, dass eine generelle Prüfung und eine 
vergleichende Betrachtung angestellt wurden und mit den 
geplanten Änderungen ein Schritt getan werden soll, die 
Verfahrensordnungen zu modernisieren. Neben Überle-
gungen zur Verfahrensbeschleunigung muss immer im 
Blick behalten werden, dass in den öffentlich-rechtlichen 
Gerichtsbarkeiten grundlegende Fragen des Staates be-
troffen sind: das Rechtsstaatsprinzip und das Gebot des 
effektiven Rechtsschutzes. In einem Staat ist die Verwal-
tung an Recht und Gesetz gebunden und die Judikative 
im System der Gewaltenteilung verpflichtet, die Recht-
mäßigkeit staatlichen Handelns zu überwachen. Die Kon-
trolle staatlichen Handelns ist demnach zwingendes Ele-
ment eines demokratischen Rechtsstaates. Daneben ist 
auch dem effektiven Rechtsschutz genügend Raum zu 
geben. Nicht immer ist die schnellste und einfachste 

Entscheidung die richtige Entscheidung. Es muss stets 
sichergestellt sein, dass die unabhängigen Richterinnen 
und Richter in der Lage bleiben, den Einzelfall zur Wah-
rung des Rechts und individueller Rechte zu beleuchten, 
wenn sie der Auffassung sind, dies sei geboten. Der 
Amtsermittlungsgrundsatz ist daher vor diesem Hinter-
grund gerade ein Zeichen des Rechtsstaates. 

Mit dem Gesetzentwurf sollen vorrangig folgende 
Punkte geregelt werden: Entscheidungen durch Einzel-
richterinnen und Einzelrichter sollen häufiger möglich 
sein, damit mehr Personal für die Entscheidungsfindung 
zur Verfügung steht. Es sollen striktere Regelungen im 
Umgang mit verspätetem und querulatorischem Vorbrin-
gen eingeführt werden, damit Verfahren effizienter erle-
digt werden können. Die Verfahren und damit die ge-
richtliche Prüfung sollen stärker auf den Parteivortrag 
konzentriert werden, da es nicht Sinn und Zweck eines 
effektiven Rechtsschutzes ist, die Sach- und Rechtslage 
extensiv ohne nähere Anhaltspunkte dahin gehend zu 
prüfen, ob sich Fehler finden lassen. Schließlich soll das 
Rechtsmittelrecht vereinheitlicht und vereinfacht werden. 

Zwischen diesen Aspekten stellt der heute vorliegende 
Gesetzentwurf eine ausgewogene rechtsstaatliche Balan-
ce her. Im Juni dieses Jahres haben Bund und Länder 
gemeinsam den neuen Pakt für den Rechtsstaat beschlos-
sen, um den Digitalisierungsprozess und die Personalaus-
stattung der Justiz nachhaltig zu stärken. Die dritte Säule 
des Paktes sieht vor, die Verfahrensabläufe in der Justiz 
zu modernisieren und zu verschlanken und damit im 
Ergebnis zu verbessern. 

Für das öffentliche Prozessrecht gehen wir jetzt dieses 
Vorhaben an. Moderne Verfahrensordnungen sind ein 
notwendiger Bestandteil für die zügige und effiziente 
Erfüllung der justiziellen Aufgaben und können maßgeb-
lich das Vertrauen in den Rechtsstaat sichern. Ich bitte 
Sie daher, den Entwurf insgesamt zu unterstützen und 
den konstruktiven Hinweisen der Länder und unserer 
Praktiker in den Gerichten zuzustimmen. – Herzlichen 
Dank! 

Amtierende Präsidentin Petra Berg: Vielen 
Dank, Frau Ministerin! – Ich rufe auf: Frau Staatssekretä-
rin Schmierer, Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz. 

Eva Schmierer, Staatssekretärin im Bundesministe-
rium der Justiz und für Verbraucherschutz: Sehr geehrte 
Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und Herren! Die 
letzten umfassenden Novellierungen der Verwaltungsge-
richtsordnung liegen über 20 Jahre zurück. Seitdem hat 
sich das rechtliche und das tatsächliche Umfeld der Ge-
richte im Bereich der Verwaltungsgerichtsbarkeit weitge-
hend verändert. Verschiedene Teilbereiche der VwGO 
bedürfen deshalb der Modernisierung. Mit der jetzt vor-
gelegten Reform der VwGO setzen wir zudem das erste 
Projekt der sogenannten Verfahrenssäule aus dem Pakt 
für den Rechtsstaat um. Im Pakt haben sich die Länder 
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und der Bund darauf verständigt, gerichtliche Verfah-
rensordnungen zu modernisieren, um die Justiz zukunfts-
fest zu machen. Mit den Neuregelungen soll die Verwal-
tungsgerichtsordnung grundlegend modernisiert werden, 
um vor allem Verwaltungsgerichte zu entlasten. Verfah-
ren sollen schneller geführt werden können, damit Bürge-
rinnen und Bürger zügig zu ihrem Recht kommen. 

Beschleunigung, aber nicht um jeden Preis! Die hohe 
Bedeutung und vor allem die hohe Qualität unserer ver-
waltungsgerichtlichen Rechtsprechung sollen nicht ge-
schmälert werden. Wie also wollen wir das schaffen? 

Erstens. Das richterliche Personal an den Verwal-
tungsgerichten soll effizienter eingesetzt werden können. 
Das heißt: In Verfahren, die nicht komplex oder schwie-
rig sind und deshalb keiner Entscheidung durch den ge-
samten Spruchkörper bedürfen, sollen die Gerichte künf-
tig häufiger als bisher in kleinerer Besetzung entscheiden 
können. 

Zweiter wichtiger Punkt: Der Vortrag der Beteiligten 
soll stärker in den Mittelpunkt der Tatsachenermittlung 
gerückt werden, sodass sich die Verwaltungsrichterinnen 
und -richter darauf konzentrieren können, die rechtliche 
Prüfung vorzunehmen. 

Drittens. Die Verwaltungsgerichte sollen querulatori-
schen Klagen besser begegnen können. Sie sollen offen-
sichtlich aussichtslose und rechtsmissbräuchliche Ge-
richtsverfahren erst nach Zahlungseingang eines Ge-
richtskostenvorschusses tatsächlich betreiben müssen. 

Viertens. Verwaltungsgerichte sollen effektivere Mög-
lichkeiten bekommen, Entscheidungen gegen Hoheitsträ-
ger durchzusetzen. Dafür soll das maximal mögliche 
Zwangsgeld von bislang 10 000 Euro auf 25 000 Euro 
erhöht werden. Damit wird auch ein Regelungsvorschlag 
des Bundesrates aus der letzten Legislaturperiode aufge-
griffen. 

Fünftens. Die VwGO wird digitaler. Widersprüche ge-
gen eine behördliche Entscheidung sollen künftig auch 
per einfacher E-Mail eingelegt werden können, wenn 
Behörden diese Zugangsmöglichkeiten schaffen. 

Und schließlich: Die genannten Änderungen sollen auf 
die Finanzgerichtsordnung und das Sozialgerichtsgesetz 
übertragen werden, soweit dies sachgerecht ist. 

Sehr geehrte Damen und Herren, wir sind überzeugt, 
dass wir mit diesem Regelungsvorschlag eine ausgewo-
gene Lösung für die Gerichte anbieten: so viel Effizienz-
steigerung wie möglich, aber ohne die hohe Qualität der 
Rechtsprechung unserer Gerichte zu gefährden. Hierfür 
bitte ich Sie um Ihre Unterstützung. – Vielen Dank! 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Frau Staatssekretärin Schmierer! 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. 

Ziffer 1! – Minderheit. 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Ziffer 3! – Minderheit. 

Ziffer 5! – Mehrheit. 

Ziffer 6! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 7. 

Ziffer 9! – Minderheit. 

Ziffer 10! – Minderheit. 

Ziffer 11! – Minderheit. 

Ziffer 14! – Mehrheit. 

Ziffer 15! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 16. 

Ziffer 17! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 18. 

Ziffer 19! – Mehrheit. 

Ziffer 21! – Mehrheit. 

Ziffer 23! – Mehrheit. 

Damit entfallen die Ziffern 24, 25 und 39. 

Ziffer 28! – Mehrheit. 

Ziffer 29! – Mehrheit. 

Ziffer 32! – Minderheit. 

Ziffer 34! – Minderheit. 

Ziffer 35! – Minderheit. 

Ziffer 41! – Mehrheit. 

Ziffer 42! – Minderheit. 

Ziffer 43! – Mehrheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 
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Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 34: 
TOP 34  

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Regelung 
über ärztliche Zwangsmaßnahmen im Betreuungs-
recht und zur Stärkung des Ultima-Ratio-Gebots 
sowie der Selbstbestimmung der Betroffenen 
(Drucksache 329/26) 

Es gibt dazu keine Wortmeldungen. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 2! – Minderheit. 

Ziffer 3! – Mehrheit. 

Ziffer 4! – Minderheit. 

Wir kommen zu Ziffer 5. Hier stimmen wir wunsch-
gemäß in zwei Schritten ab: 

Buchstabe a! – Mehrheit. 

Buchstabe b! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 35: 
TOP 35  

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Fahr-
lehrergesetzes und anderer straßenverkehrsrechtli-
cher Gesetze (Drucksache 330/26) 

Hierzu liegen keine Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. 

Ziffer 3! – Minderheit. 

Ziffer 4! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 5. 

Ziffer 6! – Minderheit. 

Ziffer 7! – Mehrheit. 

Wir kommen zu Ziffer 8. Hier stimmen wir in zwei 
Schritten ab: 

Buchstaben a und c gemeinsam! – Mehrheit. 

Buchstabe b! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 9. 

Ziffer 10! – Mehrheit. 

Ziffer 13! – Minderheit. 

Ziffer 14! – Minderheit. 

Ziffer 21! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 22. 

Ich bitte um Ihr Handzeichen für alle noch nicht erle-
digten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 36: 
TOP 36  

Entwurf eines Siebzehnten Gesetzes zur Änderung 
des Luftverkehrsgesetzes (Drucksache 331/26) 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Wir stimmen ab über die Ausschussempfehlungen. Ich 
rufe auf: 

Ziffer 3! – Mehrheit. 

Ziffer 4! – Minderheit. 

Ziffer 5! – Mehrheit. 

Ziffer 7! – Minderheit. 

Ziffer 8! – Mehrheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 37: 
TOP 37  

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Wärme-
planungsgesetzes (Drucksache 332/26) 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Wir stimmen ab über die Ausschussempfehlungen. 
Bitte Ihr Handzeichen für: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Ziffer 5! – Minderheit. 

Ziffer 6! – Minderheit. 

Ziffer 7! – Mehrheit. 

Ziffer 8! – Mehrheit. 
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Ziffer 9! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 10. 

Ziffer 13! – Minderheit. 

Ziffer 14! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 15. 

Ziffer 16! – Minderheit. 

Ziffer 18! – Minderheit. 

Ziffer 19! – Mehrheit. 

Über Ziffer 20 stimmen wir in mehreren Schritten ab: 

Zunächst Ziffer 20 ohne die Buchstaben a und b! – 
Mehrheit. 

Dann rufe ich Buchstabe a auf. – Mehrheit. 

Buchstabe b! – Mehrheit. 

Eine Abstimmung über Ziffer 21 erübrigt sich. 

Ziffer 23! – Mehrheit. 

Über Ziffer 24 stimmen wir nach Buchstaben getrennt 
ab: 

Ich frage zunächst, wer für die Buchstaben b, c und d 
gemeinsam ist. – Mehrheit. 

Dann bitte Ihr Votum für Buchstabe e! – Mehrheit. 

Nun bitte das Handzeichen für den Rest von Ziffer 24! – 
Mehrheit. 

Ziffer 25! – Mehrheit. 

Ziffer 26! – Minderheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 38: 
TOP 38  

Entwurf eines Ersten Unternehmensstatistikreform-
gesetzes (Drucksache 333/26) 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. 

Wir stimmen ab über die Ausschussempfehlungen. Ich 
rufe auf: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 3. 

Der Bundesrat hat zu dem Gesetzentwurf, wie soeben 
festgelegt, Stellung genommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 39: 
TOP 39  

Entwurf eines Gesetzes zur Beschleunigung der Um-
setzung der Energieeffizienzrichtlinie (Drucksa-
che 388/26) 

Hierzu liegt eine Erklärung zu Protokoll1 von Herrn 
Minister Dr. Philippi (Niedersachsen) vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. 

Ich beginne mit Ziffer 2, über die wir nach Buchstaben 
getrennt abstimmen: 

Buchstaben a und b gemeinsam! – Mehrheit. 

Buchstabe c! – Minderheit. 

Ziffer 4! – Mehrheit. 

Damit sind die Ziffern 7, 8 und 9 erledigt. 

Ziffer 5! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 6. 

Ziffer 10! – Mehrheit. 

Ziffer 11! – Mehrheit. 

Ziffer 12 entfällt. 

Ziffer 13 rufe ich nach Buchstaben getrennt auf: 

Buchstabe a! – Minderheit. 

Ich ziehe Ziffer 14 Buchstabe a vor. Wer stimmt zu? – 
Minderheit. 

Dann kommen wir zurück zu Buchstabe b von Ziffer 13. 
Wer stimmt zu? – Minderheit. 

Dann kommen wir zu Buchstabe b von Ziffer 14. – 
Minderheit. 

Ziffer 16! – Minderheit. 

Ziffer 17! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 18. 

Ziffer 20! – Minderheit. 

 
1 Anlage 19 
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Ziffer 22! – Minderheit. 

Ziffer 23! – Mehrheit. 

Ich ziehe nun Ziffer 52 vor. Wer ist hierfür? – Mehr-
heit. 

Ziffer 24! – Minderheit. 

Ziffer 26! – Mehrheit. 

Ziffer 29! – Mehrheit. 

Auch Ziffer 31 rufe ich nach Buchstaben getrennt auf: 

Buchstabe a! – Mehrheit. 

Buchstabe b! – Mehrheit. 

Ziffer 32! – Mehrheit. 

Damit entfallen die Ziffern 33, 49 und 50. 

Ziffer 39! – Minderheit. 

Ziffer 40! – Minderheit. 

Ziffer 42! – Mehrheit. 

Ziffer 44! – Minderheit. 

Ziffer 45! – Minderheit. 

Ziffer 47! – Mehrheit. 

Damit ist Ziffer 48 erledigt. 

Wir kommen zu Ziffer 51, die ich wiederum nach 
Buchstaben getrennt aufrufe: 

Buchstabe c! – Mehrheit. 

Dann bitte ich um Ihr Handzeichen für den Rest der 
Ziffer 51. – Mehrheit. 

Ziffer 55! – Mehrheit. 

Ziffer 56! – Mehrheit. 

Über Ziffer 57 stimmen wir wiederum nach Buchsta-
ben getrennt ab: 

Buchstabe c! – Mehrheit. 

Buchstabe h! – Mehrheit. 

Dann bitte Ihr Handzeichen für den Rest der Zif-
fer 57! – Mehrheit. 

Wir fahren fort mit Ziffer 59, über die wir ebenfalls 
nach Buchstaben getrennt abstimmen: 

Buchstaben a bis c gemeinsam! – Mehrheit. 

Dann bitte Ihr Handzeichen für den Rest von Zif-
fer 59! – Mehrheit. 

Nun bitte das Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat zu dem Gesetzentwurf ent-
sprechend Stellung genommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 40: 
TOP 40  

Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des 
Städtebau- und Raumordnungsrechts (Drucksa-
che 334/26) 

Wir haben sehr viele Ausschussempfehlungen und ei-
ne ganze Reihe Reden. Zunächst erteile ich das Wort 
Herrn Staatsminister Bernreiter aus Bayern. 

Christian Bernreiter (Bayern): Herr Präsident! Lie-
be Kolleginnen und Kollegen! Unser gemeinsames Ziel 
ist klar: Bauen muss einfacher und schneller werden. 
Bayern begrüßt daher die vorliegende BauGB-Novelle 
ausdrücklich. Durch sie wird das Baurecht vereinfacht, 
die Verfahren werden beschleunigt, und ein wichtiges 
Ziel des Koalitionsvertrages wird umgesetzt. Mit der 
Baugesetzbuchnovelle 2026 leiten wir eine tiefgreifende 
Modernisierung des Planungsrechts ein. Gesellschaft, 
Verbände und Politik haben intensiv um die besten Lö-
sungen gerungen. Auch die Länder haben sich mit über 
200 Änderungsanträgen konstruktiv beteiligt. 

Ein wichtiges Anliegen vieler Länder war, kein Gold-
Plating einzuführen. Auch Bayern hat darauf gedrungen, 
dass europäisches Recht nicht strenger umgesetzt wird als 
nötig. Der ursprüngliche Entwurf sah unter anderem 
einen verpflichtenden Wiederherstellungsbeitrag für 
jedes einzelne Bauvorhaben vor. Das wäre weit über das 
EU-Recht hinausgegangen und hätte das Bauen erheblich 
verteuert. Nach den Länderstellungnahmen hat das Bun-
desbauministerium dieses Gold-Plating gestrichen. Der 
Bundesrat hat sich auch gegen Gold-Plating zulasten der 
Gemeinden bei der Wiederherstellungssatzung ausge-
sprochen. Das ist ein gemeinsamer Erfolg. Wir müssen 
Bürokratie beim Bauen abbauen und dürfen keine zusätz-
lichen Belastungen schaffen. 

Bayern hat weitere Anträge erfolgreich eingebracht. 
Zwei Beispiele möchte ich herausgreifen: 

Uns ist die Vollprivilegierung für Feuerwehren und 
Rettungswachen besonders wichtig – nicht, weil wir sie 
am Ortsrand haben wollen, sondern, weil es Orte gibt, wo 
es einfach nicht möglich ist, das innerorts umzusetzen. 
Damit können Feuerwehrstandorte künftig auch im Au-
ßenbereich einfacher gebaut werden. Das ist ein prakti-
scher Fortschritt für die Daseinsvorsorge. 

Viele Kommunen fordern mehr Rechtssicherheit, auch 
für das Einheimischenmodell. Ich freue mich, dass das im 
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Bundesrat aufgegriffen worden ist. Mit der neuen Rege-
lung können die Gemeinden künftig wieder rechtssicher 
Grundstücke an Einheimische zu Marktpreisen vergeben. 
Das Einheimischenmodell hilft, bezahlbaren Wohnraum 
für Familien zur Verfügung zu stellen, es sichert und 
schützt gewachsene soziale Strukturen, und die Abwan-
derung aus dem ländlichen Raum wird damit begrenzt. 
Damit hilft es den Kommunen, den demografischen 
Wandel zu gestalten. 

Ich bedanke mich ausdrücklich bei den Ländern, die 
unsere Anträge unterstützt haben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bayern bringt heute 
noch einen Plenarantrag zur Privilegierung von Bauschutt-
Recyclinganlagen ein. Im Koalitionsvertrag des Bundes 
ist das Ziel festgehalten, die Nutzung von Recyclingbau-
stoffen zu stärken. Wir haben doch wenig im Schaufens-
ter! Wir können die Quoten gar nicht erfüllen. Darum 
entstehen draußen – privilegiert – vielfach Kiesgruben 
und andere Anlagen, in denen von der Mischanlage über 
die Sortieranlage alles da ist und nur der Brecher fehlt. 
Darum stellen wir diesen Antrag. Die fehlenden Aufbe-
reitungsanlagen vor Ort bedeuten nämlich lange Trans-
portwege, hohe Kosten und unnötige CO2-Emissionen. 
Diese Anlagen gehören deshalb in den Privilegierungska-
talog des § 35 Baugesetzbuch. Damit die Kommunen hier 
das letzte Wort behalten, müssen die gemeindlichen 
Steuerungsmöglichkeiten erhalten bleiben. Dafür setzen 
wir uns mit diesem Antrag ein. 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, ich danke Ihnen für die konstruktive Zu-
sammenarbeit und bitte Sie, dem heutigen Plenarantrag 
zuzustimmen. 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Herr Kollege Bernreiter! – Als Nächstes 
erteile ich das Wort Frau Senatorin Ünsal aus Bremen. – 
Bitte, Frau Kollegin! 

Özlem Ünsal (Bremen): Sehr geehrter Herr Präsi-
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gutes und 
bezahlbares Wohnen zählt zweifelsohne weiterhin zu den 
größten sozialen Fragen unserer Zeit. Der private Schutz-
raum, der Rückzugsort entwickelt sich für viele Men-
schen – nicht nur in den Großstädten; aber vor allem 
dort – zunehmend zu einer finanziellen Belastung. Stei-
gende Mieten, enorme Bodenpreise, ein angespannter 
Wohnungsmarkt und der Mangel an preiswertem Wohn-
raum stellen uns alle, den Bund, die Länder und die 
Kommunen, gleichermaßen vor große Herausforderun-
gen. Wer dauerhaft gutes und bezahlbares Wohnen er-
möglichen will, darf nicht erst beim Bauen, sondern muss 
schon beim Boden ansetzen. Die kommunalen Flächen 
sind begrenzt, und die Bedarfe weiterhin groß. Unter-
schiedliche Nutzungen stehen in Konkurrenz, die in einen 
angemessenen Ausgleich gebracht werden müssen. Wir 
kennen das alle aus unserer alltäglichen Praxis vor Ort. 
Umso wichtiger ist eine vorausschauende Boden- und 

Stadtentwicklungspolitik, die sich am Gemeinwohl orien-
tiert und den Kommunen die notwendigen Instrumente an 
die Hand gibt, um ihre Quartiere aktiv zu gestalten. 

Das kommunale Vorkaufsrecht ist dabei eines der 
wichtigsten Instrumente der öffentlichen Hand. Es er-
möglicht unseren Städten und Gemeinden, Grundstücke 
dort zu sichern, wo dies für eine nachhaltige städtebauli-
che Entwicklung besonders erforderlich ist, etwa für den 
Wohnungsbau, für die soziale Infrastruktur oder zur 
Vermeidung spekulativer Fehlentwicklungen in unseren 
Quartieren. Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf werden 
bereits wesentliche Verbesserungen bei der Ausübung 
des kommunalen Vorkaufsrechtes vorgenommen. Das 
begrüße ich ausdrücklich. Aus Sicht des Landes Bremen 
reichen diese Änderungen jedoch noch nicht vollumfäng-
lich aus. Deshalb haben wir zwei Änderungsanträge in 
das Gesetzgebungsverfahren eingebracht. 

Mit unserem ersten Antrag, verehrte Kolleginnen und 
Kollegen, ermöglichen wir die Anwendung des kommu-
nalen Vorkaufsrechts auch in Fällen, in denen ein Grund-
stück im Rahmen einer Zwangsvollstreckung oder aus 
einer Insolvenzmasse verkauft wird. Übt eine Kommune 
ihr Vorkaufsrecht aus und fällt der Verkäufer oder die 
Verkäuferin anschließend in die Insolvenz, besteht nach 
derzeitiger Rechtslage die Gefahr, dass die Ausübung des 
Vorkaufsrechtes faktisch ins Leere läuft. Das Grundstück 
fällt in die Insolvenzmasse, die Gemeinde verliert ihren 
städtebaulichen Zugriff und wird auf bloße Insolvenzfor-
derungen oder den Erwerb des Grundstücks aus der In-
solvenzmasse zu Marktpreisen verwiesen. Dies kann 
weder in unserem gemeinsamen Sinne noch im Sinne 
einer wirksamen Boden- und Stadtentwicklungspolitik 
für das Gemeinwesen sein, insbesondere nicht bei höchst 
spekulativen Immobiliengeschäften. Gerade dort, wo 
Grundstücke für die Entwicklung eines Quartiers von 
besonderer Bedeutung sind, müssen Kommunen verläss-
lich handeln können dürfen. Zufällige insolvenzrechtliche 
Abläufe dürfen nicht darüber entscheiden, ob städtebauli-
che Ziele erreicht werden oder im Zweifel auch scheitern. 

Der zweite, von mehreren Ländern eingebrachte An-
trag betrifft einen Bereich, der in den vergangenen Jahren 
zunehmend an Bedeutung gewonnen hat: die sogenann-
ten Share Deals. Immer häufiger wechseln Grundstücke 
ihren wirtschaftlichen Eigentümer oder ihre wirtschaftli-
che Eigentümerin nicht mehr durch einen klassischen 
Grundstücksverkauf, sondern durch den Verkauf von 
Anteilen eigens gegründeter Projektgesellschaften, die 
das Eigentum an den betreffenden Grundstücken halten. 
Das Ergebnis ist bekannt: Die Grundstücke werden dem 
Zugriff der Kommunen gänzlich entzogen. Der vorgeleg-
te Gesetzentwurf erkennt dieses Problem zwar, löst es 
aber nicht vollständig. So stellt die erstmalige Einbrin-
gung von Grundstücken in eine Gesellschaft nicht das 
zentrale Problem der Share Deals in der Praxis dar. 
Vielmehr sind solche Grundstücke problematisch, die 
bereits in eine Gesellschaft eingebracht wurden, deren 
gesellschaftliche Strukturen ausschließlich einer begüns-
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tigten Eigentumsübertragung dienen. Auch die vorgese-
hene Mitteilungspflicht bei Gesellschaften mit Grund-
eigentum ist für die Kommunen eher ein stumpfes 
Schwert, liebe Kolleginnen und Kollegen. Sie schafft 
zwar mehr Transparenz, doch die tatsächlichen und recht-
lichen Hürden für die Ausübung des kommunalen Vor-
kaufsrechtes bleiben weiterhin hoch. Aus diesem Grund 
schlagen wir vor, das kommunale Vorkaufsrecht bei 
Share Deals so weiterzuentwickeln, dass es in der Praxis 
wirksam ausgeübt werden kann. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, eine gute Stadt-
entwicklung braucht starke Kommunen, und starke 
Kommunen brauchen wirksame Instrumente. Das kom-
munale Vorkaufsrecht schafft die Voraussetzung, dass 
bezahlbarer Wohnraum entstehen und langfristig gesi-
chert werden kann. Wer gutes und bezahlbares Wohnen 
ernst nimmt, muss den Kommunen künftig auch einen 
Zugriff auf Grundstücke ermöglichen, die dem kommu-
nalen Vorkaufsrecht bislang entzogen sind. Deshalb 
werbe ich um Ihre Unterstützung für die Anträge des 
Landes Bremen und danke Ihnen zugleich für Ihre Auf-
merksamkeit. – Vielen Dank! 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Frau Senatorin! – Als Nächstes erteile ich 
das Wort Herrn Staatsminister Professor Dr. Poseck aus 
Hessen. – Bitte, Herr Kollege! 

Prof. Dr. Roman Poseck (Hessen): Sehr geehrter 
Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Es ist sicherlich ungewöhnlich, dass sich ein Innenminis-
ter zu einem baurechtlichen Thema zu Wort meldet. Ich 
tue das aber in meiner Eigenschaft als Heimatschutzmi-
nister. In dieser Eigenschaft liegen mir, wie auch vielen 
anderen hier, insbesondere unsere Feuerwehren am Her-
zen. Für diese ist dieser Gesetzentwurf ein Meilenstein. 
Denn Gebäude der Feuerwehren und der Rettungsdienste – 
Herr Kollege Bernreiter hat darauf gerade schon hinge-
wiesen – werden nach diesem Gesetz im Außenbereich 
privilegiert. Darauf warten wir. Darauf warten vor allem 
die Kommunen schon seit Längerem. Von daher haben 
Sie mit diesem Gesetz ein ganz wichtiges Anliegen unse-
rer Kommunen aufgegriffen, und dafür bin ich ausdrück-
lich dankbar. 

Ich will den praktischen Bedarf anhand von Gesprä-
chen beispielhaft erläutern. Mich haben einige Bürger-
meisterinnen und Bürgermeister aus Hessen in den letz-
ten Wochen darauf angesprochen, wann denn dieses 
Gesetz kommt. Wenn es schnell kommt, dann wollen sie 
mit dem Neubau ihrer Feuerwehrstation abwarten. Wenn 
es lange dauert, dann müssen sie allerdings nach der alten 
Rechtslage handeln. Das heißt: Unsere kommunale Pra-
xis – und das gilt sicherlich für alle Bundesländer – war-
tet auf dieses Gesetz. Gerade in der heutigen Zeit ist ein 
solches Gesetz wichtig. Denn an vielen Stellen entstehen 
neue Gebäude für Rettungsdienste und für Feuerwehren. 
Es wird viel in diesem Bereich investiert, auch dank des 
Sondervermögens. Infrastruktur ist zum Teil in die Jahre 

gekommen; Fahrzeuge sind größer geworden. Darüber 
hinaus hat das Thema des Bevölkerungsschutzes eine 
noch größere Bedeutung erlangt. Deshalb ist es so wich-
tig, dass Kommunen schnell und unkompliziert neu bau-
en können. Das wird jetzt deutlich leichter möglich. Es 
wird auf Bebauungspläne und damit auf viel Aufwand 
verzichtet. Auch die Gegenargumente, die einem solchen 
Bauvorhaben im Außenbereich entgegengebracht werden 
können, sind deutlich geringer. Von daher ist die Privile-
gierung nach § 35 Absatz 4 Baugesetzbuch für Gebäude 
der Feuerwehren und der Rettungsdienste ein ganz wich-
tiger Schritt. 

Ich will nicht verhehlen, dass ich mir noch etwas mehr 
hätte vorstellen können. Vielleicht kann das in den weite-
ren Beratungen noch eine Rolle spielen. Aus meiner Sicht 
hätte man bei der Privilegierung noch weiter gehen und 
die Gebäude der Feuerwehren und der Rettungsdienste in 
den § 35 Absatz 1 Baugesetzbuch aufnehmen können. 
Dazu gab es eine entsprechende Empfehlung des Innen-
ausschusses. Damit würde man den kommunalen Interes-
sen noch weitergehend gerecht werden. Aber zusammen-
gefasst: Auch der Entwurf, der jetzt hier vorliegt, ist ein 
bedeutsamer Schritt für unsere Feuerwehren, für die 
Rettungsdienste und vor allen Dingen für die kommunale 
Familie. Von daher hoffe ich, dass das Gesetz möglichst 
schnell in Kraft treten kann. – Vielen Dank für Ihre Auf-
merksamkeit! 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Herr Staatsminister Professor Poseck! – Als 
Nächstes erteile ich das Wort Frau Bundesministerin 
Hubertz vom Bundesministerium für Wohnen, Stadtent-
wicklung und Bauwesen. 

Verena Hubertz, Bundesministerin für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen: Sehr geehrter Herr 
Präsident! Sehr geehrte Damen und Herren! Wir alle, 
Bund, Länder und Kommunen, stehen vor baupolitisch 
sehr großen Herausforderungen. Das müssen wir hier 
niemandem berichten. Wir müssen mehr bauen, wir müs-
sen mehr Wohnraum schaffen und für bezahlbare Mieten 
sorgen. Gleichzeitig – und das ist die Herausforderung – 
sind die Flächen begrenzt. Es gibt immer größer werden-
de Konkurrenzen der Belange Neubau, Kulturräume, 
Einzelhandel, Energieversorgung, Verteidigung, aber 
auch – und das haben wir gerade von den Kollegen aus 
Hessen und Bayern gehört – unserer Blaulichtfamilie. Es 
war auch mir persönlich ein großes Anliegen, dass wir es 
ermöglichen, aus den Dorfkernen heraus in den Außenbe-
reichen eine Privilegierung vorzunehmen. Wir müssen 
natürlich kreativ werden und weitere Wege finden, um all 
die verschiedenen Interessen miteinander zu verbinden. 
Mit unserem Baugesetzbuch-Upgrade schaffen wir neue 
Möglichkeiten. Wir machen die Bauplanung in Deutsch-
land damit schneller, digitaler und effizienter. Das war 
nach dem Bau-Turbo, mit dem wir ein Stück weit den 
experimentellen Instrumentenkasten geöffnet haben, ein 
wichtiger Schritt der Verstetigung, der Modernisierung 
und auch der Beschleunigung. 
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Ich möchte Ihnen, den Kolleginnen und Kollegen in 
den Ländern, ganz herzlich für die konstruktive und ver-
trauensvolle Zusammenarbeit im Vorfeld und während 
des Gesetzgebungsverfahrens danken. Das war sehr hilf-
reich. Wir haben es eben gehört: Viele Punkte konnten 
wir schon miteinander einbringen, miteinander klären. 
Aber auch in den Ausschüssen des Bundesrates haben Sie 
sich intensiv mit den Regelungen beschäftigt. Ich kann 
Ihnen versichern: Die Anliegen sind uns wichtig. Und ich 
bin mir auch sicher, dass wir damit das Baugesetzbuch 
gemeinsam stärker machen werden. 

Lassen Sie mich auf fünf Bereiche exemplarisch ein-
gehen: 

Erstens. Der Wohnungsbau bekommt Vorfahrt. Wir 
geben ihm ein überragendes öffentliches Interesse. Mir 
ist bewusst, dass gerade in den Ausschüssen darüber 
kontrovers diskutiert wurde. Die Zustimmung grundsätz-
licher Natur ist aber vorhanden. Deshalb schauen wir uns 
das im parlamentarischen Verfahren noch mal an. 

Zweitens. Wir geben Kommunen neue Instrumente an 
die Hand, insbesondere bei Schrott- und Problemimmobi-
lien endlich ein- und durchgreifen zu können. 

Drittens. Wir machen das Planen schneller, schlanker 
und digitaler. Manchmal brauchen Planverfahren 15 Jah-
re. Das kann nicht so bleiben. Deswegen geben wir bun-
deseinheitlich erstmalig eine Frist vor, dass man das auch 
mal in zwei Jahren schaffen kann und soll. Und wir wol-
len Verfahrensstände transparent machen. Ich weiß, dass 
es durchaus Kritik an der Verfahrensampel gab. Aber 
wenn ich mir den Koalitionsvertrag anschaue und sehe, 
was wir miteinander vorhaben, dann muss ich sagen: Wir 
brauchen auch ein Stück weit Instrumente, um die Be-
schleunigung gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern 
transparent darzulegen und sichtbar zu machen, wo es 
hakt. Uns hilft es, dass die Bürgerbeteiligung zukünftig 
„digital only“ laufen wird. Wir werden auch all das, was 
man parallel laufen lassen kann, parallelisieren, zum 
Beispiel die Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung. 

Viertens haben wir uns natürlich auch mit den Um-
weltprüfungen sehr intensiv beschäftigt. Hier gilt jetzt 
folgender Grundsatz: Aus zwei mach eins! Wo bisher 
zwei umfangreiche Prüfungen nacheinander liefen, soll 
künftig in der Regel eine ausreichen. Wichtig ist: Die 
Standards senken wir nicht ab. Wir machen nur das Ver-
fahren schneller und einfacher. 

Und fünftens – wir spüren es alle bei den Sommer-
temperaturen –: Wir müssen unsere Städte an den Klima-
wandel anpassen. Das kann Starkregen sein, das kann 
aber auch die Hitze sein. Versickerungsflächen, begrünte 
Dächer, Bäume, die vor Hitze schützen – es geht hier um 
Möglichkeiten, die im Baugesetzbuch geschaffen werden, 
aber vor allen Dingen auch um die Gesundheit der Men-
schen und unserer Umwelt. 

Meine Damen und Herren, wir geben mit dem Bauge-
setzbuch-Upgrade den Kommunen neue Möglichkeiten, 
neue Werkzeuge an die Hand. Lassen Sie uns damit ge-
meinsam die Kommunen unterstützen, ihnen die Unter-
stützung geben, die sie verdienen! Denn dort werden die 
Probleme vor Ort angepackt. Dort werden sie gelöst. Mit 
dem dargestellten Instrumentenkasten haben wir hierfür 
einen ganz neuen Möglichkeitsraum. – Herzlichen Dank! 

Die heutige Tagesordnung ist ordentlich voll. Ich 
komme gerade aus dem Bundestag. Auch dort stehen 
heute ganz viele namentliche Abstimmungen auf der 
Tagesordnung. Aber das zeigt: Wenn Tempo da ist, dann 
können wir die Dinge miteinander beschließen und auf 
den Weg bringen. – Herzlichen Dank auch dafür! 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Vielen Dank, Frau Bundesministerin! 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Wir kommen zur Abstimmung. Es liegen Ihnen die 
Ausschussempfehlungen und zwei Landesanträge vor. 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 2! – Minderheit. 

Ziffer 3! – Mehrheit. 

Ziffer 4! – Minderheit. 

Ziffer 5! – Mehrheit. 

Ziffer 6! – Mehrheit. 

Ziffer 7! – Minderheit. 

Ziffer 8! – Minderheit. 

Ziffer 9! – Minderheit. 

Ziffer 10! – Minderheit. 

Ziffer 11! – Minderheit. 

Ziffer 12! – Minderheit. 

Ziffer 13! – Minderheit. 

Ziffer 15! – Minderheit. 

Ziffer 19! – Minderheit. 

Ziffer 16! – Minderheit. 

Ziffer 17! – Minderheit. 

Ziffer 18! – Minderheit. 

Ziffer 20! – Minderheit. 
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Ziffer 21! – Mehrheit. 

Ziffer 24! – Mehrheit. 

Ziffer 26! – Minderheit. 

Ziffer 27! – Minderheit. 

Ziffer 28! – Minderheit. 

Ziffer 29! – Mehrheit. 

Ziffer 31! – Mehrheit. 

Ziffer 32! – Minderheit. 

Ziffer 33! – Mehrheit. 

Ziffer 35! – Minderheit. 

Ziffer 36! – Mehrheit. 

Ziffer 37! – Minderheit. 

Ziffer 38! – Minderheit. 

Ziffer 39! – Mehrheit. 

Ziffer 40! – Mehrheit. 

Ziffer 90! – Minderheit. 

Ziffer 41! – Mehrheit. 

Ziffer 42! – Mehrheit. 

Ziffer 43! – Mehrheit. 

Ziffer 47! – Mehrheit. 

Ziffer 50! – Minderheit. 

Ziffer 51! – Minderheit. 

Ziffer 52! – Mehrheit. 

Ziffer 56! – Mehrheit. 

Ziffer 57! – Minderheit. 

Ziffer 58! – Minderheit. 

Ziffer 59! – Minderheit. 

Ziffer 60! – Minderheit. 

Ziffer 62! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 63. 

Ziffer 65! – Minderheit. 

Ziffer 68! – Minderheit. 

Ziffer 70! – Mehrheit. 

Ziffer 75! – Mehrheit. 

Damit entfallen Ziffer 143, Ziffer 144 und Ziffer 145. 

Ziffer 77! – Mehrheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für den Antrag Bayerns, 
dem Baden-Württemberg beigetreten ist! – Minderheit. 

Ziffer 80! – Mehrheit. 

Ziffer 81! – Mehrheit. 

Damit entfallen Ziffer 82 und Ziffer 84.  

Ziffer 85! – Minderheit. 

Ziffer 86! – Mehrheit. 

Ziffer 87! – Minderheit. 

Ziffer 88! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 89. 

Ziffer 92! – Minderheit. 

Ziffer 93! – Minderheit. 

Ziffer 95! – Mehrheit. 

Bitte Ihr Handzeichen für den Antrag Brandenburgs! – 
Minderheit. 

Ziffer 97! – Minderheit. 

Ziffer 99! – Mehrheit. 

Ziffer 100! – Mehrheit. 

Ziffer 102! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 103. 

Ziffer 104! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 105. 

Ziffer 106! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 107. 

Ziffer 108! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 109. 

Ziffer 110! – Minderheit. 

Ziffer 111! – Mehrheit. 

Ziffer 112! – Minderheit. 
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Ziffer 113! – Minderheit. 

Ziffer 114! – Minderheit. 

Ziffer 116! – Mehrheit. 

Ziffer 117! – Minderheit. 

Ziffer 118! – Mehrheit. 

Ziffer 119! – Mehrheit. 

Ziffer 120! – Mehrheit. 

Ziffer 121! – Minderheit. 

Ziffer 123! – Minderheit. 

Ziffer 125! – Mehrheit. 

Ziffer 126! – Mehrheit. 

Ziffer 127! – Minderheit. 

Ziffer 128! – Minderheit. 

Ziffer 129! – Mehrheit. 

Ziffer 130! – Mehrheit. 

Ziffer 131! – Minderheit. 

Ziffer 132! – Minderheit. 

Ziffer 133! – Minderheit. 

Ziffer 137! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 138. 

Ziffer 139! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 140. 

Ziffer 142! – Minderheit. 

Ziffer 147! – Minderheit. 

Ziffer 149! – Mehrheit. 

Damit entfallen Ziffer 150 und Ziffer 151. 

Ziffer 152! – Mehrheit. 

Ziffer 153! – Minderheit. 

Ziffer 154! – Mehrheit. 

Ziffer 155! – Minderheit. 

Ziffer 156! – Minderheit. 

Ziffer 157! – Mehrheit. 

Ziffer 158! – Minderheit. 

Ziffer 159! – Mehrheit. 

Ziffer 160! – Minderheit. 

Ziffer 161! – Minderheit. 

Ziffer 162! – Mehrheit. 

Ziffer 164! – Minderheit. 

Ziffer 166! – Mehrheit. 

Ziffer 165! – Minderheit. 

Ziffer 167! – Minderheit. 

Ziffer 170! – Minderheit. 

Ziffer 171! – Minderheit. 

Ziffer 172! – Minderheit. 

Ziffer 173! – Minderheit. 

Ziffer 178! – Mehrheit. 

Ziffer 180! – Mehrheit. 

Ziffer 185! – Mehrheit. 

Ziffer 186! – Minderheit. 

Ziffer 189! – Minderheit. 

Ziffer 192! – Mehrheit. 

Ziffer 187! – Mehrheit. 

Ziffer 195! – Minderheit. 

Ziffer 196! – Minderheit. 

Ziffer 197 soll nach Buchstaben getrennt abgestimmt 
werden: 

Zunächst Ziffer 197 ohne die Buchstaben e, f und r! – 
Minderheit. 

Dann Buchstaben e, f und r gemeinsam! – Minderheit. 

Ziffer 198! – Minderheit. 

Ziffer 199! – Mehrheit. 

Ziffer 200! – Minderheit. 

Ziffer 201! – Minderheit. 

Ziffer 202! – Mehrheit. 
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Ziffer 203 soll wiederum nach Buchstaben getrennt 
abgestimmt werden: 

Zunächst Ziffer 203 ohne Buchstabe d! – Minderheit. 

Dann Buchstabe d! – Minderheit. 

Ziffer 206! – Minderheit. 

Ziffer 207! – Mehrheit. 

Ziffer 208! – Minderheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir kommen zu Punkt 45: 
TOP 45  

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über den gesellschaftli-
chen Rahmen des 28. Regimes – „EU INC“  
COM(2026) 321 final; Ratsdok. 7498/26  
(Drucksache 238/26, zu Drucksache 238/26) 

Dazu liegen keine Wortmeldungen vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Hieraus rufe ich auf: 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 3. 

Ziffer 5! – Mehrheit. 

Ziffer 7! – Mehrheit. 

Ziffer 9! – Mehrheit. 

Ziffer 12! – Mehrheit. 

Damit entfallen Ziffer 14 und Ziffer 15. 

Ziffer 13! – Minderheit. 

Ziffer 19! – Mehrheit. 

Ziffer 20! – Mehrheit. 

Ziffer 23! – Mehrheit. 

Ziffer 29! – Mehrheit. 

Ziffer 32, zunächst nur Satz 1! – Mehrheit. 

Jetzt Satz 2! – Mehrheit. 

Ziffer 38! – Mehrheit. 

Ziffer 40! – Minderheit. 

Ziffer 43, zunächst ohne Satz 3! – Minderheit. 

Jetzt Satz 3! – Minderheit. 

Ziffer 58! – Mehrheit. 

Ziffer 60! – Mehrheit. 

Ziffer 61! – Mehrheit. 

Ziffer 62! – Mehrheit. 

Ziffer 63! – Mehrheit. 

Ziffer 64! – Mehrheit. 

Ziffer 65! – Mehrheit. 

Ziffer 67! – Mehrheit. 

Ziffer 68! – Mehrheit. 

Ziffer 72! – Mehrheit. 

Jetzt bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 46: 
TOP 46  

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen 
Parlaments und des Rates über digitale Netze, zur 
Änderung der Verordnung (EU) 2015/2120, der 
Richtlinie 2002/58/EG und der Entscheidung 
Nr. 676/2002/EG sowie zur Aufhebung der Verord-
nung (EU) 2018/1971, der Richtlinie (EU) 
2018/1972 und des Beschlusses Nr. 243/2012/EU 
(Verordnung über digitale Netze)  
COM(2026) 16 final  
(Drucksache 217/26, zu Drucksache 217/26) 

Es liegen keine Wortmeldungen vor. – Eine Erklä-

rung zu Protokoll1 wurde abgegeben von Frau Staats-
ministerin Professor Dr. Sinemus (Hessen). 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Ich bitte um Ihr Handzeichen für: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 3! – Mehrheit. 

Ziffer 5! – Mehrheit. 

Ziffer 6! – Mehrheit. 

 
1 Anlage 20 
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Ziffer 7! – Minderheit. 

Ziffer 8! – Mehrheit. 

Ziffer 9! – Mehrheit. 

Jetzt bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir kommen zu Punkt 48 der Tagesordnung: 
TOP 48  

Mitteilung der Kommission an das Europäische Par-
lament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – 
Strategie der Europäischen Union gegen Armut: 
Armut in allen Lebensphasen bekämpfen und verhin-
dern  
COM(2026) 538 final  
(Drucksache 339/26) 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. – Eine 

Erklärung zu Protokoll1 hat Frau Staatsministerin 
Hofmann (Hessen) abgegeben. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen vor. Ich rufe auf: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 4, zunächst ohne den letzten Satz! – Mehrheit. 

Jetzt bitte Ihr Handzeichen für den letzten Satz! – 
Minderheit. 

Ziffer 8! – Mehrheit. 

Ziffer 9! – Mehrheit. 

Ziffer 10, zunächst nur Satz 1! – Mehrheit. 

Jetzt bitte Ihr Handzeichen für Satz 2! – Mehrheit. 

Ziffer 11! – Minderheit. 

Ziffer 12! – Minderheit. 

Ziffer 14! – Minderheit. 

Jetzt bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Der Bundesrat hat somit entsprechend Stellung ge-
nommen. 

 
1 Anlage 21 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 50: 
TOP 50  

Mitteilung der Kommission an das Europäische Par-
lament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen – 
Aktionsplan für Düngemittel: Eine Partnerschaft 
zur Gewährleistung von Verfügbarkeit, Erschwing-
lichkeit und strategischer Autonomie bei heimischen 
EU-Düngemitteln  
COM(2026) 310 final; Ratsdok. 9437/26  
(Drucksache 363/26) 

Dazu gibt es keine Wortmeldungen. 

Ihnen liegen die Ausschussempfehlungen vor, über die 
wir abstimmen. Ihr Handzeichen bitte für: 

Ziffer 1! – Minderheit. 

Ziffer 2! – Minderheit. 

Ziffer 3! – Minderheit. 

Ziffer 4! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 51: 
TOP 51  

Mitteilung der Kommission an das Europäische Par-
lament, den Europäischen Rat, den Rat, den Europäi-
schen Wirtschafts- und Sozialausschuss und den 
Ausschuss der Regionen: Ein einfacheres, klareres 
und besser durchsetzbares EU-Regelwerk  
COM(2026) 380 final  
(Drucksache 280/26) 

Es gibt keine Wortmeldungen. 

Es liegen Ausschussempfehlungen vor, über die wir 
abstimmen. Ihr Handzeichen bitte für: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 2! – Minderheit. 

Ziffer 3! – Minderheit. 

Ziffer 4! – Minderheit. 

Ziffer 5! – Minderheit. 

Ziffer 6! – Minderheit. 

Ziffer 7! – Minderheit. 

Ziffer 8! – Minderheit. 

Ziffer 9! – Minderheit. 

Ziffer 10! – Minderheit. 
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Damit hat der Bundesrat entsprechend Stellung ge-
nommen. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 60: 
TOP 60  

Verordnung zur Änderung der Apothekenbetriebs-
ordnung und weiterer Verordnungen (Drucksa-
che 317/26) 

Dazu keine Wortmeldungen. 

Zur Abstimmung liegen Ihnen die Ausschussempfeh-
lungen sowie ein Landesantrag vor. Ich rufe auf: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 2! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 3. 

Ziffer 4! – Mehrheit. 

Wer ist für den Landesantrag? – Minderheit. 

Ziffer 8! – Mehrheit. 

Damit entfällt Ziffer 9. 

Ziffer 10! – Mehrheit. 

Ziffer 12! – Mehrheit. 

Ziffer 13! – Mehrheit. 

Ziffer 14! – Mehrheit. 

Ziffer 15! – Mehrheit. 

Ziffer 16! – Mehrheit. 

Ziffer 17! – Mehrheit. 

Ziffer 21! – Minderheit. 

Ziffer 22! – Mehrheit. 

Ziffer 23! – Minderheit. 

Nun bitte Ihr Handzeichen für alle noch nicht erledig-
ten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat der Verordnung, wie soeben 
beschlossen, zugestimmt und eine Entschließung ge-
fasst. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 61: 
TOP 61  

Erste Verordnung zur Änderung der Berufskraftfah-
rerqualifikationsverordnung und anderer straßen-
verkehrsrechtlicher Vorschriften (Drucksache 318/26) 

Keine Wortmeldungen. 

Wir kommen zur Abstimmung über die Ausschuss-
empfehlungen. Ich rufe auf: 

Ziffer 1! – Mehrheit. 

Ziffer 2! – Minderheit. 

Ziffer 3! – Minderheit. 

Ziffer 4! – Minderheit. 

Ziffer 5! – Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat der Verordnung, wie soeben 
festgelegt, zugestimmt. 

Wir haben noch über die empfohlene Entschließung 
abzustimmen. Hierzu rufe ich aus den Ausschussempfeh-
lungen auf: 

Ziffer 7! – Mehrheit. 

Ziffer 8! – Minderheit.1 

Damit hat der Bundesrat auch eine Entschließung ge-
fasst. 

Wir kommen zu TOP 64: 
TOP 64  

Verordnung zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 
2023/2225 über Verbraucherkreditverträge im 
Gewerberecht (Drucksache 320/26) 

Keine Wortmeldungen. 

Wir stimmen ab über die Ausschussempfehlungen. 
Zur Einzelabstimmung rufe ich auf: 

Ziffer 2! – Minderheit. 

Nun bitte ich um Ihr Handzeichen für alle noch nicht 
erledigten Ziffern der Ausschussempfehlungen! – Mehr-
heit. 

Damit hat der Bundesrat der Verordnung mit Ände-
rungen zugestimmt. 

Tagesordnungspunkt 70: 
TOP 70  

Entschließung des Bundesrates zum für das Jahr 2026 
vorgesehenen Bericht der Europäischen Kommission 
über die Bewertung und Überprüfung gemäß Arti-
kel 62 der Richtlinie (EU) 2016/680 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 
zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbei-
tung personenbezogener Daten durch die zuständi-
gen Behörden zum Zweck der Verhütung, Ermitt-
lung, Aufdeckung oder Verfolgung von Straftaten 
oder der Strafvollstreckung sowie zum freien Daten-

 
1 Siehe aber S. 381 
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verkehr und zur Aufhebung des Rahmenbeschlusses 
2008/977/JI des Rates – Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR – (Drucksache 395/26) 

Keine Wortmeldungen. 

Ich weise die Vorlage zur Beratung dem Ausschuss 
für Fragen der Europäischen Union – federführend – 
sowie – mitberatend – dem Ausschuss für Digitales und 
Staatsmodernisierung, dem Innenausschuss und dem 
Rechtsausschuss zu. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 75: 
TOP 75  

Entschließung des Bundesrates für faire Arbeitsbe-
dingungen in der Plattformarbeit – Antrag der 
Länder Saarland, Niedersachsen gemäß § 36 Ab-
satz 2 GO BR – (Drucksache 399/26) 

Keine Wortmeldungen. 

Ich weise die Vorlage folgenden Ausschüssen zu: dem 
Ausschuss für Arbeit, Integration und Sozialpolitik – 
federführend – sowie – mitberatend – dem Finanzaus-
schuss und dem Wirtschaftsausschuss. 

Tagesordnungspunkt 81: 
TOP 81  

Gesetz zur Weiterentwicklung der Digitalisierung in 
der Migrationsverwaltung (Migrationsverwaltungs-
digitalisierungsweiterentwicklungsgesetz – MDWG) 
(Drucksache 406/26) 

Hierzu liegt je eine Erklärung zu Protokoll1 von 
Frau Staatsministerin Hofmann (Hessen) und Frau 
Senatorin Gallina (Hamburg) vor. 

Wobei Sie die Reden auch halten könnten, weil wir 
noch auf den Bundestag warten müssen. 

(Heiterkeit) 

Aber Sie müssen nicht. 

Ausschussberatungen haben nicht stattgefunden. 

Das Gesetz ist zustimmungsbedürftig. Ich frage daher, 
wer dem Gesetz zustimmen möchte. – Mehrheit. 

Damit hat der Bundesrat dem Gesetz zugestimmt. 

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 83: 
TOP 83  

Gesetz zur Umsetzung der Änderungen der Richtlinie 
2014/30/EU und der Richtlinie 2014/53/EU durch 
die Richtlinie (EU) 2024/2749 im Elektromagne-
tische-Verträglichkeit-Gesetz und im Funkanlagen-

 
1 Anlagen 22 und 23 

gesetz in Bezug auf Notfallverfahren bei einem 
Binnenmarkt-Notfall (Drucksache 408/26) 

Keine Wortmeldungen. 

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz gestern verab-
schiedet. 

Es liegen weder Ausschussempfehlungen noch Lan-
desanträge auf Anrufung des Vermittlungsausschusses 
vor. 

Ich stelle daher fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz 
den Vermittlungsausschuss n i c h t  angerufen hat. 

Meine Damen und Herren, damit ist die Tagesordnung 
des Bundesrates für heute mit Ausnahme der Punkte 82, 
84 und 86 abgewickelt. Die Beschlüsse des Deutschen 
Bundestages zu diesen Punkten liegen noch nicht vor. 
Deshalb müssen wir die Sitzung unterbrechen. Wir setzen 
die Sitzung gegen 15 Uhr fort. Wenn sich daran etwas 
ändert, dann machen wir eine Lautsprecherdurchsage. Ich 
darf Sie daran erinnern, dass für die jeweiligen Abstim-
mungen ein stimmberechtigtes Mitglied pro Land anwe-
send sein muss. 

Die Sitzung ist unterbrochen. 

(Unterbrechung von 14.22 bis 14.57 Uhr) 

Amtierender Präsident Dr. Florian Herrmann: 
Meine Damen und Herren, wir setzen nunmehr unsere 
Beratungen fort. 

Ich rufe zunächst noch einmal Tagesordnungspunkt 61 
auf. Hier wurde um Wiederholung der Abstimmung zu 
Ziffer 8 gebeten. Gibt es dagegen Widerspruch? – Das ist 
nicht der Fall. Dann können wir die Abstimmung wieder-
holen. 

Ich bitte um Ihr Handzeichen für die Ziffer 8. – Mehr-

heit.2 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 82 auf: 
TOP 82  

Gesetz zur Abweichung von dem Anpassungsverfah-
ren gemäß § 11 Absatz 4 des Abgeordnetengesetzes 
für das Jahr 2026 sowie zur Änderung des Abgeord-
netengesetzes (Drucksache 407/26) 

Es gibt dazu keine Wortmeldungen. 

Ausschussberatungen haben nicht stattgefunden. 

Es liegen weder Empfehlungen noch Landesanträge 
auf Einberufung des Vermittlungsausschusses vor. 

Ich stelle daher fest, dass der Bundesrat zu dem Gesetz 
den Vermittlungsausschuss n i c h t  anruft. 

 
2 Siehe auch S. 380 
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Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 84, den ich er-
neut aufrufe. Es handelt sich um das Gebäudeenergiege-
setz. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Der Bundestag hat das Gesetz heute verabschiedet. 

Es liegt ein Antrag Hamburgs auf Anrufung des Ver-
mittlungsausschusses vor. Wer diesem zustimmen möch-
te, den bitte ich um das Handzeichen. – Minderheit. 

Damit hat der Bundesrat den Vermittlungsausschuss 
n i c h t  angerufen. 

Wir kommen zu TOP 86, den ich erneut aufrufe. Es 
geht um das Gesetz zur Stabilisierung der Beitragssätze 
in der gesetzlichen Krankenversicherung. 

Die Wortmeldungen dazu haben bereits vorhin stattge-

funden. – Es ist noch je eine Erklärung zu Protokoll1 
abgegeben worden von Frau Staatsministerin Professor 
Dr. Sinemus (Hessen) und von Frau Ministerin 
Dr. Zieschang (Sachsen-Anhalt) für Herrn Minister 
Professor Dr. Willingmann. 

Der Deutsche Bundestag hat das Gesetz heute verab-
schiedet. 

Zur Abstimmung liegt Ihnen ein Mehrländerantrag auf 
Anrufung des Vermittlungsausschusses mit dem Ziel der 
grundlegenden Überarbeitung des Gesetzes vor. 

Wer ist für die Anrufung des Vermittlungsausschus-
ses? – Minderheit. 

Der Vermittlungsausschuss ist n i c h t  angerufen 
worden. 

Herr Parlamentarischer Staatssekretär Tino Sorge 
(Bundesministerium für Gesundheit) gibt für Frau Bun-
desgesundheitsministerin Nina Warken eine Erklärung 

zu Protokoll2. 

Sehr geehrte Damen und Herren, damit sind wir am 
Ende der heutigen umfangreichen Tagesordnung ange-
kommen. Herzlichen Dank für die konzentrierten Bera-
tungen! 

Die nächste Sitzung des Bundesrates berufe ich ein 
auf Freitag, den 25. September 2026, 9.30 Uhr. 

Ich wünsche Ihnen ein schönes Wochenende und eine 
erholsame Sommerzeit. Alles Gute! 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluss: 15.01 Uhr) 

 
1 Anlagen 24 und 25 
2 Anlage 26 
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Beschlüsse im vereinfachten Verfahren (§ 35 GO BR) 

Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zur Bekämpfung der Aus-
grenzung auf dem Wohnungsmarkt 
COM(2026) 540 final; Ratsdok. 9205/26 

(Drucksache 355/26) 

Ausschusszuweisung: EU – AIS – Wo 

Beschluss: Kenntnisnahme 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates über multimodales Buchen und zur Aufhebung der Verordnung 
(EG) Nr. 80/2009 

COM(2026) 231 final 

(Drucksache 351/26, zu Drucksache 351/26) 

Ausschusszuweisung: EU – In – R – U – Vk – Wi 

Beschluss: Kenntnisnahme 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates über die Ausstellung von Eisenbahnfahrkarten 
COM(2026) 232 final; Ratsdok. 9348/26 

(Drucksache 352/26, zu Drucksache 352/26) 

Ausschusszuweisung: EU – In – U – Vk 

Beschluss: Kenntnisnahme 

 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2024/1157 hinsichtlich des 
Verbots der Ausfuhr von zur Verwertung bestimmten gemischten 
Siedlungsabfällen 

COM(2026) 183 final 

(Drucksache 307/26, zu Drucksache 307/26) 

Ausschusszuweisung: EU – U – Wi 

Beschluss: Kenntnisnahme 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2021/2115 hinsichtlich einer 
besonderen Interventionskategorie zur Gewährung einer befristeten 
Sonderunterstützung im Rahmen des Europäischen Landwirtschafts-

fonds für die Entwicklung des ländlichen Raums (ELER) und der 
Möglichkeit, die Zuweisungen für Direktzahlungen im Kalenderjahr 
2027 anzupassen, sowie zur Änderung der Verordnung (EU) 2021/2116 

hinsichtlich flexiblerer Vorschriften für Vorschusszahlungen als Reak-
tion auf die infolge der Krise im Nahen Osten gestiegenen Düngemit-
telpreise 

COM(2026) 282 final 

(Drucksache 370/26, zu Drucksache 370/26) 

Ausschusszuweisung: EU – AV 

Beschluss: Kenntnisnahme 

 

Feststellung gemäß § 34 GO BR 
Einspruch gegen den Bericht über die 1066. Sitzung 
ist nicht eingelegt worden. Damit gilt der Bericht 
gemäß § 34 GO BR als genehmigt. 
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Anlage 1 

Erklärung 

von Minister Grant Hendrik Tonne 
(Niedersachsen) 

zu Punkt 5 der Tagesordnung 

Als wir Ende Januar erstmals hier gemeinsam über das 
Infrastruktur-Zukunftsgesetz beraten haben, habe ich für 
Niedersachsen deutlich gemacht: Die Intention dieses 
Gesetzes unterstützen wir ausdrücklich, auch wenn es 
Bedenken gibt, wie etwa beim Verzicht auf das wasser-
rechtliche Einvernehmen bei Infrastrukturmaßnahmen 
bezüglich des Hochwasserschutzes. Ja, Deutschland 
braucht schnellere Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren. Daran hat sich nichts geändert. 

Wirtschaft und Gesellschaft sind mehr denn je auf eine 
leistungsfähige, moderne und nachhaltige Infrastruktur 
angewiesen. Ob Straße, Schiene, Wasserstraße, Klima-
schutz, natürliche Infrastruktur, Energiewende oder 
Hochwasserschutz – überall stehen wir vor erheblichen 
Investitions- und Modernisierungsaufgaben, wenn wir 
unsere Volkswirtschaft am Laufen halten wollen. Des-
halb kommt der Beschleunigung von Planungs- und Ge-
nehmigungsverfahren eine zentrale Bedeutung zu, wenn 
wir Infrastrukturvorhaben zügig und zugleich rechts-
sicher umsetzen wollen. 

Gleichzeitig möchte ich einen Punkt ansprechen, den 
wir bereits zu Beginn des Verfahrens kritisiert haben. 
Weder im Rahmen der Länderanhörung noch im weiteren 
Bundesratsverfahren stand für die Länder ausreichend 
Zeit zur Verfügung, um einen Gesetzentwurf dieser Grö-
ßenordnung und Komplexität einer wirklich umfassenden 
fachlichen Prüfung zu unterziehen. Gerade bei einem 
Gesetz, das in so viele Fachmaterien eingreift und für die 
Praxis erhebliche Auswirkungen haben wird, wäre eine 
frühere und intensivere Einbindung der Länder zwingend 
gewesen. Denn – und das möchte ich an dieser Stelle 
ganz klar sagen – wir ziehen hier alle an einem Strang 
und verfolgen das gleiche Interesse. Wir müssen unser 
Land auch für die nächsten Jahre zukunftsfähig aufstel-
len. 

Dennoch unterscheiden sich die Voraussetzungen heu-
te von denen im Januar. Damals stand die Frage im 
Raum, ob der Entwurf in seiner damaligen Fassung über-
haupt die gewünschten Beschleunigungswirkungen ent-
falten kann. Auch wenn der Entwurf nach meiner Ansicht 
hinter unseren Erwartungen zurückbleibt, haben inzwi-
schen die parlamentarischen Beratungen stattgefunden, 
zahlreiche Hinweise der Länder wurden erörtert, und der 
Gesetzentwurf ist in einigen Punkten weiterentwickelt 
worden. 

Die vielfache Einstufung von Verkehrsinfrastruk-
turvorhaben als Vorhaben von „überragendem öffentli-
chen Interesse“ bewerten wir als Landesregierung nicht 

uneingeschränkt positiv. Natürlich kann dies dazu beitra-
gen, Planungsunterlagen zu verschlanken und bestimmte 
Abwägungsentscheidungen zu erleichtern. Zugleich ent-
stehen dadurch aber neue Rechtsfragen und potenzielle 
Rechtsunsicherheiten. Eine Priorisierung kann durch 
noch mehr Vorhaben im überragenden öffentlichen Inte-
resse gerade nicht erfolgen. 

Auch die Gleichstellung der Realkompensation mit 
Ersatzzahlungen für Eingriffe in Natur und Landschaft ist 
umstritten. Beide Instrumente dienen dem Ausgleich von 
Eingriffen in Natur und Landschaft und verfolgen dabei 
jeweils eigene Ansätze. Entscheidend wird sein, dass die 
gewählten Regelungen sowohl naturschutzfachlich wirk-
sam als auch praxistauglich sind und die Akzeptanz vor 
Ort erhalten. Jedoch: Dass diese Ersatzgelder nicht wei-
terhin an die Kommunen, sondern an den Bund fließen 
sollen, nimmt den Gemeinden ein wichtiges Werkzeug, 
um ortsnahe Ausgleichsmöglichkeiten zu finanzieren. 
Dies nimmt den Kommunen wichtige Steuerungsmög-
lichkeiten. 

Auf der anderen Seite wäre es aber zu ein-
dimensional, die positiven Elemente des Gesetzes zu 
übersehen. Mit den erreichten Vereinfachungen im Eisen-
bahnrecht können Planungs- und Genehmigungsverfah-
ren für Maßnahmen an der bestehenden Schieneninfra-
struktur schneller abgeschlossen werden. Dies kann dazu 
beitragen, dass mehr Verkehr von der Straße auf die 
Schiene verlagert wird. Die hier erzielten Verbesserungen 
im parlamentarischen Verfahren begrüßt die niedersäch-
sische Landesregierung ausdrücklich. Es liegt an den 
Beteiligten, diese Vereinfachungen dann auch zu nutzen. 
Ebenso enthält das Gesetz wichtige Ansätze für die Mo-
dernisierung und Beschleunigung von Infrastrukturpro-
jekten. Zu nennen sind insbesondere Fortschritte bei der 
Digitalisierung von Verfahren, Vereinfachungen einzel-
ner Prüf- und Beteiligungsschritte sowie die Stärkung des 
überragenden öffentlichen Interesses. 

Einige Anliegen Niedersachsens sind im Gesetzge-
bungsverfahren nicht aufgegriffen worden. Diese Punkte 
sollten weiterhin im Fachrechtsvollzug oder bei künftigen 
Gesetzesänderungen weiterverfolgt werden. Wir hätten 
uns gewünscht, dass die aus der Praxis von Ländern und 
Kommunen formulierten Änderungswünsche Eingang in 
das Gesetz finden, das heute hier vermutlich verabschie-
det wird. Wir bedauern, dass die Chance, einen guten 
Ausgleich zwischen Wirtschaft und Umweltbelangen 
herzustellen, nicht genutzt wurde. 

Insgesamt habe ich die Erwartung, dass Bund und 
Länder gemeinsam, auch mit den Kommunen, die weitere 
Modernisierung des Planungs- und Genehmigungsrechts 
fortsetzen und dabei auch stärker auf die Herausforde-
rungen vor Ort geschaut wird. Denn beim Ausbau unserer 
Infrastruktur können wir uns aus meiner Sicht Stillstand 
nicht leisten. Heute wird ein erster Schritt gemacht, wei-
tere müssen folgen. 
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Anlage 2 

Erklärung 

von Staatsminister Armin Schuster 
(Sachsen) 

zu Punkt 86 der Tagesordnung 

Für den Freistaat Sachsen gebe ich folgende Erklärung 
zu Protokoll: 

Der Freistaat Sachsen unterstützt das Ziel des GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetzes, die finanzielle Stabi-
lität der gesetzlichen Krankenversicherung zu stärken 
und einen weiteren Anstieg der Beitragssätze möglichst 
zu begrenzen. Angesichts der anhaltenden Herausforde-
rungen für die Finanzierung des Gesundheitswesens sind 
Maßnahmen zur Konsolidierung der GKV erforderlich. 
Die dauerhafte Sicherung einer leistungsfähigen und 
solidarisch finanzierten gesetzlichen Krankenversiche-
rung und wohnortnahen medizinischen Versorgung bleibt 
das zentrale gesundheitspolitische Anliegen. 

Der Freistaat Sachsen begrüßt, dass für die Universi-
tätskliniken und die anderen Krankenhäuser weitere Zu-
schläge zur Verfügung stehen werden. Damit werden die 
Belastungen für die Krankenhäuser gerade auch im länd-
lichen Raum abgemildert. Auch Universitätskliniken ist 
eine wirtschaftliche Optimierung nur begrenzt möglich, 
da sie aufgrund ihres besonderen Leistungsspektrums als 
Maximalversorger das oft letztmögliche beziehungsweise 
einzige Versorgungsangebot für Patientinnen und Patien-
ten sind. Die Mehrheit der Krankenhäuser hat bereits 
heute wirtschaftliche Probleme, und ein Wegbrechen 
versorgungsrelevanter Strukturen droht. Die Bereitstel-
lung der für die Zuschläge vorgesehenen Mittel darf – 
auch nicht in weiteren Gesetzgebungsverfahren – zu einer 
zusätzlichen Belastung und Gefährdung der Versorgung 
führen. 

Der Freistaat Sachsen weist darauf hin, dass die im 
Gesetz vorgesehenen Maßnahmen überwiegend kurzfris-
tig angelegt sind und strukturelle Finanzierungsprobleme 
der gesetzlichen Krankenversicherung nicht lösen, einige 
Maßnahmen werden absehbar auch zur Verschärfung 
struktureller Problemlagen beitragen. Nachhaltige Bei-
tragssatzstabilität kann nur durch eine grundlegende 
Reform der Finanzierungsstrukturen erreicht werden. 
Hierzu gehören insbesondere eine auskömmliche Finan-
zierung gesamtgesellschaftlicher Aufgaben aus Steuer-
mitteln sowie eine konsequente Überprüfung der Ausga-
benentwicklung im Gesundheitswesen. 

Der Freistaat Sachsen bewertet die vorgesehenen Än-
derungen bei der Vergütung der Leistungen der allgemei-
nen hausärztlichen Versorgung sowie der Kinder- und 
Jugendmedizin kritisch. Insbesondere die vorgesehene 
Aufhebung der Entbudgetierung schwächt die erst kürz-
lich geschaffenen Anreize zur Stärkung der ambulanten 

Primärversorgung, was zugleich den Facharzt- und den 
stationären Bereich wieder stärker belastet. 

Mit Sorge sieht der Freistaat Sachsen zudem die vor-
gesehenen Änderungen in der psychotherapeutischen 
Vergütung, besonders den Wegfall extrabudgetärer Ver-
gütungsbestandteile und weiterer Zuschläge. Angesichts 
des anhaltend hohen Versorgungsbedarfs besteht die 
Gefahr, dass sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen für psychotherapeutische Praxen verschlechtern und 
sich dies zulasten des Behandlungsangebots und der 
Wartezeiten auswirkt. Unzureichende psychotherapeuti-
sche Versorgung führt in der Folge dann oft zu weiteren 
Behandlungsbedarfen im gesamten Gesundheitsbereich 
und damit steigenden Kosten. Das gilt insbesondere im 
Bereich der Kinder- und Jugendpsychotherapie, wo eine 
ausreichende Grundversorgung sichergestellt werden 
muss. 

Zudem sind die Bemühungen zur Reduzierung der bü-
rokratischen Vorgaben im Krankenhausbereich nicht 
ausreichend. Fachpersonal wird durch überbordende 
Dokumentations- und Prüfpflichten gebunden und steht 
nicht für die Versorgung zur Verfügung. Besonders 
schwer wiegt dabei die geplante Verschärfung bei den 
Prüfquoten des Medizinischen Dienstes, die den bürokra-
tischen Aufwand massiv erhöhen. Der Freistaat Sachsen 
ist der Ansicht, dass hier dringend weiterer Reformbedarf 
besteht. In einem ersten Schritt müssen die mit dem 
GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz geplanten Ver-
schärfungen der Prüfquoten des Medizinischen Dienstes 
in Krankenhäusern zurückgenommen werden, damit 
diese nicht wirksam werden. Dadurch wird eine zusätzli-
che Belastung in Höhe von rund 1,9 Milliarden Euro für 
die Krankenhäuser vermieden. In einem zweiten Schritt 
soll das System der Prüfung auf einen bürokratiearmen, 
risikobasierten Ansatz entsprechend der Koalitionsver-
einbarung Bund umgestellt werden. 

Der Freistaat Sachsen stellt fest, dass es für die Ein-
führung einer Zuckersteuer noch eines eigenen Gesetz-
entwurfes bedarf. Vor diesem Hintergrund sieht der Frei-
staat Sachsen die in der Begründung zu § 221 SGB V 
enthaltene Bezugnahme auf ein abstrakt erwartetes Steu-
eraufkommen kritisch. Dies vor allem vor dem Hinter-
grund, dass es sich um die erstmalige Erhebung einer 
solchen Steuer handelt. Deshalb sollte der Verweis in der 
Begründung nicht als finale Festlegung des Zeitpunkts 
der Einführung oder der Ausgestaltung der Steuer ver-
standen werden. Auf der Basis eines entsprechenden 
Gesetzentwurfs sind Ausgestaltung und Zeitpunkt der 
erstmaligen Erhebung essenzieller Bestandteil einer er-
gebnisoffenen Diskussion in der hierzu zu führenden 
parlamentarischen Debatte. Der Freistaat Sachsen betont 
dabei, dass bei der Ausgestaltung und der zeitlichen Fest-
legung die Auswirkungen auf die Wirtschaft zu beachten 
sind. 
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Anlage 3 

Erklärung 

von Bürgermeister und Senator Stefan Evers 
(Berlin) 

zu Punkt 10 der Tagesordnung 

Die Lage ist ernst. Nahezu jeden Tag finden in unserer 
Stadt Berlin und an vielen anderen Orten in Deutschland 
schwerwiegende Straftaten mit Schusswaffen statt. Sie 
alle kennen die tragischen Fälle, in denen Menschen mit 
Schusswaffen getötet oder schwer verletzt werden, wie in 
der Stadt Stade Ende Juni, als ein Mann sechs Menschen 
erschoss; die Waffe und Munition soll der Täter illegal in 
Berlin erworben haben. 

Auch die Taten und Schlagzeilen in Berlin sprechen 
leider eine klare Sprache: „Schüsse in Berlin – 17-Jähri-
ger verletzt“, „Einschusslöcher im Firmenwagen: Schüs-
se auf Bauunternehmen in Berlin-Wilmersdorf abgefeu-
ert“, „Gewalt im Drogenmilieu eskaliert: Alle 17 Stunden 
fallen in Berlin Schüsse“. 

In Berlin ist die Zahl der erfassten Straftaten unter 
Verwendung von Schusswaffen im Jahr 2025 gegenüber 
dem Vorjahr um 68 Prozent gestiegen – auf 1 119 Straf-
taten. Bundesweit sieht es nicht besser aus: Die Zahl der 
Straftaten mit Schusswaffen ist von 7 955 im Jahr 2021 
auf 9 641 Straftaten im Jahr 2025 gestiegen. Und in Ber-
lin, unserer Hauptstadt, hat sich die Zahl der illegalen 
scharfen Schusswaffen, die Tatverdächtigen aus dem 
Bereich der Organisierten Kriminalität zugeordnet wer-
den können, mehr als verdoppelt. Das zeigt: Wir müssen 
dringend handeln. 

Die Berliner Polizei hat die Ermittlungsgruppe – die 
Besondere Aufbauorganisation (BAO) – „Ferrum“ einge-
richtet. Auch bei der Staatsanwaltschaft haben wir eine 
besondere Ermittlungsgruppe, die EG „Telum“, ins Le-
ben gerufen. Und es gibt erste Erfolge, wie etwa die von 
der Staatsanwaltschaft angeordneten Maßnahmen vom 
13. Mai dieses Jahres gegen eine mutmaßlich kriminelle 
Vereinigung zeigen. Diese kriminelle Vereinigung soll 
nach dem derzeitigen Ermittlungsstand für eine Vielzahl 
von Erpressungslagen mit Schussabgaben verantwortlich 
sein. – Doch das reicht noch nicht. 

Mit der Einführung von Ermittlungsgruppen, so gut 
und erfolgreich deren Arbeit ist, und mit organisatori-
schen Maßnahmen allein werden wir der Lage nicht Herr. 
Wir brauchen auch eine Anpassung der Gesetze, um die 
aktuellen Gefahren durch Schusswaffenkriminalität ein-
zudämmen. Denn die aktuelle Rechtslage wird der Situa-
tion, in der so viele illegale halbautomatische Pistolen 
verfügbar sind – und der Handel damit für die Organisier-
te Kriminalität so lukrativ ist –, nicht gerecht. Wir haben 
deshalb als Land Berlin einen Gesetzentwurf zur Ände-
rung des Waffengesetzes vorgelegt, über den wir heute 
hier abstimmen. 

Unser Ziel ist es, das Waffengesetz zu verschärfen, al-
so höhere Strafen verhängen zu können und Telekommu-
nikationsüberwachung möglich zu machen. Der Gesetz-
entwurf sieht die Qualifizierung der bislang durch § 52 
Absatz 1 Nummer 2 WaffG erfassten Formen des illega-
len Umgangs mit halbautomatischen Kurzwaffen zum 
Verschießen von Patronenmunition (insbesondere Erwer-
ben, Besitzen, Führen, Verbringen in das Bundesgebiet 
und Handel treiben) zum Verbrechen vor. Gesetzestech-
nisch erfolgt dies durch Änderung des § 51 WaffG. Die-
ser enthält auch Regelungen für besonders schwere Fälle 
und für minderschwere Fälle. 

Konkret soll die Strafandrohung für die bislang durch 
§ 52 Absatz 1 Nummer 2 WaffG erfassten Formen des 
unerlaubten Umgangs mit halbautomatischen Kurzwaffen 
zum Verschießen von Patronenmunition auf eine Frei-
heitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren angehoben 
werden. In besonders schweren Fällen, insbesondere bei 
gewerbs- oder bandenmäßigem Handeln des Täters, 
könnte nach dem Entwurf zukünftig eine Freiheitsstrafe 
von bis zu zehn Jahren verhängt werden. 

Infolge der vorgeschlagenen Änderung kann künftig 
auch beim Vorliegen bestimmter Voraussetzungen Tele-
kommunikationsüberwachung angeordnet werden, also 
zum Beispiel beim Verdacht des unerlaubten Besitzes 
oder Erwerbs einer halbautomatischen Pistole. Die Tele-
kommunikationsüberwachung macht es dann möglich, 
den Lieferanten oder Hersteller von Waffen (mittels 3D-
Drucker oder Rückbau von Schreckschusswaffen) zu 
ermitteln. 

Diese Gesetzesänderung wird, diese Schritte werden 
dazu beitragen, besser gegen die Organisierte Kriminali-
tät und Straftaten mit Schusswaffen vorgehen zu können. 
Ich bitte Sie daher: Stimmen Sie der Verschärfung des 
Waffengesetzes, stimmen Sie unserem Gesetzentwurf aus 
Berlin zu! 

Anlage 4 

Erklärung 

von Staatssekretär Dr. Markus Richter 
(BMDS) 

zu Punkt 1 der Tagesordnung 

Protokollerklärung der Bundesregierung 

1. Die Bundesregierung erkennt die Herausforderun-
gen und zusätzlichen Belastungen an, die damit einher-
gehen, dass die Länder in bestimmten Bereichen für die 
Marktüberwachung nach dem KI-Marktüberwachungs- 
und Innovationsförderungsgesetz (KI-MIG) zuständig 
sind. 
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2. Die Bundesregierung bestätigt daher im Einklang 
mit dem Beschluss der Besprechung des Bundeskanzlers 
mit den Regierungschefinnen und Regierungschefs der 
Länder vom 25. Juni 2026, dass zur erleichterten Durch-
führung und in Ausgestaltung des KI-MIG unverzüglich 
nach Verabschiedung des KI-MIG im Bundesrat (spätes-
tens unmittelbar nach der Sommerpause) Beratungen 
über eine verfassungskonforme Bündelung der KI-Markt-
überwachung bei der Bundesnetzagentur mit interessier-
ten Ländern aufgenommen werden, um diese Länder zu 
unterstützen und auch um eine weitgehend bundesein-
heitliche Auslegung und Anwendung der Verordnung 
(EU) 2024/1689 (KI-Verordnung) weiter zu stärken. Die 
Beratungen beinhalten die Zusage der Bundesregierung, 
die grundsätzlich zulässige Übertragung spezifischer 
Marktüberwachungsaufgaben der Länder nach § 2 Absatz 2 
und § 2 Absatz 6 KI-MIG durch Organleihe an die Bun-
desnetzagentur zu ermöglichen, sofern die konkrete Aus-
gestaltung der Aufgabenübertragung im rechtlich zulässi-
gen Rahmen erfolgt und bei der Bundesnetzagentur die 
für die Aufgabenwahrnehmung erforderlichen personel-
len und sachlichen Ressourcen aufgebaut werden können. 
Gegenstand der zu verhandelnden Vereinbarungen sollen 
insbesondere Regelungen über die zu übertragenden 
konkreten Aufgaben, Zuständigkeiten, Abstimmungspro-
zesse, Verantwortlichkeiten sowie die Kostentragung 
sein. 

3. Die Bundesregierung erkennt ferner an, dass bei 
künstlicher Intelligenz als Schlüsseltechnologie ein 
besonderer Bedarf an einheitlicher Auslegung und Aus-
übung der Marktüberwachung vorliegt. Die Marktüber-
wachung von KI-Systemen stellt besondere Anforderun-
gen an eine einheitliche, rechtssichere und vollzugstaug-
liche Anwendung der KI-Verordnung. Die Bundesnetz-
agentur wird daher für diesen Bereich Leitlinien für eine 
bundeseinheitliche Auslegung und Anwendung der An-
forderungen an die KI-Marktüberwachung erlassen und 
diese vorher im Bund-Länder-Ausschuss für Künstliche 
Intelligenz, der gemäß § 5 Satz 4 KI-MIG eingerichtet 
wird, mit den Ländern beraten. Ziel ist es, die zuständi-
gen Marktüberwachungsbehörden der Länder je nach Art 
und Umfang der Übertragung von Aufgaben der KI-
Marktüberwachung per Organleihe an die Bundesnetz-
agentur bei der Aufgabenwahrnehmung im Bereich der 
KI-Verordnung wirksam zu unterstützen, divergierende 
Vollzugspraxen zu vermeiden und eine wirksame, flä-
chendeckende sowie bundesweit kohärente Durchsetzung 
der materiellen Anforderungen der Verordnung (EU) 
2024/1689 sicherzustellen. 

4. Darüber hinaus sichert die Bundesregierung mit die-
ser Protokollerklärung zu, die zuständigen Landesbehör-
den zusätzlich zur Möglichkeit einer Organleihe in 
größtmöglichem Umfang durch das Koordinierungs- und 
Kompetenzzentrum, das gemäß § 5 KI-MIG bei der Bun-
desnetzagentur eingerichtet wird (sogenanntes Zentrum 
beziehungsweise KoKIVO), zu unterstützen, insbesonde-
re in der Anfangsphase der Aufgabenwahrnehmung der 

Marktüberwachungsbehörden. Hierzu unterstützt das 
KoKIVO die zuständigen Marktüberwachungsbehörden 
auf Anfrage bei komplexen Entscheidungen im Anwen-
dungsbereich der KI-Verordnung mit seinem Sachver-
stand. Das KoKIVO soll zudem auf die einheitliche An-
wendung der KI-Verordnung in Deutschland hinwirken; 
auf die Erforderlichkeit einer solchen einheitlichen An-
wendung weist der Bundesrat zu Recht hin. Dass die 
unterstützende und koordinierende Funktion des KoKIVO 
von besonderer Bedeutung ist, zeigt sich auch darin, dass 
der Deutsche Bundestag im Interesse einer strukturierten 
Koordinierung und Zusammenarbeit zwischen den 
Marktüberwachungsbehörden in § 5 Satz 4 KI-MIG die 
Einrichtung eines Bund-Länder-Ausschusses Künstliche 
Intelligenz ergänzt hat. 

5. Im Interesse einer funktionsfähigen Behörden- und 
Aufsichtsstruktur für die nationale Durchführung der KI-
Verordnung betont die Bundesregierung schließlich auch 
die Bedeutung der vom Deutschen Bundestag ergänzten 
Regelung zur Evaluierung in § 19 KI-MIG. Danach führt 
die Bundesregierung spätestens 18 Monate nach Inkraft-
treten des Gesetzes eine erste Evaluierung der Aufsichts- 
und Behördenstruktur durch. Spätestens nach drei Jahren 
wird die Wirksamkeit der Aufsichts- und Behördenstruk-
tur einschließlich der Kooperationsvorschriften im Hin-
blick auf eine innovationsfreundliche, bürokratiearme 
und wirksame Durchführung der KI-Verordnung evalu-
iert. 

Anlage 5 

Umdruck 6/2026 

Zu den folgenden Punkten der Tagesordnung der 
1067. Sitzung des Bundesrates möge der Bundesrat 
gemäß den vorliegenden Empfehlungen und Vor-
schlägen beschließen: 

I. 

Zu den Gesetzen einen Antrag auf Anrufung des 
Vermittlungsausschusses nicht zu stellen: 

Punkt 3 a) 

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2024/1799 
zur Förderung der Reparatur von Waren sowie zur 
Verbesserung der Verfügbarkeit von Vorsorgeverfü-
gungen (Drucksache 389/26, zu Drucksache 389/26) 

Punkt 6 

Gesetz zur Ermöglichung der digitalen Fluggastab-
fertigung (Drucksache 391/26) 
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II. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen: 

Punkt 3 b) 

Erste Verordnung zur Änderung der Vorsorgeregis-
ter-Verordnung (Drucksache 232/26) 

Punkt 26 b) 

Verordnung zur Anpassung der GAP-Direktzahlun-
gen-Verordnung, der GAPInVeKoS-Verordnung und 
der GAP-Konditionalitäten-Verordnung an die Vorga-
ben der Verordnung (EU) 2025/2649 sowie zur Entlas-
tung der landwirtschaftlichen Betriebe (Drucksa-
che 316/26) 

Punkt 52 

Verordnung zu der Vereinbarung zwischen der Regie-
rung der Bundesrepublik Deutschland und dem Ent-
wicklungsprogramm der Vereinten Nationen über die 
Anwendung des Abkommens vom 10. November 
1995 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
den Vereinten Nationen über den Sitz des Freiwilli-
genprogramms der Vereinten Nationen auf das 
Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen, ein-
schließlich seines Repräsentationsbüros in Bonn, sei-
nes Satellitenbüros in Berlin sowie anderer möglicher 
künftiger Satellitenbüros innerhalb Deutschlands 
(Drucksache 341/26) 

Punkt 53 

Verordnung zur Festlegung und Anpassung der Bun-
desbeteiligung an den Leistungen für Unterkunft und 
Heizung für das Jahr 2026 (Bundesbeteiligungs-
Festlegungsverordnung 2026 – BBFestV 2026) 
(Drucksache 288/26) 

Punkt 54 

Siebte Verordnung zur Änderung der Berufskrank-
heiten-Verordnung (Drucksache 312/26) 

Punkt 56 

Zweite Verordnung zur Änderung der Agrarstatistik-
verordnung (Drucksache 315/26) 

Punkt 57 

Verordnung zur Ergänzung der Anlage A des Über-
einkommens vom 25. Januar 1988 über die gegenseiti-
ge Amtshilfe in Steuersachen (Drucksache 289/26) 

Punkt 58 

Siebte Verordnung zur Änderung der CRS-Ausdeh-
nungsverordnung (Drucksache 290/26) 

Punkt 59 

Verordnung zur Änderung der Mindeststeuer-Bericht-
Verordnung (Drucksache 291/26) 

Punkt 62 

Verordnung zu dem Abkommen vom 21. April 2026 
zwischen der Regierung der Bundesrepublik Deutsch-
land und dem Zentrum für internationale Forstfor-
schung über den Sitz des Zentrums für internationa-
le Forstforschung in der Bundesrepublik Deutschland 
(Drucksache 313/26) 

Punkt 63 

Verordnung zur Änderung der Verordnung über das 
Register über Unternehmensbasisdaten (Drucksa-
che 319/26) 

Punkt 65 

Sechste Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Ände-
rung der AVV Zoonosen Lebensmittelkette (Druck-
sache 297/26) 

Punkt 66 

Allgemeine Verwaltungsvorschrift der Bundesregie-
rung für die Außenprüfung (Außenprüfungsordnung – 
ApO) (Drucksache 296/26, zu Drucksache 296/26) 

III. 

Dem Gesetz zuzustimmen: 

Punkt 8 

Gesetz zu dem Abkommen vom 29. Juli 2025 zwi-
schen der Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
und der Regierung der Französischen Republik über 
die Deutsch-Französischen Gymnasien und das 
Deutsch-Französische Abitur (Drucksache 379/26) 

IV. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu 
erheben: 

Punkt 41 

Entwurf eines Gesetzes zu der Mehrseitigen Vereinba-
rung vom 22. Juni 2021 zwischen den zuständigen 
Behörden über den automatischen Austausch von In-
formationen über Einkünfte, die mittels digitaler 
Plattformen erzielt wurden (Drucksache 335/26) 
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Punkt 42 

Entwurf eines Gesetzes zu der Mehrseitigen Vereinba-
rung vom 8. Juni 2023 zwischen den zuständigen Be-
hörden über den automatischen Austausch von In-
formationen nach dem Melderahmen für Krypto-
werte (Drucksache 336/26) 

Punkt 43 

Entwurf eines Gesetzes zu der Zusatzvereinbarung 
vom 8. Juni 2023 zur Mehrseitigen Vereinbarung vom 
29. Oktober 2014 zwischen den zuständigen Behörden 
über den automatischen Austausch von Informatio-
nen über Finanzkonten (Drucksache 337/26) 

V. 

Entlastung zu erteilen: 

Punkt 44 

Rechnung des Bundesrechnungshofes für das Haus-
haltsjahr 2025 – Einzelplan 20 – (Drucksache 359/26) 

VI. 

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben 
oder ihnen nach Maßgabe der Empfehlungen zuzu-
stimmen, die in der jeweils zitierten Empfehlungs-
drucksache wiedergegeben sind: 

Punkt 47 

Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Par-
laments und des Rates über die Agentur für Welt-
raumdienste der Europäischen Union und zur Ände-
rung Verordnung (EU) 2021/696  
COM(2026) 152 final; Ratsdok. 7998/26  
(Drucksache 309/26, zu Drucksache 309/26, Drucksa-
che 309/1/26) 

Punkt 49 

Mitteilung der Kommission an das Europäische Par-
lament, den Rat, den Europäischen Wirtschafts- und 
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: 
Strategischer Fahrplan für Digitalisierung und KI im 
Energiesektor  
COM(2026) 501 final  
(Drucksache 342/26, Drucksache 342/1/26) 

VII. 

Der Verordnung zuzustimmen und die in der Emp-
fehlungsdrucksache angeführte Entschließung zu 
fassen: 

Punkt 55 

Verordnung zur Änderung der Verordnung zum Bar-
rierefreiheitsstärkungsgesetz (Drucksache 314/26, 
Drucksache 314/1/26) 

VIII. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu 
beschließen: 

Punkt 67 

Vorschlag der Bundesministerin der Justiz und für 
Verbraucherschutz für die Ernennung von Bundes-
anwältinnen und Bundesanwälten beim Bundesge-
richtshof (Drucksache 371/26) 

Punkt 68 

Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für den 
Eisenbahninfrastrukturbeirat (Drucksache 381/26) 

Punkt 72 

Vorschlag für die Berufung eines Mitglieds des Ver-
waltungsrates der Bundesagentur für Arbeit 
(Drucksache 398/26) 

Punkt 73 

Benennung eines stellvertretenden Mitglieds für den 
Beirat bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, 
Gas, Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 
(Drucksache 393/26) 

Punkt 76 

Benennung eines Mitglieds des Kuratoriums der 
Stiftung „Haus der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland“ (Drucksache 403/26) 

Punkt 77 

Benennung eines Vertreters des Bundesrates im Mit-
telstandsrat der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(Drucksache 401/26) 

Punkt 78 

Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden 
Mitglieds für den Beirat bei der Bundesnetzagentur 
für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und 
Eisenbahnen (Drucksache 402/26) 
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Punkt 79 

Benennung eines Mitglieds und eines stellvertretenden 
Mitglieds für den Beirat bei der Bundesnetzagentur 
für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und 
Eisenbahnen (Drucksache 404/26) 

IX. 

Zu den Verfahren, die in der zitierten Drucksache 
bezeichnet sind, von einer Äußerung und einem Bei-
tritt abzusehen: 

Punkt 69 

Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht 
(Drucksache 372/26, zu Drucksache 372/26) 

Anlage 6 

Erklärung 

von Senator Andy Grote 
(Hamburg) 

zu Punkt 80 der Tagesordnung 

Für die Länder Berlin, Bremen und Hamburg gebe ich 
folgende Erklärung zu Protokoll: 

Die Länder Berlin, Bremen und Hamburg kritisieren, 
dass die Stadtstaaten an der Entlastungsmaßnahme für 
überschuldete Kommunen nicht partizipieren können. 
Der Ausschluss der Stadtstaaten entspricht nicht dem 
föderalen Gleichbehandlungsgrundsatz, der durch das 
Maßstäbegesetz konkretisiert wird. Entsprechend § 12 
Absatz 1 Satz 5 Maßstäbegesetz sind Lasten bei allen 
Ländern zu berücksichtigen, bei denen sie vorliegen. 
Daher ist bei Stadtstaaten auch deren Doppelfunktion als 
Land und Kommune zu berücksichtigen, um diesen Vor-
gaben gerecht zu werden. 

Eine gerechte Lösung für die Altschuldenproblematik 
setzt aufgrund der strukturellen Andersartigkeit der 
Stadtstaaten eine Gesamtbetrachtung der Landes- und 
Kommunalverschuldung voraus. Aus einer solchen ergibt 
sich, dass die Stadtstaaten besonders stark von der Alt-
schuldenproblematik betroffen sind. Das Anknüpfen der 
Kommunalentlastung lediglich an die Höhe der kommu-
nalen Kassenkredite birgt verfassungsrechtliche Risiken, 
die auch das Bundesministerium der Finanzen den Län-
dern dargelegt hatte. Danach ist insbesondere die in der 
Regelung vorgesehene Definition der Sonderlast verfas-
sungsrechtlich bedenklich. Die im Gesetz enthaltene 
Einfügung eines § 11 Absatz 4a FAG legt die Aufteilung 
der SoBEZ fest, die Kriterien sowie die Verteilung der 
Mittel werden jedoch nicht ausreichend erläutert. 

Anlage 7 

Erklärung 

von Minister Dr. Andreas Philippi 
(Niedersachsen) 

zu Punkt 80 der Tagesordnung 

Das Land Niedersachsen begrüßt die mit dem vorlie-
genden Gesetz vorgesehene Entlastung der ostdeutschen 
Länder bei den Aufwendungen für die Zusatzversor-
gungssysteme der DDR. Zugleich hält Niedersachsen 
eine dauerhafte Lösung für erforderlich. Die Finanzie-
rung dieser Lasten sollte langfristig vollständig durch den 
Bund übernommen werden, um bestehende strukturelle 
Belastungen der ostdeutschen Länder abzubauen und 
gleichwertige finanzielle Handlungsspielräume zu ge-
währleisten. 

Das Land Niedersachsen begrüßt ferner, dass der Bund 
die kommunale Altschuldenproblematik aufgreift und 
sich an der Bewältigung der kommunalen Defizite betei-
ligt. Dies ist ein wichtiger Schritt zur Stärkung der kom-
munalen Handlungsfähigkeit. Gleichzeitig hält das Land 
Niedersachsen die vorgesehene finanzielle und zeitlich 
begrenzte Beteiligung des Bundes für nicht ausreichend, 
um eine spürbare und vor allem nachhaltige Entlastung 
der hoch verschuldeten Kommunen zu bewirken. Ange-
sichts des Umfangs der kommunalen Altschulden und der 
angespannten Finanzlage vieler Kommunen bedarf es 
eines deutlich stärkeren Engagements des Bundes. 

Das Land Niedersachsen bekräftigt zudem, dass der 
bundesstaatliche Finanzausgleich als Ausdruck gelebter 
Solidarität zwischen den Ländern verfassungskonform ist 
und sich in seiner jetzigen Ausgestaltung bewährt hat. 
Die mit dem vorliegenden Gesetz gewährten Entlastun-
gen für die finanzstarken Länder sind systemwidrig. 
Angesichts der haushalterischen Herausforderungen 
vieler Kommunen wären die hierfür eingesetzten Mittel 
für die Entschuldung der Kommunen finanz- und struk-
turpolitisch deutlich sinnvoller eingesetzt gewesen. 

Anlage 8 

Erklärung 

von Ministerin Dr. Tamara Zieschang 
(Sachsen-Anhalt) 

zu Punkt 80 der Tagesordnung 

Für Herrn Minister Professor Dr. Armin Willingmann 
gebe ich folgende Erklärung zu Protokoll: 

Für die Länder Sachsen-Anhalt, Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Thüringen gebe 
ich folgende Erklärung zu Protokoll: 
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1. Die Länder Sachsen-Anhalt, Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Thüringen be-
grüßen, dass der von den ostdeutschen Ländern zu tra-
gende Anteil an den Erstattungen für die Aufwendungen 
aus den Zusatzversorgungssystemen der DDR von 50 Pro-
zent auf 40 Prozent reduziert wird und die Haushalte der 
ostdeutschen Länder dadurch entlastet werden. Diese 
Entlastung ist allerdings entgegen der bisherigen Zusagen 
des Bundes bis 2029 befristet. 

2. Die Länder Sachsen-Anhalt, Berlin, Brandenburg, 
Mecklenburg-Vorpommern, Sachsen und Thüringen for-
dern die Bundesregierung auf, die zeitliche Befristung 
dieser Entlastung zu streichen. Es ist systemfremd und 
nicht sachgerecht, dass die ostdeutschen Länder für die 
Sonder- und Zusatzversorgungssysteme der DDR finanzi-
ell einstehen müssen. Die ostdeutschen Länder sind weder 
Rechtsnachfolger der DDR, noch handelt es sich bei der 
Finanzierung von Rentensystemen um eine Aufgabe der 
Länder. Deshalb ist es dringend geboten, dass der Bund in 
absehbarer Zeit die Lasten sowohl der Zusatz- als auch 
der Sonderversorgungssysteme vollständig übernimmt. 
Die aus dem Anspruchs- und Anwartschaftsüberfüh-
rungsgesetz resultierenden Lasten für die ostdeutschen 
Länder liegen heute bei rund 2,6 Milliarden Euro jährlich 
mit immer noch steigender Tendenz. Zum Zeitpunkt des 
Einigungsvertrages war diese Entwicklung nicht abzuse-
hen und wurde unterschätzt. Die finanzielle Dimension 
für die Haushalte der ostdeutschen Länder war bereits in 
der Vergangenheit Anlass, die Finanzierungsverantwor-
tung zugunsten der Länder schrittweise zu reduzieren. In 
einem nächsten Schritt ist die vorgesehene weitere Redu-
zierung der Finanzierungsverantwortung der ostdeut-
schen Länder bei den Zusatzversorgungssystemen um 
weitere 10 Prozentpunkte ohne zeitliche Limitierung 
erforderlich. Den beschriebenen systemischen Wider-
sprüchen wird nur eine dauerhafte Entlastung gerecht. 
Nach wie vor stellen die von den ostdeutschen Ländern 
zu tragenden Lasten für die Sonder- und Zusatzversor-
gungssysteme der DDR eine signifikante strukturelle 
Benachteiligung dar, der nach Auslaufen des Solidarpak-
tes II auch keine besondere Förderung der ostdeutschen 
Länder über die Mechanismen des föderalen Finanzaus-
gleichs gegenübersteht. 

Anlage 9 

Erklärung 

von Minister Dirk Schrödter 
(Schleswig-Holstein) 

zu Punkt 80 der Tagesordnung 

Die Landesregierung Schleswig-Holsteins unterstützt 
die grundsätzliche Zielrichtung des Gesetzes bezüglich 
einer Altschuldenlösung und stimmt dem Gesetz daher 
trotz der nachfolgenden Bedenken zu. 

Bedauerlicherweise leidet das Gesetz an wesentlichen 
Mängeln, die bereits mehrfach vorgetragen wurden. We-
sentliche Aspekte werden weiterhin ausgeblendet. So 
sind die Schuldenstände von Kommunen und Ländern 
gemeinsam zu betrachten, um bundesweite Verzerrungen 
und eine Benachteiligung der Kommunen in Schleswig-
Holstein zu vermeiden. Ferner finden die bisherigen 
finanziellen Anstrengungen der Länder im Rahmen von 
Entschuldungsprogrammen sowie anderweitige finanziel-
le Maßnahmen zum Abbau kommunaler Schulden zulas-
ten der Landesverschuldung nicht hinreichend Berück-
sichtigung. Schleswig-Holstein ist auf Landesebene auch 
deshalb hoch verschuldet, weil es seine Kommunen so 
ausgestattet hat, dass diese handlungsfähig sind. Entspre-
chend haben die schleswig-holsteinischen Kommunen im 
Bundesvergleich relativ geringe Schulden. 

Anlage 10 

Erklärung 

von Minister Dr. Benjamin Limbach 
(Nordrhein-Westfalen) 

zu Punkt 84 der Tagesordnung 

Für das Land Nordrhein-Westfalen gebe ich folgende 
Erklärung zu Protokoll: 

Das Land Nordrhein-Westfalen stellt fest, dass die 
Vorgaben aus der europäischen Richtlinie über die Ge-
samtenergieeffizienz von Gebäuden (EPBD: Energy 
Performance of Buildings Directive) noch nicht vollstän-
dig durch die vorliegende Novelle des Gebäudemoderni-
sierungsgesetzes (GModG) umgesetzt werden. Das Land 
spricht sich für eine zeitnahe Eins-zu-eins-Umsetzung der 
EPBD-Vorgaben aus. Dies umfasst explizit auch jene zur 
Gebäudeautomatisierung. 

Anlage 11 

Erklärung 

von Ministerin Dr. Tamara Zieschang 
(Sachsen-Anhalt) 

zu Punkt 85 der Tagesordnung 

Für Herrn Minister Professor Dr. Armin Willingmann 
gebe ich folgende Erklärung zu Protokoll: 

Das Struck’sche Gesetz, wonach kein Gesetz den 
Bundestag so verlässt, wie es hereingekommen ist, hat 
sich auch im Fall des Gesetzes zur Sicherung der Versor-
gungssicherheit Strom und zur Bereitstellung neuer Ka-
pazitäten – ein etwas sperriger Name für das ehemalige 
Kraftwerkssicherheitsgesetz – wieder einmal bestätigt. 
Und das ist gut so. Denn mit der gestern in zweiter und 
dritter Lesung vom Deutschen Bundestag beschlossenen 
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Fassung wird der vom Bundesrat und auch der Energie-
ministerkonferenz geforderten Lösung für eine energie-
wirtschaftlich, netztechnisch und versorgungssicherheits-
relevante Verteilung der Kraftwerksstandorte Rechnung 
getragen. 

Die Regelung des ersten Entwurfes hätte eine kom-
plette Bezuschlagung im netztechnischen Süden möglich 
gemacht. Die nun gefundene Lösung sorgt für die netz-
technisch sinnvolle Ein-Drittel-/Zwei-Drittel-Verteilung 
zwischen Nord und Süd. Das sehen im Übrigen auch die 
Übertragungsnetzbetreiber so. Deswegen begrüße ich, 
begrüßt Sachsen-Anhalt ausdrücklich die neue Ausgestal-
tung der regionalen Steuerung. 

Für uns ist der Kraftwerkstandort Schkopau unter an-
derem für die sichere Versorgung der drei größten deut-
schen Chemieparks in Leuna, Schkopau und Bitterfeld-
Wolfen von essenzieller Bedeutung. Er ist aber auch für 
einen stabilen und resilienten Netzbetrieb wichtig und 
damit von überregionaler Bedeutung. Mit der jetzt gefun-
denen Regelung haben die Kraftwerkstandorte im Norden 
und Osten des Landes gleichwertige Bewerbungschan-
cen. 

Der Forderung des Bundesrates, die Anforderungen 
zur Erbringung von Momentanreserve in diesem Gesetz 
zu streichen und stattdessen durch eine separate Aus-
schreibung anzureizen, wurde leider nicht gefolgt. Das ist 
ein kleiner Schönheitsfehler, aber hinnehmbar. 

Wichtig ist, dass das Gesetzgebungsverfahren jetzt ab-
geschlossen wird, damit der Zeitplan für Ausschreibun-
gen eingehalten werden kann. Wir werden aber auch 
weiterhin darauf drängen, dass die Umstellung auf Was-
serstoff besser angereizt wird. 2 beziehungsweise 5 Gi-
gawatt Umstellung in 2035 und 2038 sollten unser Ziel 
sein.  

Sachsen-Anhalt trägt das Gesetz mit und wird seinen 
Beitrag leisten, dass die Kraftwerke rechtzeitig in Betrieb 
genommen werden können. 

Anlage 12 

Erklärung 

von Ministerin Jacqueline Bernhardt 
(Mecklenburg-Vorpommern) 

zu Punkt 11 der Tagesordnung 

Mecklenburg-Vorpommern verurteilt jede Form des 
Antisemitismus mit Nachdruck. Das Existenzrecht Israels 
ist nicht verhandelbar. Jüdisches Leben zu schützen und 
antisemitischer Hetze entschlossen entgegenzutreten, ist 
eine dauerhafte staatliche Verpflichtung. 

Mecklenburg-Vorpommern teilt das Anliegen, antise-
mitische Vernichtungsaufrufe wirksam zu bekämpfen. 

Gleichwohl sieht Mecklenburg-Vorpommern einen neuen 
Straftatbestand mit erheblichen rechtlichen und kriminal-
politischen Fragen verbunden, die derzeit nicht hinrei-
chend beantwortet sind. 

Vor diesem Hintergrund enthält sich Mecklenburg-
Vorpommern bei der Abstimmung. Diese Enthaltung ist 
ausdrücklich keine Distanzierung vom Ziel des Antrags. 
Sie bringt vielmehr zum Ausdruck, dass Mecklenburg-
Vorpommern den Schutz jüdischen Lebens uneinge-
schränkt unterstützt, den vorgeschlagenen gesetzgeberi-
schen Weg jedoch nicht für hinreichend ausgereift hält. 

Anlage 13 

Erklärung 

von Minister Dr. Andreas Philippi 
(Niedersachsen) 

zu Punkt 11 der Tagesordnung 

Für die Länder Niedersachsen, Baden-Württemberg, 
Berlin, Brandenburg, Hamburg, Rheinland-Pfalz, Saar-
land und Schleswig-Holstein gebe ich folgende Erklärung 
zu Protokoll: 

Die Länder Niedersachsen, Baden-Württemberg, Ber-
lin, Brandenburg, Hamburg, Rheinland-Pfalz, Saarland 
und Schleswig-Holstein bekennen sich unmissverständ-
lich zur Sicherheit und zum Existenzrecht des Staates 
Israel. Jüdinnen und Juden müssen in Deutschland sicher, 
frei und ohne Angst vor antisemitischer Einschüchterung 
leben können. Äußerungen, die antisemitische Gewalt 
legitimieren oder fördern, sind nicht hinnehmbar. Sie 
können Jüdinnen und Juden in Deutschland konkret ein-
schüchtern und Bedrohungslagen verstärken. Insoweit 
bekräftigen die Länder Niedersachsen, Baden-Württem-
berg, Berlin, Brandenburg, Hamburg, Rheinland-Pfalz, 
Saarland und Schleswig-Holstein ausdrücklich die Ent-
schließungen des Bundesrates vom 20. Oktober 2023 
„Deutschland steht fest an der Seite Israels“ (Drucksache 
524/23 (B)) und vom 23. Mai 2025 „60 Jahre deutsch-
israelische Beziehungen“ (Drucksache 213/25 (B)). 

Die Länder Niedersachsen, Baden-Württemberg, Ber-
lin, Brandenburg, Hamburg, Rheinland-Pfalz, Saarland 
und Schleswig-Holstein teilen daher die Zielsetzung des 
hessischen Gesetzentwurfs, Antisemitismus entschieden 
entgegenzutreten und bestehende Strafbarkeitslücken 
wirksam zu schließen. Aus ihrer Sicht bleibt es zugleich 
Aufgabe des Bundesgesetzgebers, hierfür eine rechtssi-
chere und verfassungskonforme Regelung zu schaffen, 
die den Schutz vor antisemitischer Gewalt- und Vernich-
tungsrhetorik wirksam und zielgenau stärkt. Sie bitten die 
Bundesregierung, im weiteren Verfahren einen entspre-
chenden Regelungsvorschlag vorzulegen. 



394* Bundesrat – 1067. Sitzung – 10. Juli 2026 

 

Vor diesem Hintergrund unterstützen die Länder Nie-
dersachsen, Baden-Württemberg, Berlin, Brandenburg, 
Hamburg, Rheinland-Pfalz, Saarland und Schleswig-
Holstein die Einbringung des Gesetzentwurfs beim Deut-
schen Bundestag. 

Anlage 14 

Erklärung 

von Staatsminister Dr. Florian Herrmann 
(Bayern) 

zu Punkt 16 der Tagesordnung 

1. Der Freistaat Bayern ist Bildungsland und steht klar 
zur Schulpflicht, die in Bayern Verfassungsrang hat, auch 
wenn sich das Grundgesetz dazu nicht ausdrücklich ver-
hält und insoweit die bundesstaatliche Kompetenzvertei-
lung berücksichtigt. 

2. Die Schulpflicht dient ausschließlich der Durchset-
zung des staatlichen Bildungs- und Erziehungsauftrags, 
der unabhängig vom Bildungsanspruch der Kinder und 
Jugendlichen und den Pflichten der Eltern besteht. Schule 
ist keine Betreuungsanstalt und die Schulpflicht nicht 
dazu da, Eltern die Betreuung ihrer Kinder „abzuneh-
men“, damit sie Beruf und Familie vereinbaren können. 

3. Die Schulpflicht zielt nicht nur auf die Vermittlung 
von Wissen, sondern auch auf die Heranbildung verant-
wortlicher Staatsbürger, die gleichberechtigt und dem 
Staat gegenüber verantwortungsbewusst an demokrati-
schen Prozessen in einer pluralistischen Gesellschaft 
teilhaben. 

4. Ausdrücklich bestätigt der Freistaat die integrative 
Funktion der Schulpflicht, die zur sozialen Kompetenz 
im Umgang auch mit Andersdenkenden und gelebter 
Toleranz bei einer von der Mehrheit abweichenden Über-
zeugung beiträgt, indem Kontakte mit der Gesellschaft 
und den in ihr vertretenen unterschiedlichsten Auffassun-
gen nicht nur gelegentlich stattfinden, sondern Teil einer 
mit dem regelmäßigen Schulbesuch verbundenen All-
tagserfahrung sind. 

5. Auch wenn die Länder mit dem Entschließungsan-
trag die Bundesregierung bitten, im Rahmen ihrer Zu-
ständigkeiten die Bedeutung der allgemeinen Schulpflicht 
für ein leistungsfähiges, gerechtes und integrationsstarkes 
Bildungssystem bei künftigen Gesetzesvorhaben und 
Maßnahmen mit Bezug zur schulischen Bildung zu be-
rücksichtigen und Vorhaben entgegenzutreten, die geeig-
net sind, die allgemeine Schulpflicht als tragendes Prin-
zip des deutschen Bildungssystems zu schwächen, ist aus 
Sicht des Freistaates Bayern zu betonen, dass der Bund 
nur im Rahmen seiner Kompetenzen tätig werden darf. 
Der Bund muss daher bei jeglichem Tätigwerden im 

Bildungsbereich seine Kompetenzen beachten und dabei 
die Bildungs- und Schulhoheit der Länder respektieren. 

Anlage 15 

Erklärung 

von Staatsminister Christian Heinz 
(Hessen) 

zu Punkt 17 der Tagesordnung 

Wir alle kennen die besorgniserregenden Befunde des 
aktuellen „Bundeslagebildes Häusliche Gewalt 2024“ des 
Bundeskriminalamtes. Dabei ist die Zahl der bekannt 
gewordenen Opfer erneut gestiegen, auf fast 
266 000 Menschen im Jahr. Mehr als 70 Prozent der 
Opfer sind Frauen. Mehr als 75 Prozent der Tatverdächti-
gen sind Männer. 286 Menschen kamen durch häusliche 
Gewalt zu Tode. Zwei Drittel davon waren Frauen. 

Gemessen an allen in der Polizeilichen Kriminalstatis-
tik erfassten Opfern, geschehen nahezu ein Viertel aller 
Gewalttaten im Kontext häuslicher Gewalt. Und das ist 
nur die untere Grenze, wie die Dunkelfeldstudie 
„LeSuBiA“ gezeigt hat: Körperliche Gewalttaten werden 
von Frauen in nur 2,7 Prozent der Fälle zur Anzeige 
gebracht. 

Diese Zahlen machen deutlich, dass das eigene Zuhau-
se für viele Menschen kein Ort der Geborgenheit und 
Sicherheit ist. Im Gegenteil: Für viele Menschen ist es 
der gefährlichste Ort der Welt. Und diese Zahlen zeigen 
wiederum auch: Es sind vor allem Frauen betroffen. 

Als Hessische Landesregierung wollen wir diesen Zu-
stand nicht länger dulden und haben deshalb verschiede-
ne Maßnahmen vorangebracht, um das Zuhause der Men-
schen wieder sicherer zu machen und insbesondere die 
Sicherheit von Frauen spürbar zu erhöhen. Besonders 
wichtig und effektiv wird dabei die bundesweite Einfüh-
rung der elektronischen Fußfessel nach spanischem Vor-
bild sein. Alle bisherigen Erfahrungen zeigen uns, dass 
wir mit ihrem Einsatz schlimmste Gewalttaten an Frauen 
weitestgehend verhindern können. Ich bin deshalb sehr 
froh, dass die Länder und der Bund in den letzten Mona-
ten bei diesem Thema sehr konstruktiv zusammengewirkt 
haben. 

Die Länder arbeiten gerade mit Hochdruck daran, ei-
nen neuen Staatsvertrag abzuschließen, damit das Ge-
waltschutzgesetz im nächsten Jahr – ich hoffe zum 1. Juli 
2027 – in Kraft treten und effektiv von Hessen aus über-
wacht werden kann. Die immer weiter steigende Zahl von 
Femiziden braucht aus unserer Sicht aber auch ein starkes 
Zeichen des Bundesgesetzgebers. Insofern unterstützen 
wir Bestrebungen, die den Mordparagrafen behutsam 
reformieren und ein Mordmerkmal einführen wollen, mit 
dem Femizide adäquat erfasst werden können. 
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Insbesondere müssen dabei sogenannte Trennungs-
tötungen und die hierzu ergangene Rechtsprechung näher 
betrachtet werden. Ob die Niedrigkeit des Beweggrundes 
tatsächlich in Abrede gestellt werden kann, wenn die 
Trennung zuvor vom Opfer ausgegangen ist, bedarf ge-
nauer Prüfung und auch einer anschließenden parlamen-
tarischen Diskussion. Ebenso diskussionswürdig sind 
Fallgestaltungen, bei denen der Täter die Tat aus Ver-
zweiflung über das Beziehungsende begangen hat. Wir 
wollen diese genauere Prüfung ermöglichen und beför-
dern und stimmen deshalb dem Antrag zu. 

Anlage 16 

Erklärung 

von Ministerin Prof. Dr. Kerstin von der Decken 
(Schleswig-Holstein) 

zu Punkt 19 der Tagesordnung 

Bei schweren Sexualstraftaten, wie beispielsweise 
Vergewaltigungen, wird den Opfern unsägliches Leid 
zugefügt. Insbesondere die psychischen Folgen begleiten 
die Betroffenen oft ein Leben lang. Der wirksame Schutz 
vor und die Bestrafung von sexuellen Übergriffen ist ein 
Anliegen, das uns alle angeht. Es gilt, solchen Taten 
bestmöglich vorzubeugen, Betroffene zu unterstützen und 
die Verbrechen angemessen zu ahnden. Deshalb ist es 
richtig, dass wir heute darüber sprechen, wie das Straf-
recht, wie § 177 StGB diesem Anliegen besser gerecht 
werden kann. 

2016 hat der Bundesgesetzgeber den Schutz der sexu-
ellen Selbstbestimmung durch die Reform des Sexual-
strafrechts deutlich erweitert. Nach ausführlichen fachli-
chen Diskussionen, nicht zuletzt zur Umsetzung der Is-
tanbul-Konvention, wurde damals das sogenannte Nein-
heißt-Nein-Prinzip im Gesetz verankert. § 177 Absatz 1 
StGB stellt sexuelle Handlungen unter Strafe, die „gegen 
den erkennbaren Willen einer anderen Person“ vorge-
nommen werden. Erfasst sind dabei auch solche Fälle, in 
denen Betroffene sich etwa aus Angst, Schock, Überrum-
pelung oder wegen Bewusstlosigkeit nicht aktiv wehren 
oder nicht ausdrücklich „Nein“ sagen können. Sie sind in 
§ 177 Absatz 2 Nummer 1 bis 5 StGB verankert. 

Für Taten zum Nachteil von Personen, die „auf Grund 
ihres körperlichen oder psychischen Zustands in der 
Bildung oder Äußerung des Willens erheblich einge-
schränkt“ sind, sieht § 177 Absatz 2 Nummer 2 StGB 
vor, dass der Täter „sich der Zustimmung dieser Person 
versichert“. Damit folgt unser Strafgesetzbuch bereits 
heute in Teilen dem „Nur Ja heißt Ja“-Prinzip. 

Rund zehn Jahre nach Inkrafttreten der heutigen Fas-
sung des § 177 StGB ist es allerdings Zeit für eine Über-
arbeitung beziehungsweise für eine Evaluation. Mehrere 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die zugleich 

Vertragsstaaten der Istanbul-Konvention sind, haben in 
den letzten Jahren ihr Sexualstrafrecht hin zu einer „Nur 
Ja heißt Ja“-Lösung geändert. Die ersten Erfahrungen mit 
entsprechenden Regelungen sind, obgleich sich die 
Rechtssysteme voneinander unterscheiden, positiv zu 
deuten. 

Mit Änderungen im Strafrecht schleifen wir das 
schärfste Instrument unseres Rechtsstaates. Tatbestände 
müssen vor einer Neuformulierung sorgfältig geprüft und 
eindeutig formuliert sein: Sie müssen den Gerichten 
Orientierung geben, den Betroffenen Sicherheit vermit-
teln und zugleich rechtsstaatlichen Anforderungen genü-
gen. 

Schleswig-Holstein hat daher einen weiteren Antrag 
zu § 177 StGB eingebracht, der in den Ausschüssen bera-
ten werden soll. Der Antrag fordert eine sorgfältige Prü-
fung, wie das Ziel eines konsensbasierten Sexualstraf-
rechts rechtssicher umgesetzt werden kann. 

Wir tun gut daran, die notwendige gesetzgeberische 
Arbeit sorgfältig vorzubereiten und die unterschiedlichen 
rechtlichen und praktischen Fragen systematisch zu klä-
ren. Das Sexualstrafrecht muss so weiterentwickelt wer-
den, dass es den Schutz der sexuellen Selbstbestimmung 
stärkt und zugleich unseren hohen rechtsstaatlichen An-
forderungen gerecht wird. 

Anlage 17 

Erklärung 

von Staatsministerin Prof. Dr. Kristina Sinemus 
(Hessen) 

zu Punkt 18 der Tagesordnung 

Für Herrn Staatsminister Christian Heinz gebe ich fol-
gende Erklärung zu Protokoll: 

Frauen sind keine Gegenstände, die man sich einfach 
nehmen kann, ohne zu fragen. Frauen und Männer sind in 
unserem Land gleichberechtigt. Das Grundgesetz ist 
deutlich. Und genau so deutlich muss auch unser Sexual-
strafrecht sein. 

Mit dem Sexualstrafrecht bestrafen wir nicht nur Täter 
für ihre widerwärtigen Taten. Mit dem Sexualstrafrecht 
zeigen wir auch, was für ein Land wir sind und sein wol-
len. Wir wollen ein Land sein, in dem sich Männer und 
Frauen auf Augenhöhe begegnen. Und deshalb halte ich 
es für eine absolute Selbstverständlichkeit, dass Sexual-
kontakte immer das klare Einverständnis der Beteiligten 
voraussetzen. 

Ich käme nie auf die Idee, meinen Kindern etwas an-
deres zu vermitteln. Denn es geht hierbei nicht nur um 
das Verhältnis zwischen Männern und Frauen. Es geht 
darum, welchen Blick wir auf den Menschen haben, egal 
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ob er Mann oder Frau ist. Im Kern geht es um seine Wür-
de in einer der verletzlichsten Situationen des Lebens. Es 
geht darum, die Unantastbarkeit dieser Würde zu gewähr-
leisten. 

In der Vergangenheit sind wir den Frauen oft nicht ge-
recht geworden. Lange Zeit spielte der „Wille der Frau“ 
gar keine oder bloß eine sehr untergeordnete Rolle im 
Vergewaltigungstatbestand. Frauen blieben sozusagen 
ungefragt, und man machte sich nur strafbar, wenn sexu-
elle Handlungen mit Gewalt oder Quasigewalt erzwun-
gen wurden. Besser würde man sagen: wenn sich die 
Handlungen vom Täter einfach genommen wurden. 

Die Strafrechtsreform 1997 brachte keine grundlegen-
den Änderungen des § 177 StGB. Es brauchte auch wei-
terhin eines von drei sogenannten Nötigungsmitteln, 
darunter Gewalt oder Drohung mit Gewalt. Aufgeräumt 
wurde nach langen Debatten nur mit einem Missstand: 
der sogenannten strafrechtlichen Privilegierung von Ver-
gewaltigungen in der Ehe. 

Seit 2016 gilt nun das „Nein heißt Nein“-Prinzip. 
Auch wenn man heute vieles daran kritisch sieht, war 
dies ein Meilenstein auf dem Weg sexueller Gleichbe-
rechtigung, den die Bundesregierung unter der damaligen 
Kanzlerin Angela Merkel gegangen ist. Denn erstmals 
wurde der Wille der Opfer und damit der Frauen in den 
Mittelpunkt des Vergewaltigungstatbestandes gerückt. 
Das ist ein gesellschaftlicher Fortschritt, in dem eine 
Abkehr von einer Mentalität des „Sich-einfach-
Nehmens“ und „Nicht-Fragens“ liegt. Damit haben wir 
den Schutz vieler Frauen in unserem Land verbessert. 

Wir müssen allerdings feststellen, dass die Maßnah-
men bei Weitem nicht reichen. Die Zahl der Vergewalti-
gungen steigt in Deutschland seit mehreren Jahren dras-
tisch an, seit 2018 um 72 Prozent, was in Teilen zwar mit 
einem veränderten Anzeigeverhalten zu erklären ist. 
Dennoch sind die Zahlen viel zu hoch, und es ist Aufgabe 
der Politik, diesen Trend aufzuhalten und ein klares Zei-
chen zu setzen. 

Die Sicherheit von Frauen und der bessere Schutz vor 
Vergewaltigungen und häuslicher Gewalt sind ein zentra-
les Anliegen der Hessischen Landesregierung. Wir unter-
stützen deshalb Initiativen, ganz gleich, woher sie kom-
men, mit denen wir Gewalt gegen Frauen zurückdrängen 
und die Täter besser verfolgen können. Für uns ist klar: 
Vergewaltiger müssen für ihre Taten zur Rechenschaft 
gezogen werden. Es geht dabei nicht darum, die Beweis-
last im Strafprozess umzukehren. Hier ist der In-dubio-
pro-reo-Grundsatz, im Zweifel für den Angeklagten, in 
unser rechtsstaatliches Fundament eingemeißelt. Klar 
muss aber sein: Geschlechtsverkehr setzt voraus, dass die 
Beteiligten damit einverstanden sind. Deshalb ist „Ja 
heißt Ja“ der richtige Weg. 

Anlage 18 

Erklärung 

von Staatsministerin Prof. Dr. Kristina Sinemus 
(Hessen) 

zu Punkt 27 der Tagesordnung 

Die Einführung der European Digital Identity Wallet 
verändert die digitale Interaktion zwischen Bürgern und 
Behörden grundlegend. Die EUDI-Wallet ermöglicht 
eine sichere, grenzüberschreitend nutzbare digitale Iden-
tität in der gesamten EU. Mit dieser neuen Standard-
lösung wächst Europa auch im digitalen Raum weiter 
zusammen. 

Für Bürgerinnen und Bürger werden Verwaltungspro-
zesse spürbar vereinfacht. Informationen und Nachweise 
müssen nicht mehr mehrfach eingereicht oder in ver-
schiedenen Systemen erneut erfasst werden. Dadurch 
entfallen Medienbrüche. Anträge können durchgängig 
digital gestellt und bearbeitet werden. Der Zugang zu 
staatlichen Dienstleistungen wird dadurch schneller, 
effizienter und deutlich nutzerfreundlicher. 

Stellen wir uns eine Studentin vor, die ein Auslands-
semester in Italien plant! Statt ihre Identität und zahlrei-
che Dokumente wiederholt vorlegen zu müssen, kann sie 
ihre Identität künftig sicher über die EUDI-Wallet auf 
ihrem Smartphone nachweisen – etwa bei der Einschrei-
bung, der Kontoeröffnung oder der Wohnungssuche. Das 
spart Zeit, reduziert Bürokratie und macht europäische 
Freizügigkeit auch digital erlebbar. 

In Deutschland gibt es mit der BundID bereits einen 
zentralen digitalen Zugang zu Verwaltungsleistungen. 
Bürgerinnen und Bürger müssen sich nicht bei jeder 
Behörde neu registrieren oder unterschiedliche Zugangs-
systeme nutzen. Statt vieler einzelner Portale gibt es 
einen einheitlichen Zugangspunkt. Bei der weiteren Aus-
gestaltung des Gesetzentwurfes muss daher sichergestellt 
werden, dass die BundID als zentrales und einheitliches 
Identifizierungsmittel gegenüber der Verwaltung erhalten 
bleibt. Andere Lösungen wie die EUDI-Wallet dürfen 
diese ergänzen – aber nicht ersetzen. 

Ein weiterer Aspekt, der bei der Umsetzung des Ge-
setzes weiterhin kritisch begleitet werden sollte, ist die 
digitale Souveränität. Digitale Souveränität bei Identi-
tätsnachweisen bedeutet, dass Europa die Kontrolle über 
zentrale digitale Vertrauensinfrastrukturen behält. Bei der 
Zertifizierung privater Lösungen müssen wir Abhängig-
keiten von privaten, außereuropäischen Anbietern ver-
meiden. 

Um es kurz zusammenzufassen: Entscheidend für eine 
breite Akzeptanz der europäischen Wallet ist, dass sie 
vertrauenswürdig, interoperabel, souverän gestaltet und 
einfach nutzbar ist und den Bürgerinnen und Bürgern 
eine verlässliche digitale Identitätslösung bietet. 
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Ich bin zuversichtlich: Mit diesem Gesetz schaffen wir 
nicht nur eine technische Infrastruktur, sondern eine 
Grundlage für eine moderne, leistungsfähige und selbst-
bestimmte Gesellschaft. 

Anlage 19 

Erklärung 

von Minister Dr. Andreas Philippi 
(Niedersachsen) 

zu Punkt 39 der Tagesordnung 

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf zur Beschleuni-
gung der Umsetzung der Energieeffizienzrichtlinie setzen 
wir wesentliche europäische Vorgaben in deutsches 
Recht um. Zugleich schaffen wir mehr Klarheit, mehr 
Rechtssicherheit und mehr Praxistauglichkeit für öffentli-
che Einrichtungen, Unternehmen und Behörden. 

Die novellierte europäische Energieeffizienzrichtlinie 
ist bereits seit Oktober 2023 in Kraft. Die Umsetzungs-
frist ist inzwischen abgelaufen. Umso wichtiger ist es, 
dass wir die noch offenen Regelungen nun gemeinsam 
zügig und rechtssicher in nationales Recht überführen. 
Dabei geht es nicht nur um die Erfüllung europäischer 
Verpflichtungen. Es geht um die Stärkung unserer Ener-
gieversorgung, um die Wettbewerbsfähigkeit unseres 
Wirtschaftsstandorts und um einen verantwortungsvollen 
Umgang mit den vorhandenen Ressourcen und öffentli-
chen Mitteln. 

Die günstigste, sicherste und nachhaltigste Energie ist 
diejenige, die gar nicht erst verbraucht wird. Energieeffi-
zienz ist deshalb weit mehr als ein Instrument des Klima-
schutzes. Sie stärkt die Resilienz unseres Energiesystems, 
reduziert Importabhängigkeiten und hilft Bürgerinnen 
und Bürgern ebenso wie Unternehmen dabei, ihre Ener-
giekosten dauerhaft zu senken. Gerade die Erfahrungen 
der vergangenen Jahre haben gezeigt, wie wichtig ein 
sparsamer und effizienter Umgang mit Energie ist. Vor 
dem Hintergrund anhaltender geopolitischer Unsicherhei-
ten bleibt Energieeffizienz daher ein unverzichtbarer 
Baustein unserer Energiepolitik. 

Ein besonderer Schwerpunkt des Gesetzentwurfs liegt 
auf der Vorbildfunktion des öffentlichen Sektors. Der 
Staat muss bei der Nutzung von Energie selbst mit gutem 
Beispiel vorangehen. Deshalb ist es richtig, an der Ver-
pflichtung öffentlicher Einrichtungen, Energie- oder 
Umweltmanagementsysteme einzuführen, festzuhalten. 
Diese Systeme sind bewährte Instrumente, um Einsparpo-
tenziale systematisch zu erkennen und dauerhaft zu er-
schließen. Wo die öffentliche Hand von anderen Energie-
effizienz verlangt, muss sie selbst ambitioniert handeln. 
Das schafft Vertrauen in staatliches Handeln und gibt 
Orientierung für Wirtschaft und Gesellschaft. 

Zugleich verfolgen wir das Ziel, bürokratische Belas-
tungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. Dort, wo 
nationale Vorgaben bislang über europäische Anforde-
rungen hinausgehen, ist eine kritische Überprüfung sinn-
voll. Allerdings darf der berechtigte Wunsch nach Entlas-
tung nicht zu einer Schwächung erfolgreicher energie-
politischer Instrumente führen. Deshalb sollte die Novelle 
auf einen ausgewogenen Ansatz setzen: weniger Büro-
kratie dort, wo sie keinen zusätzlichen Nutzen schafft, 
aber klare und wirksame Anforderungen dort, wo sie für 
die Erreichung unserer Energieeffizienzziele erforderlich 
sind. 

Besonders die Unternehmen in Deutschland brauchen 
Planungssicherheit. Viele Betriebe haben bereits erhebli-
che Investitionen in Energie- und Umweltmanagement-
systeme getätigt. Diese Investitionen steigern die Ener-
gieeffizienz, senken Kosten und stärken die Wettbe-
werbsfähigkeit. Deshalb gilt: Energieeffizienz ist kein 
Hemmnis wirtschaftlicher Entwicklung, sondern ein 
Standortvorteil. Wer Energie effizient nutzt, reduziert 
seine Kosten, erhöht die Versorgungssicherheit und stärkt 
die eigene Krisenfestigkeit. 

Ein weiteres großes und vielfach noch ungenutztes Po-
tenzial liegt in der Nutzung industrieller Abwärme. Es ist 
ausdrücklich zu begrüßen, dass die Meldung an die Platt-
form für Abwärme verpflichtend bleibt. Gleichzeitig 
sollten wir darauf achten, den Kreis der erfassten Unter-
nehmen nicht unnötig eng zu ziehen. Jede zusätzlich 
erschlossene Kilowattstunde nutzbarer Abwärme steigert 
die Effizienz unseres Energiesystems und vermeidet 
unnötige Energieverluste. Gerade in Zeiten steigender 
Anforderungen an Wirtschaftlichkeit und Nachhaltigkeit 
sollten wir diese Potenziale konsequent nutzen. 

Wichtig ist mir auch, auf die Berichtspflichten der 
Länder, Kommunen und öffentlichen Einrichtungen ein-
zugehen sowie auf das vom Bund geplante Energiever-
brauchsregister. Die Einführung neuer Melde- und Be-
richtssysteme erfordert rechtliche, organisatorische und 
technische Vorbereitungen. Deshalb kommt es darauf an, 
ausreichende Umsetzungsfristen vorzusehen und den 
Vollzug praxistauglich zu gestalten. 

Kritisch sehen wir dabei besonders die Schaffung wei-
terer Dokumentationspflichten und den damit verbunde-
nen steigenden Bürokratieaufwand für die Kommunen. 
Unser gemeinsames Ziel muss es sein, hochwertige und 
aussagekräftige Daten zu erhalten, ohne Länder und 
Kommunen mit unrealistischen Anforderungen zu belas-
ten. 

Die Novellierung des Energieeffizienzgesetzes ist ein 
wichtiger Schritt für die vollständige Umsetzung europäi-
schen Rechts, für mehr Energieeffizienz und für eine 
sichere Energieversorgung. 

Es kommt nun darauf an, anspruchsvolle Ziele mit 
praktikablen Regelungen zu verbinden. Es geht darum, 
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Energie einzusparen, ohne unnötige Bürokratie aufzu-
bauen. Und es geht darum, Planungssicherheit zu schaf-
fen und Bund, Länder, Kommunen sowie die Wirtschaft 
gemeinsam auf einen verlässlichen und rechtssicheren 
Weg zu führen. 

Ich werbe daher für eine konstruktive Begleitung des 
weiteren Gesetzgebungsverfahrens und für eine ausge-
wogene Weiterentwicklung des Entwurfs. Lassen Sie uns 
dafür sorgen, dass Energieeffizienz auch künftig ein 
starkes Fundament unserer Energie- und Wirtschaftspoli-
tik bleibt! 

Anlage 20 

Erklärung 

von Staatsministerin Prof. Dr. Kristina Sinemus 
(Hessen) 

zu Punkt 46 der Tagesordnung 

Nach Berechnungen des Branchenverbands Connect 
Europe werden im Jahr 2030 noch rund 42 Millionen 
Menschen in Europa keinen Gigabitanschluss haben, 
wenn das derzeitige Ausbautempo nicht deutlich steigt. 
Das zeigt: Ohne entschlossenes Handeln drohen Europa 
wachsende Abhängigkeiten und Wettbewerbsnachteile. 
Wirtschaft, Verwaltung und Gesellschaft sind bereits 
heute auf leistungsfähige, sichere und flächendeckende 
digitale Infrastrukturen angewiesen. 

Für Unternehmen sind leistungsfähige digitale Infra-
strukturen die Voraussetzung für digitale Produkte und 
Innovation. Für Bürgerinnen und Bürger geht es um ihre 
Lebensqualität – beispielsweise durch verlässliches mobi-
les Arbeiten oder den Zugang zu Telemedizin –, insbe-
sondere im ländlichen Raum. 

Zwar verfügen inzwischen nahezu alle Haushalte in 
Europa über 5G. Doch bei 5G-Standalone – der Grundla-
ge für Echtzeitanwendungen und autonome Systeme – 
besteht gegenüber den USA und China weiterhin ein 
deutlicher Rückstand. Deshalb müssen wir den Ausbau 
moderner digitaler Netze konsequent beschleunigen. 
Glasfaser, flächendeckendes 5G-Standalone und resilien-
te Backbone-Netze bilden das Fundament einer wettbe-
werbsfähigen und resilienten digitalen Infrastruktur. 

Der Digital Networks Act kann hierfür ein entschei-
dender Hebel sein. Er muss Investitionen erleichtern, 
Genehmigungen beschleunigen und den Netzausbau 
insgesamt effizienter machen. Positiv zu bewerten sind 
insbesondere das ambitionierte Abschaltziel für Kupfer-
netze bis 2035, längere Frequenzlaufzeiten für mehr 
Planungssicherheit sowie die Stärkung der europäischen 
Satellitenkommunikation als Ergänzung zum Mobilfunk. 

Gleichzeitig braucht dieses Regelwerk ausreichend 
Flexibilität. Denn die Voraussetzungen für den Netzaus-
bau unterscheiden sich innerhalb Europas erheblich. 
Gerade bei der Kupfer-Glasfaser-Migration müssen die 
unterschiedlichen nationalen Ausbau- und Versorgungs-
stände berücksichtigt werden. Das betrifft insbesondere 
bestehende Flächenauflagen der Länder und Kommunen.  
Deshalb sollten die Mitgliedstaaten auch künftig ausrei-
chend Gestaltungsspielraum bei der konkreten Umset-
zung erhalten. Eine weitreichende Verlagerung von Ent-
scheidungskompetenzen auf die europäische Ebene ist 
kritisch zu sehen. 

Europäische Ziele und nationale Gestaltungsspielräu-
me sind kein Widerspruch. Im Gegenteil: Gemeinsame 
Ziele lassen sich nur erreichen, wenn sie an die unter-
schiedlichen Ausgangslagen der Mitgliedstaaten ange-
passt werden können. Der Digital Networks Act bietet die 
Chance, Europas digitale Infrastruktur zukunftsfest auf-
zustellen. Diese Chance sollten wir nutzen – mit ambitio-
nierten europäischen Zielen und den notwendigen natio-
nalen Handlungsspielräumen. 

Anlage 21 

Erklärung 

von Staatsministerin Heike Hofmann 
(Hessen) 

zu Punkt 48 der Tagesordnung 

Armut gibt es inmitten unserer Gesellschaft. In Europa 
ist rund jede sechste Person von Armut betroffen. Armut 
bedeutet für viele Betroffene: zu wenig Mittel für Essen, 
die Beheizung der Wohnung, Teilhabe. Leider verlieren 
viele Menschen in so einer Situation die Hoffnung, dass 
sich an dieser Situation jemals etwas ändert. Und wer 
keine Stimme hat und sich nicht mehr als Teil dieser 
Gesellschaft fühlt, dessen Vertrauen in die Demokratie 
kann schwinden. Menschen ziehen sich dann zurück; 
irgendwann wenden sie sich ab – mit gravierenden Fol-
gen für den gesellschaftlichen Zusammenhalt. Denn wo 
Vertrauen in den Staat, in das gesellschaftliche Miteinan-
der, in uns Volksvertreter schwindet, wächst der Nährbo-
den für Misstrauen, Polarisierung und Spaltung. 

Nach aktuellen Daten von Eurostat auf Grundlage der 
EU-SILC-Erhebung, also der EU-Statistik zu Einkom-
men und Lebensbedingungen, sind rund 93 Millionen 
Menschen in Europa von Armut und sozialer Ausgren-
zung bedroht. Besonders häufig trifft es Kinder, junge 
Erwachsene sowie Frauen. 19,5 Millionen Kinder – oder 
fast jedes vierte Kind in der EU – sind von Armut oder 
sozialer Ausgrenzung bedroht. Dies zeigt: Der Hand-
lungsbedarf ist groß. 

Daher begrüße ich es ausdrücklich, dass die Europäi-
sche Kommission mit der EU-Anti-Armutsstrategie nun 
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eine erste umfassende Strategie vorgelegt hat, die auf der 
Europäischen Säule sozialer Rechte aufbaut und das Ziel 
verfolgt, Armut innerhalb der EU gezielt zu bekämpfen 
und langfristig zu überwinden. Die EU-Kommission 
verfolgt hierbei einen umfassenden Ansatz, der alle Le-
bensphasen in den Blick nimmt. 

Wir wissen alle: Kinder kommen leider nicht mit den 
gleichen Startbedingungen zur Welt, sondern die Lebens-
realitäten von Eltern, deren Bildung, Einkommen und 
soziale Teilhabe, prägen von Beginn an die Entwick-
lungsmöglichkeiten ihrer Kinder. Wer früh gefördert 
wird, hat bessere Bildungschancen, höhere Erwerbsper-
spektiven und ein deutlich geringeres Risiko, später 
selbst von Armut betroffen zu sein.  

Die frühkindliche Bildung ist daher einer der wirk-
samsten Hebel, um soziale Ungleichheit zu verringern, 
echte Chancengerechtigkeit sowie Teilhabe zu ermögli-
chen. Daher setzen wir uns in Hessen mit Nachdruck für 
die Stärkung der frühkindlichen Bildung ein – zum Bei-
spiel mit einem flächendeckenden Konzept zur Sprach-
förderung sowie mit sogenannten praxisintegrierten, 
vergüteten Ausbildungsplätzen für angehende Erziehe-
rinnen und Erzieher, den sogenannte PivA-Stellen, mit 
dem Ziel, Fachkräfte zu gewinnen, um die Betreuungs- 
und Bildungsqualität weiter zu verbessern. Dies sind 
zudem wichtige Maßnahmen, um mehr Chancengerech-
tigkeit zu erreichen. Frühkindliche Bildung ist nicht nur 
Bildungspolitik – sie ist zugleich präventive Sozialpolitik 
und eine nachhaltige Investition in die Zukunft unserer 
Gesellschaft. 

Wir können aufgrund der bereits genannten europäi-
schen Daten eine weitere Feststellung treffen: Frauen 
sind in der Europäischen Union ungleich stärker von 
Armut betroffen als Männer. Ein wesentlicher Grund 
liegt in unterschiedlichen Erwerbsverläufen sowie der 
nach wie vor ungleichen Verteilung von Erwerbstätigkeit 
und unbezahlter Care-Arbeit. Frauen übernehmen nach 
wie vor einen Großteil der Versorgung und Betreuung 
pflegebedürftiger Angehörigen sowie der Kindererzie-
hung. Dabei wäre eine existenzsichernde Beschäftigung 
der wirksamste Armutsschutz. 

Bei der Umsetzung der „Strategie der Europäischen 
Union gegen Armut: Armut in allen Lebensphasen be-
kämpfen und verhindern“ gilt es deshalb, neben den 
Kindern und Jugendlichen auch die unterschiedlichen 
Lebenslagen von Frauen in den Blick zu nehmen, so zum 
Beispiel von Alleinerziehenden oder älteren Frauen, 
Frauen mit Behinderungen oder Zuwanderungsgeschichte 
sowie von Frauen in prekären Beschäftigungsverhältnis-
sen. Nur dann kann die Strategie ihrem im Titel definier-
ten Anspruch gerecht werden. 

Die Bekämpfung von Armut ist nicht nur ein EU-Ziel, 
sondern auch ein UN-Ziel für nachhaltige Entwicklung. 
Deshalb ist klar, dass es Anstrengungen auf allen Ebenen 
bedarf, um das Ziel zu erreichen. Dazu gehört auch die 

Bundesebene. Und daran müssen sich Vorschläge wie 
Kürzungen bei Wohngeld, Kinderzuschlag und Regelbe-
darfen messen lassen. Entsprechend spannend werden 
unsere Beratungen in diesem Hause nach der Sommer-
pause. 

Um Armut in allen Lebenslagen zu bekämpfen, ist es 
außerdem notwendig, dass wir unsere Anstrengungen auf 
allen Ebenen deutlich besser koordinieren und Übergänge 
erfolgreicher begleiten. In Hessen setzen wir dies bereits 
mit einer Koordinierungsstelle zur Armutsprävention 
um – dies mit dem Ziel, alle Akteure zusammenzubrin-
gen und Maßnahmen so auszugestalten, dass sie Armuts-
betroffene wirklich erreichen. Denn: Vertrauen in unsere 
Demokratie und gesellschaftlicher Zusammenhalt entste-
hen dort, wo Teilhabe für jede und jeden Einzelnen ge-
lingt. 

Anlage 22 

Erklärung 

von Staatsministerin Heike Hofmann 
(Hessen) 

zu Punkt 81 der Tagesordnung 

Manchmal werden Dinge besser, wenn sie repariert 
oder geheilt wurden. Beim Gesetz zur Weiterentwicklung 
der Digitalisierung in der Migrationsverwaltung ist das 
leider noch nicht der Fall. 

Bei einem Gesetz, das die missbräuchliche Anerken-
nung von Vaterschaften verhindern sollte – unser heuti-
ger TOP 2 –, wurde im Bundestag eine Änderung einge-
fügt, die sichere Herkunftsstaaten nach EU-Recht den 
sicheren Herkunftsstaaten nach deutschem Recht gleich-
stellt. Geduldete oder gestattete Personen aus diesen 
Ländern unterliegen einem Arbeitsverbot, auch wenn sie 
sich bereits in Arbeit oder Ausbildung befinden. Das 
betrifft Personen aus mehreren Staaten, die wir in 
Deutschland bisher nicht als sicher anerkennen: Ägypten, 
Bangladesch, Indien, Kolumbien, Marokko und Tunesien 
sowie die Türkei. Wenn dieser Personenkreis schon nicht 
als Fach- beziehungsweise Arbeitskraft zur Verfügung 
steht, dann brauchen wir wenigstens Rechtssicherheit.  

In dem Gesetz war bisher keine Übergangsregelung 
vorgesehen für Personen, die jetzt schon in Betrieben 
tätig sind, ob als Angestellte oder Auszubildende.  Jetzt 
wurde eine Übergangsregelung eingefügt, um dies zu 
reparieren – was aber nur in Teilen gelingt: Ein Teil der 
Betroffenen wird dennoch in ein Arbeitsverbot rutschen. 
Weiterhin vom Arbeitsverbot betroffen sind Personen, 
die ihre Duldung ab 6. Mai 2025 erhalten haben bezie-
hungsweise die ab dem Inkrafttreten von GEAS am 
12. Juni 2026 eine Arbeitserlaubnis erhalten haben. Das 
betrifft zum Beispiel Personen, die bereits zum 1. Juli 
eine Tätigkeit aufgenommen haben.  
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Lassen Sie uns eine echte Übergangsregelung für alle 
schaffen, die bis zum Inkrafttreten des Gesetzes eine 
Duldung erhalten, sonst ist die Konsequenz Ausgrenzung 
und Sozialleistungsabhängigkeit anstelle von Arbeit und 
gesellschaftlicher Teilhabe! 

Hier gibt es Nachbesserungsbedarf im vorliegenden 
Gesetz sowie bei allen künftigen Ausweitungen der Liste 
sicherer Herkunftsstaaten auf EU-Ebene. Sollte die Liste 
erweitert werden, muss klar sein, dass sinnvolle Über-
gangsregelungen nötig sind – damit alle, die bis dahin 
schon eine Duldung haben, im möglichen Maße Pla-
nungssicherheit haben und arbeiten dürfen. 

Anlage 23 

Erklärung 

von Senatorin Anna Gallina 
(Hamburg) 

zu Punkt 81 der Tagesordnung 

Die Ausweisung bestimmter Länder mit niedrigen 
Schutzquoten als „sichere Herkunftsländer“ dient der 
Beschleunigung der Asylverfahren und ist zudem ein 
Signal an Staatsangehörige aus diesen Herkunftsländern, 
dass ihre Schutzaussichten in Deutschland sehr gering 
sind. Staatsangehörige, die sich vor Einstufung ihres 
Herkunftslandes als sicheres Herkunftsland schon in 
Deutschland befinden und über eine Duldung verfügen, 
das heißt nicht rückgeführt werden können, sollten aber 
einen Arbeitsmarktzugang haben, um nicht dauerhaft auf 
einen Leistungsbezug angewiesen zu sein und massive 
Integrationsprobleme vor Ort zu schaffen. 

Die Freie und Hansestadt Hamburg begrüßt es daher, 
dass mit dem vorliegenden Gesetz für bestimmte Perso-
nen mit Duldung eine Ausnahme von dem neuen Ar-
beitsverbot mit einer Stichtagsregelung eingeführt wird. 
Es ist wichtig, dass Personen mit einer Duldung, die 
bereits eine Beschäftigungserlaubnis haben, auch weiter-
arbeiten dürfen. Zeitgleich schafft die Übergangsregelung 
aber eine prekäre Gruppe von Personen mit einer Dul-
dung, die diese erst nach dem 6. Mai 2025 erhalten ha-
ben. Diese Personen fallen dauerhaft in ein Arbeitsverbot, 
wenn sie nicht zum 12. Juni 2026 bereits eine Arbeit 
aufgenommen haben. Entsprechend wird diese Personen-
gruppe in Deutschland dauerhaft im Leistungsbezug 
verbleiben. Der Stichtag für die Ausnahmeregelung sollte 
daher einheitlich für alle neuen sicheren Herkunftsländer 
ausgestaltet sein und auf den Tag des Inkrafttretens fal-
len. Bei Aufnahme weiterer Herkunftsländer in die Liste 
der sicheren Herkunftsländer muss eine neue Übergangs-
regelung gefunden werden, die sicherstellt, dass alle 
schon im Land aufhältigen geduldeten Staatsangehörigen 
dieser dann neuen sicheren Herkunftsländer keinen Ar-
beitsverboten unterliegen. 

Anlage 24 

Erklärung 

von Staatsministerin Prof. Dr. Kristina Sinemus 
(Hessen) 

zu Punkt 86 der Tagesordnung 

Hessen weist darauf hin, dass die in der Begründung 
zu § 221 SGB V enthaltenen Annahmen zu den finanziel-
len Auswirkungen einer möglichen Lenkungssteuer auf 
zuckergesüßte Getränke auf einem Vorhaben beruhen, 
dessen konkrete Ausgestaltung bislang noch nicht Ge-
genstand eines Gesetzentwurfs ist. 

Vor diesem Hintergrund sollte die Bezugnahme auf 
ein erwartetes Steueraufkommen nicht als Vorwegnahme 
der Entscheidung über die Einführung oder die Ausge-
staltung einer solchen Steuer verstanden werden. Diese 
bleibt dem hierfür vorgesehenen Gesetzgebungsverfahren 
vorbehalten. 

Hessen geht davon aus, dass über die etwaige Einfüh-
rung einer Lenkungssteuer auf zuckergesüßte Getränke 
sowie deren konkrete Ausgestaltung erst auf der Grund-
lage eines entsprechenden Gesetzentwurfs und der hierzu 
geführten parlamentarischen Beratungen entschieden 
wird. Dabei ist aus Sicht Hessens darauf zu achten, dass 
übermäßige Belastungen der Wirtschaft zu vermeiden 
sind. 

Anlage 25 

Erklärung 

von Ministerin Dr. Tamara Zieschang 
(Sachsen-Anhalt) 

zu Punkt 86 der Tagesordnung 

Für Herrn Minister Professor Dr. Armin Willingmann 
gebe ich folgende Erklärung zu Protokoll: 

Für die Länder Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vor-
pommern und Schleswig-Holstein gebe ich folgende 
Erklärung zu Protokoll: 

Die Länder Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Schleswig-Holstein teilen das Ziel der Bundes-
regierung, die Zusatzbeiträge zur gesetzlichen Kranken-
versicherung (GKV) auf dem derzeitigen Niveau zu hal-
ten. In dieser Zielsetzung einig, haben die Länder Sach-
sen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpommern und Schleswig-
Holstein gegen das vorliegende Gesetz erhebliche Be-
denken, insbesondere im Hinblick auf die Folgen für die 
stationäre medizinische Versorgung, vor allem in dünn 
besiedelten ländlichen und strukturschwachen Regionen, 
die bereits jetzt von Unterversorgung in verschiedenen 
Leistungsbereichen bedroht sind. 
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Die strukturelle Unterfinanzierung der Krankenhäuser 
besteht trotz der positiven Entwicklungen bei der Flexibi-
lisierung der Regelungen zum Pflegepersonal sowie wei-
terer Maßnahmen zum Bürokratieabbau fort und gefähr-
det den Bestand insbesondere kleinerer Häuser. Da die 
Einsparung vor allem dadurch erbracht werden soll, dass 
Tarifsteigerungen nur teilweise refinanziert werden, un-
terliegen tarifgebundene kommunale und freigemeinnüt-
zige Häuser hierbei einer besonderen Betroffenheit. 

Das 2020 eingeführte Pflegebudget ist grundsätzlich 
sehr erfolgreich: Krankenhäuser haben in den vergange-
nen Jahren erheblich Pflegepersonal aufgestockt. Die 
Deckelung künftiger Vergütungsanpassungen kehrt diese 
Entscheidung faktisch um, bevor der Aufbauprozess 
abgeschlossen ist. 

Die Länder Sachsen-Anhalt, Mecklenburg-Vorpom-
mern und Schleswig-Holstein betrachten daher mit gro-
ßer Sorge, dass mit dem GKV-Beitragssatzstabilisie-
rungsgesetz Bemühungen konterkariert werden, im Rah-
men der Krankenhausplanung eine sachgerechte Reform 
und Weiterentwicklung der Krankenhauslandschaft zu 
erreichen, und Schließungen bedarfsnotwendiger Kran-
kenhäuser nicht ausgeschlossen werden können. 

Ferner bleibt festzustellen, dass mit der Aufhebung der 
Entbudgetierung im Bereich der haus- und kinderärztli-
chen Versorgung sowie bisher bestehender Regelungen 
für zusätzliche fachärztliche wie psychotherapeutische 
Termine eine Reduzierung des bisher überobligatorischen 
ärztlichen und therapeutischen Engagements mit der 
Folge längerer Wartezeiten für Patientinnen und Patien-
ten zu befürchten steht. 

Durch die Rückführung psychotherapeutischer Leis-
tungen in die morbiditätsbedingte Gesamtvergütung 
drohen massive Einschnitte bei der psychotherapeuti-
schen Versorgung, beziehungsweise die Maßnahme ver-
schlechtert die Lage insbesondere dort, wo bereits jetzt 
Versorgungsengpässe und überdurchschnittliche Warte-
zeiten bestehen. Da der Behandlungserfolg auch vom 
Zeitablauf beeinflusst wird, würden die Folgekosten zu 
spät behandelter oder unbehandelter psychischer Erkran-
kungen die gesetzliche Krankenversicherung finanziell 
zusätzlich belasten. 

Die Bundesbeteiligung an der Finanzierung versiche-
rungsfremder Leistungen beziehungsweise gesamtgesell-
schaftlicher Aufgaben ist trotz der Nachbesserungen im 
Zuge der parlamentarischen Beratungen nach wie vor zu 
gering. Zudem beabsichtigt der Bund, bezogen auf die 
Krankenversicherungsbeiträge für Grundsicherungsbe-
ziehende selbst in der Endstufe nur einen Teil der tatsäch-
lichen Kosten zu tragen. 

Anlage 26 

Erklärung 

von Parl. Staatssekretär Tino Sorge 
(BMG) 

zu Punkt 86 der Tagesordnung 

Für Frau Bundesministerin Nina Warken gebe ich fol-
gende Erklärung zu Protokoll: 

Die Bundesregierung erklärt: 

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, den durch-
schnittlichen Zusatzbeitrag zur gesetzlichen Krankenver-
sicherung nachhaltig zu stabilisieren, um Unternehmen 
und Beitragszahler nicht weiter zu belasten. Die hohe 
Ausgabendynamik macht es notwendig, durch einen 
umfassenden Gesamtansatz die Ausgaben im Gesund-
heitswesen grundsätzlich an die Einnahmeentwicklung zu 
koppeln. Gleichzeitig sollen die hohe Qualität und eine 
flächendeckende Versorgung sichergestellt werden. Not-
wendige Strukturreformen sind neben der finanziellen 
Konsolidierung der gesetzlichen Krankenversicherung 
deshalb unabdingbar und werden von der Bundesregie-
rung weiter vorangetrieben. 

(1) Insbesondere die Krankenhauslandschaft befindet 
sich in einem umfassenden Transformationsprozess, der 
von der Bundesregierung aktiv begleitet und finanziell 
unterstützt wird. Die Bundesregierung ist sich der beson-
deren wirtschaftlichen Herausforderung der Krankenhäu-
ser bewusst. Im Gesetzgebungsverfahren zum GKV-
Beitragssatzstabilisierungsgesetz wurden deshalb bereits 
Maßnahmen beschlossen, die den wirtschaftlichen Druck 
der Krankenhäuser verringern, ihnen mehr Flexibilität 
einräumen und sie von verzichtbarer Bürokratie entlasten. 

– Für die Jahre 2027 bis einschließlich 2029 gilt für die 
Krankenhäuser die gleiche Obergrenze für den Kos-
tenanstieg wie für andere Leistungsbereiche (Grund-
lohnrate minus 1 Prozentpunkt). Diese Maßnahme ver-
ringert die Belastung der Krankenhäuser im Jahr 2027 
um 640 Millionen Euro und steigt bis 2029 auf 
850 Millionen Euro an. 

– Von einer verpflichtenden Anwendung der Personal-
bemessungsinstrumente für die Pflege sowie für den 
ärztlichen Bereich wird Abstand genommen. Die 
Krankenhäuser werden im Rahmen einer Generalklau-
sel verpflichtet, eine bedarfsgerechte Personalausstat-
tung sicherzustellen. Durch diesen Verzicht können 
laut der Deutschen Krankenhausgesellschaft unmittel-
bar Einsparungen von über 1 Milliarde Euro erzielt 
werden, weitere 2 Milliarden Euro werden dadurch in 
den kommenden Jahren eingespart. 

– Mit dem Verzicht der Anwendung von Pflegepersonal-
untergrenzen als verpflichtende Qualitätsanforderung 
für alle Leistungsgruppen in Krankenhäusern wird ein 
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derzeit noch bestehendes, maßgebliches Hindernis aus 
Sicht der Länder bei der Umsetzung der Krankenhaus-
reform unmittelbar beseitigt.  

Neben diesen bereits im parlamentarischen Verfahren 
zum GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz verankerten 
Maßnahmen verpflichtet sich die Bundesregierung, im 
Gesundheitswesen insgesamt die Belastung durch Büro-
kratie deutlich zu reduzieren. Dafür wird sie den begon-
nenen Austausch mit den betroffenen Akteuren fortset-
zen, die Vorschläge aus der Praxis umfassend, ergebnis-
offen prüfen, um schnellstmöglich gesetzliche Anpassun-
gen vorzunehmen. 

– Insbesondere sollen schnellstmöglich Vereinfachun-
gen von Dokumentations- und Nachweispflichten auf-
grund von Vorgaben zur Qualitätssicherung umgesetzt 
werden. Dadurch kann eine hohe Entlastungswirkung 
für die Leistungserbringer in zweistelliger Millionen-
höhe erreicht werden. 

– Durch Schaffung eines Minimaldatensatzes ab Mitte 
2027 werden sämtliche Datenerhebungen und Melde-
wege zur Pflege im Krankenhaus vereinheitlicht und 
verringert. Dadurch sind Entlastungen von hohen bü-
rokratischen Aufwänden in einem zweistelligen Milli-
onenbetrag zu erreichen. 

– Zudem wird zur Entlastung von psychiatrischen und 
psychosomatischen Krankenhäusern zukünftig auf die 
differenzierte Datenübermittlung zum Pflegepersonal 
in psychiatrischen und psychosomatischen Einrichtun-
gen verzichtet. Durch diesen Verzicht können laut der 
Deutschen Krankenhausgesellschaft jährliche Einspa-
rungen von rund 1,9 Millionen Euro erzielt werden. 

Der Zuschlag für die besondere Vorhaltung der Uni-
versitätskliniken wird ab dem Jahr 2027 um 100 Millio-
nen Euro erhöht. Für Krankenhäuser, die nicht von den 
vorgenannten Zuschlägen profitieren, werden weitere 
450 Millionen Euro durch die Erhöhung eines Rech-
nungszuschlags gewährt. Die Kosten für diese Zuschläge 
werden innerhalb des Systems der gesetzlichen Kranken-
versicherung gehoben. 

Die Bundesregierung wird frühzeitig durch eine Eva-
luation die mit dem GKV-Beitragssatzstabilisierungs-
gesetz eingeführten Vergütungsregelungen im Kranken-
hausbereich auf deren Auswirkungen prüfen und ange-
messen auf unerwünschte Folgewirkungen reagieren. 
Dazu gehören insbesondere die Auswirkungen der Rege-
lungen zur Tariffinanzierung, zu den Prüfquoten bei den 
Abrechnungen und der Fallzusammenführung. Für Kran-
kenhäuser, bei denen keine Auffälligkeiten bei den Ab-
rechnungsprüfungen zu verzeichnen sind, werden weitere 
bürokratische Vereinfachungen umgesetzt. 

(2) Vor dem Hintergrund des zunehmenden internatio-
nalen Wettbewerbs um Forschungskapazitäten, Investitio-
nen und Innovationen kommt attraktiven Rahmenbedin-
gungen für den Forschungs- und Innovationsstandort 
Deutschland eine besondere Bedeutung zu. Leistungsfähi-
ge Strukturen in der klinischen Forschung, verlässliche 
Möglichkeiten zur Nutzung von Gesundheitsdaten für 
wissenschaftliche Zwecke sowie investitionsfreundliche 
regulatorische und wirtschaftliche Rahmenbedingungen 
können dazu beitragen, Forschungsaktivitäten in Deutsch-
land zu stärken und Innovationsprozesse zu beschleuni-
gen. Dies wirkt sich nicht nur auf die Entwicklung neuer 
Arzneimittel und Therapien aus, sondern schafft zugleich 
die Voraussetzungen dafür, dass medizinischer Fortschritt 
schneller den Weg in die Versorgung findet und Patien-
tinnen und Patienten zeitnah von neuen diagnostischen 
und therapeutischen Möglichkeiten profitieren können. 

Um dem berechtigten Interesse der Unternehmen an 
Planungssicherheit für Vermarktungs-, Investitions- und 
Standortentscheidungen Rechnung zu tragen, wird die 
Bundesregierung weitere Ausnahmen vom zusätzlichen 
Herstellerabschlag nach § 130a SGB V durch gemein-
schafts- und beihilferechtlich konforme Standortklauseln 
bis zum 1. Januar 2027 einführen. Dazu wird zeitnah ein 
interministerielles Fachgremium unter Einbindung der 
Wissenschaft, Industrie und Selbstverwaltung bis spätes-
tens Ende September 2026 rechtssichere Vorschläge zur 
Umsetzung erarbeiten. 

Im Einklang mit europa- und handelsrechtlichen Vor-
gaben und unter Wahrung der Beitragssatzstabilität der 
gesetzlichen Krankenversicherung sollen diese die Arznei-
mittelproduktion in Deutschland sowie relevante Investi-
tionen in den Pharmastandort im Interesse von Wert-
schöpfung, Beschäftigung und resilienter Versorgung 
durch finanzielle Anreize fördern. Dabei sollen auch 
zusätzliche Instrumente außerhalb der gesetzlichen Kran-
kenversicherung, etwa im Rahmen von Förderinstrumen-
ten der Europäischen Union oder Standortförderungen 
des Bundesministeriums für Wirtschaft und Energie, 
geprüft werden. Zusätzliche Belastungen für Beitragszah-
ler, Lohnnebenkosten und den Bundeshaushalt sind zu 
vermeiden. Eine Umsetzung entsprechender Maßnahmen 
erfolgt bis Ende 2026. 

Darüber hinaus werden – gemeinsam mit allen relevan-
ten Akteuren – Maßnahmen zur nachhaltigen Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen für Forschung, Entwicklung 
und Innovation in Deutschland erarbeitet. Der Fokus soll 
auf einer Stärkung der klinischen Forschung sowie auf der 
Schaffung verlässlicher und praxisnaher Regelungen für 
die Nutzung von Gesundheits- und Forschungsdaten zu 
wissenschaftlichen Zwecken liegen. Gleichzeitig wird 
geprüft, durch welche steuerlichen, regulatorischen und 
strukturellen Maßnahmen zusätzliche Anreize für Investiti-
onen in Forschung und Entwicklung gesetzt werden können.
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